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Beratung der Traktanden 

 

Traktandum 6 wird vor Traktandum 5 behandelt. Die Traktanden 15 und 16 werden aus zeit-

lichen Gründen nicht behandelt.  

 

 

 

1. Mitteilungen der Ratspräsidentin 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer begrüsst die Anwesenden zur 4. Sitzung des Grossen Stadt-

rats. Heute ist der Nationale Zukunftstag, wo Kinder ihre Eltern oder Gotte/ Götti begleiten 

dürfen, um einen Eindruck von deren Beruf zu erhalten. Die Sprechende freut sich, heute 

Morgen Valentin und Mauro begrüssen zu können. Sie begleiten Evelyne Perkmann-Meyer  
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und Ursula Stämmer-Horst. Am Nachmittag kommen noch drei Kinder aus der kantonalen 

Verwaltung, die Franziska Bitzi Staub begleiten werden. 

Zum Traktandum 8 werden drei Maturanden erwartet, die ihre Maturarbeit über die Asylun-

terkunft Eichwald schreiben. Sie haben angefragt, ob sie ein paar Fotos von der Ratssitzung 

machen dürfen. Wenn dagegen niemand opponiert, wird die Sprechende dem Wunsch statt-

gegeben.  

Ratspräsidentin Theres Vinatzer gibt die Entschuldigungen, siehe Deckblatt, bekannt. 

Die Eingänge liegen wie immer bei der Ratsweibelin auf. 

Exemplare der definitiven Gesamtplanung können bei Evelyne Perkmann-Meyer bezogen 

werden. 

 

 

 

2. Genehmigung des Protokolls 2 vom 27. September 2012 

 

Laura Kopp: Auf Seite 75 steht bei meinem Namen G/JG-Fraktion, was natürlich GLP-Fraktion 

heissen muss. Mit dieser Korrektur wird das Protokoll genehmigt und verdankt. 

 

 

 

3. Bericht 33/2012 vom 19. September 2012: 

Videoüberwachung im öffentlichen Raum 

 

Eintreten 

 

Kommissionsvizepräsident Peter With: Die Geschäftsprüfungskommission hat am 18. Oktober 

2012 über den Bericht „Videoüberwachung im öffentlichen Raum“ diskutiert. Auskunft ge-

geben haben der UVS-Direktor Adrian Borgula und Maurice Illi vom Stab UVS.  

Die ganze Diskussion rund um die „Videoüberwachung im öffentlichen Raum“ ist mindestens 

genau so kontrovers geführt worden wie bereits vorher schon in den Medien. Man hat ge-

merkt, da sind Grundsätze aufeinander getroffen. Es gab sehr engagierte Diskussionen, von 

der bürgerlichen Seite genauso wie von der linken Seite. Auch der Stadtrat hat sich sehr ein-

gesetzt. Vor allem die bürgerliche Seite vertritt die Meinung, dass die Videoüberwachung 

sehr wichtig ist, weitergeführt und eventuell sogar noch ausgebaut werden muss. Die Ratslin-

ken resp. die linken Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission sind eher der Meinung, 

dass es alternative Lösungen gäbe, dass man das Geld sinnvoller investieren könnte, bei-

spielsweise in Präventionsmassnahmen.  

Der Stadtrat hat sich sehr engagiert diesen Argumentationen angenommen, vor allem auch 

den z.T. kritischen Fragen. Es wurde insbesondere darauf hingewiesen, dass die Anschaffung 

dieser Kameras keine Fehlinvestition war, was von gewissen Votanten moniert wurde, son-

dern dass diese sehr sorgfältig und über einen längeren Zeitraum evaluiert wurden. Es wur- 
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den auch Kameras zum Testen auf dem Bahnhofplatz installiert und man hat die, aus Sicht  

des Stadtrats und der Kommission, die darüber beschlossen hat, sinnvollsten Kameras ange-

schafft.   

Man hat dann aufgrund eines überwiesenen Vorstosses aus dem Parlament eine Studie zur 

Kameraüberwachung in Auftrag gegeben. Die Studie „Kameraüberwachung als Präventions-

instrument im öffentlichen und urbanen Raum/Evaluation für den Bahnhofplatz Luzern“ 

wurde von der Uni Basel erstellt. Im Januar 2011 lag der Bericht vor und zeigte auf, dass die 

Kameras nicht den Effekt haben, den man sich versprochen hat, als man die Anschaffung der 

Kameras beschlossen hat.  

Trotzdem hat sich eine Mehrheit der Geschäftsprüfungskommission dafür ausgesprochen, die 

Kameras weiterhin zu betreiben. Aufgrund dessen wurde ein Antrag auf ablehnende Kennt-

nisnahme gestellt. Dem Antrag wurde mit 6:4 Stimmen zugestimmt.   

 

Albert Schwarzenbach: Der Stadtrat hat 2008 auf Wunsch des Parlaments und der Bevölke-

rung nach einer Volksabstimmung in der Stadt Luzern Videokameras aufgestellt, 6 davon auf 

dem Bahnhofplatz. „Wir möchten damit die Leute von Gesetzesvorstössen abhalten, Fälle 

aufklären oder gar eingreifen können“, hat Stadträtin Ursula Stämmer-Horst damals formu-

liert.  

Heute, 4 Jahre danach, folgt die Bilanz. Sie fällt für den Bahnhofplatz ernüchternd aus: Die 

Videokameras sollen abmontiert werden, weil sie nichts bringen. Vor dem Bahnhof und dem 

KKL ist es in dieser Zeit zu mehr Delikten, Drogenhandel und Drogenkonsum gekommen. Die 

Bevölkerung hat, so zeigt es auch die jüngste Umfrage, das Gefühl, der Bahnhofplatz sei zu 

einer grösseren Problemregion geworden. Die Luzerner Polizei rückt lieber aus, um vor Ort 

präsent zu sein, statt die Aufnahmen zu analysieren, da sie für eine rechtsgenügliche Perso-

nenfahndung nicht brauchbar sind. Eine abschreckende Wirkung hatten die Kameras auch 

nicht. Diese Bilanz stammt nicht vom Sprechenden, sondern steht in den Berichten, die wir 

gelesen haben und die wir heute diskutieren.   

Wenn die Kameras abgebaut werden, sind damit, wenn von Kosten von 6'000 Franken pro 

Kamera ausgegangen wird, 36'000 Franken in den Sand gesetzt worden. Ausser Spesen nichts 

gewesen.   

Wie ist es soweit gekommen? Hat der Stadtrat die Videoüberwachung nur halbherzig umge-

setzt? Sind bei der Evaluation vor vier Jahren Fehler gemacht worden? Ist es so, dass die Stadt 

bei der Anschaffung explizit keine Kameras wollte, mit der Gesichter erkannt werden kön-

nen, wie es Reto Casutt von der Securiton zu Papier gibt? Wer nachfragt, erfährt, dass einst 

umfassend abgeklärt wurde, was angeschafft werden soll. Und dass von allem Anfang an klar 

war, dass aus Kostengründen Kameras angeschafft wurden, die nicht allen Ansprüchen genü-

gen. Auch ist Rat von aussen, aus St. Gallen, eingeholt worden.     

Am Resultat aber ändert das nichts: Die Kameras haben in den Koordinationsraum der Si-

cherheitspolizei und nicht in die Einsatzzentrale während vier Jahre mehr oder weniger ver-

schwommene Bilder geliefert, die nicht nichts aber nicht viel genützt haben. Und niemand 

hat es der Öffentlichkeit gesagt oder darauf reagiert. Man hat für 12'000 Franken eine Studie 

von Michael Zehnder von der Universität Basel mitfinanziert, um zu einer wissenschaftlichen 
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Analyse zu gelangen. Ihr Resultat, das im Januar 2011 vorlag, hätte klare Schlüsse und damit 

auch eine Reaktion erlaubt. Sie wurde jedoch in der zuständigen Direktion monatelang gut 

gelagert, bis sie zusammen mit dem Kommentar der Polizei am Tag vor der GPK-Sitzung, an 

der das Geschäft traktandiert war, der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Das ist kein Ruhmes-

blatt für die zuständige Direktion und kein Beispiel für eine gute Informationspolitik.  

So bleibt zur Kenntnis zu nehmen, dass die heutigen Kameras abgebaut werden und damit 

jährlich 30'000 Franken gespart werden – als willkommener Beitrag zum 4 Millionen-

Sparpaket. Ob sie dereinst durch brauchbare Modelle ersetzt werden, ist noch offen. Der Kan-

ton will mit der Stadt darüber sprechen und sie mitfinanzieren. Oder - noch besser - er soll sie 

gleich ganz finanzieren, denn schliesslich ist die Polizei heute eine kantonale Aufgabe. Und 

der Kanton muss wissen, wie er dem Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung entsprechen will. 

Zu klären bliebe, was diese Investition kosten würde. 1‘500 – 2‘000 Franken pro Kamera, wie 

es in der Zeitung steht, oder doch viel mehr? Die tatsächlichen und die selbst ernannten Spe-

zialisten sind sich lesbar nicht einig.  

So bleibt, das Visier auf das tatsächliche Problem zu lenken: die Situation auf dem Bahnhof-

platz und vor dem KKL. Sie war unbefriedigend und sie ist unbefriedigend. Zwar ist viel getan 

worden, aber die Probleme sind noch nicht gelöst. Die CVP möchte, dass diese Zone wieder zu 

einer Visitenkarte von Luzern wird, einer Zone, die einer Touristenstadt würdig ist. Der erste 

Eindruck zählt. Und für einen Bahn- und Busreisenden, der nach Luzern kommt, ist es eben 

der Bahnhofplatz.  

Die CVP-Fraktion weiss: Es gibt keine einfachen Rezepte, und Randgruppen müssen auch ir-

gendwo sein. Das Sprichwort  "Aus dem Auge - aus dem Sinn" darf nicht gelten.  

Aber es braucht auch den Willen, nicht wegzuschauen und nicht schönzureden, sondern das 

Problem einzugestehen und mit einem Massnahmenpaket anzugehen, das laufend beurteilt, 

korrigiert und auf das erwähnte Ziel ausgerichtet wird. Die CVP-Fraktion erwartet, dass der 

Stadtrat diesen Weg geht.  

Was den Bericht selber betrifft, wird die CVP-Fraktion darauf eintreten, ihn aber ablehnend 

zur Kenntnis nehmen. Das ist ein Rauchzeichen, das besagt: Was in den letzten Jahren mit 

den Videokameras auf dem Bahnhofplatz geschehen ist, kann sie nicht mittragen.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann könnte eigentlich aufhören und sagen, die FDP-Fraktion sieht es so 

wie die CVP.  

Die Sicherheit ist wirklich ein sehr wichtiges Gut. Nur eine sichere Stadt ist auch eine lebens-

werte Stadt. Auch das subjektive Sicherheitsempfinden ist wichtig, denn das ist das, was die 

Bevölkerung auch tatsächlich spürt. Deswegen haben wir seinerzeit den Kredit zur Anschaf-

fung der Videokameras gesprochen. Das Volk hat mit 70% zur Videoüberwachung Ja gesagt. 

Es ist ein sehr grosses Anliegen, sich in der Stadt sicher zu fühlen.  

Nach der Lektüre des Berichts waren die Mitglieder der FDP-Fraktion jedoch sehr konsterniert. 

Hat die Stadt die ganzen Investitionen einfach so in den Sand gesetzt? Die gesetzten Ziele, 

die Hoffnungen wurden klar nicht erreicht.  

Die FDP-Fraktion hat sich gefragt, wieso man nicht versucht hat zu korrigieren, eine Verbesse-

rung zu erreichen, anstatt 5 Jahre zuzuschauen, obwohl man die Kameras nicht brauchen 
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konnte. Der ganze Evaluationsprozess hat tatsächlich einen schalen Nachgeschmack.  

Der FDP ist die Sicherheit der Bevölkerung und der Gäste sehr wichtig. Sicherheit zu garantie-

ren, und die Beurteilung, welche Massnahmen für die Sicherstellung nötig sind, ist jedoch die 

Aufgabe der Polizei. Das sollen Profis machen. Es liegt nicht an uns, das zu beurteilen. Wir 

können auch viel zu schlecht einschätzen, was es dazu braucht. 

Wir konnten aber mit Freude durch die Presse vernehmen, dass die Polizei ihre physische Prä-

senz auf dem Bahnhofplatz verstärken will. Das bringt sicher sehr viel, auch für die subjektive 

Sicherheit. 

In den Augen der FDP ist die Videoüberwachung, wenn sie richtig eingesetzt wird, ein 

brauchbares Instrument und kann sicher auch bei der Verbrechensaufklärung helfen. Für 

mehr Sicherheit braucht es bestimmt einen ganzen Strauss an Massnahmen, aber aus Sicht der 

FDP-Fraktion kann Videoüberwachung ein Puzzlestein davon sein. Doch diesen Entscheid will 

man wie gesagt der Polizei überlassen.  

Für uns Politiker gilt, die Situation auf dem Bahnhofplatz weiter genau zu beobachten. Wir 

haben nichts dagegen, wenn die unbrauchbaren Kameras, die jetzt dort hängen, auch de-

montiert werden. Damit ist die Situation aber nicht gelöst. Doch der Bericht hört genau dort 

auf. Er zeigt keine Lösungen, keinen Ausblick. Die Sicherheit hat sich auf dem Bahnhofplatz 

verschlechtert. Dass etwas gemacht werden muss, liegt auf der Hand. Darum wird die FDP-

Fraktion zwar auf den Bericht eintreten, aber ihn ablehnend zur Kenntnis nehmen.  

 

Stefanie Wyss möchte noch ein paar weitere Aspekte beleuchten, obwohl schon einiges ge-

sagt wurde. Sie hat das Ratsprotokoll vom 28. Januar 2008 über das Reglement der Video-

überwachung im öffentlichen Raum genau studiert und Folgendes festgestellt: Schon damals 

haben die Fraktionen der G/JG, SP und auch FDP gesagt, dass sie skeptisch seien, ob die Vi-

deoüberwachung auch wirklich das bringen würde, was im B+A versprochen wird.  

So hat die Stadt geglaubt, dass die Videoüberwachung etwas für das subjektive Sicherheitsge-

fühl tun und präventiv wirken kann. Jetzt liegt der Bericht über die Auswertung der Video-

überwachung auf dem Tisch und die Skepsis hat sich bestätigt. Es ist zu einer teilweisen Ver-

lagerung von Personengruppen gekommen und es hat auch keine Abnahme, sondern ganz 

im Gegenteil eine Zunahme der Delikte gegeben. Schon bei der Unterstützung des Referen-

dums gegen das Reglement für die Videoüberwachung im öffentlichen Raum im Jahr 2008 

war die G/JG-Fraktion der Ansicht, dass Videokameras nur wenig zur Sicherheit beitragen 

können und der Stadtrat der Illusion erliegt zu glauben, die Situation auf dem Bahnhofplatz 

so nachhaltig verändern zu können.  

Man sollte die G/JG-Fraktion nicht falsch verstehen. Diese hat kein Interesse an einer „Ätsch-

Bätsch-Politik“ nach dem Motto, man habe alles besser gewusst. Dennoch war die Einführung 

der Videoüberwachung im Jahr 2008 auch aus damaliger Perspektive sehr fragwürdig. Es gab 

damals nämlich schon Studien aus anderen Ländern, die aufgezeigt haben, dass eine Video-

überwachung im öffentlichen Raum nur sehr wenig zur Verhinderung von Delikten beiträgt.  

Als gutes Beispiel dient London. London ist eine der am meisten durch Video überwachten 

Städte der Welt. Fast in jeder Ecke hängt eine Kamera. Aber wie in der Stadt Luzern wurde 

auch in London durch mehrere Studien festgestellt, dass sich Verbrecher/innen durch Kameras 
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nicht abschrecken lassen, und auch das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung nicht gesteigert 

werden konnte. So hat z. B. die Studie des Innenministeriums aus dem Jahr 2005 ausgesagt, 

dass die Installation der Kameras vor allem viel Geld gekostet, aber nur wenig gebracht hat. 

Gerade in finanziell schwierigen Zeiten sollten solche Ausgaben ganz kritisch geprüft werden. 

Der Stadtrat hat das gemacht, hat leider ein bisschen lange mit der Veröffentlichung der Er-

gebnisse gewartet, aber die richtigen Schlüsse daraus gezogen.  

Jetzt ist in der letzten Woche nach Bekanntgabe der Studienresultate der Ruf laut geworden, 

die Stadt solle neue Kameras anschaffen. Der Stadtrat konnte glaubwürdig aufzeigen, dass 

mit der Anschaffung von neuen Kameras noch keine Probleme gelöst sind. Denn nur mit ei-

nem grossen personellen Aufwand ist eine Videoüberwachung überhaupt sinnvoll. Ausser-

dem wird es immer Orte geben, die nicht videoüberwacht sind. Totale Videoüberwachung ist 

nicht wünschenswert, nicht erstrebenswert und sie bringt schlicht zu wenig. Auch in London 

werden vermehrt Videokameras wieder deinstalliert und das Geld in Sicherheitsleute und 

Polizei investiert.  

Jetzt möchte die G/JG-Fraktion aber noch einen Schritt weitergehen. Es wurde über die Prob-

leme geredet, nun ist es an der Zeit, über Lösungen zu sprechen. Wichtig erscheint der G/JG-

Fraktion festzuhalten, dass die Leute weder vom Europa- noch vom Bahnhofplatz vertrieben 

werden. Schliesslich wurden solche Plätze geschaffen, damit man sich dort trifft und sich aus-

tauschen kann. Zudem wäre es reine Augenwischerei, wenn Leute von solchen Plätzen weg-

gewiesen werden, denn sie werden sich auch danach wieder im öffentlichen Raum aufhalten.  

Der Stadtrat erwähnt im Bericht, dass das Vögeligärtli seit (Zitat) „erfolgreicher Intervention“ 

keine Problemregion mehr sei. Aber was sind die Folgen von so einer so genannten Interven-

tion? Die Personen, die sich im Vögeligärtli aufgehalten haben, wurden weggescheucht und 

finden sich heute auf dem Bahnhofplatz. Generell lässt sich sagen, dass nach einer Interventi-

on einfach nach Ausweichmöglichkeiten gesucht wird, aber nicht, weil das böse oder unter-

beschäftigte, herumlungernde Leute sind, sondern, weil sie ein Recht haben, sich auf öffentli-

chen Plätzen aufzuhalten. 

Der Stadtrat hat auch in seiner Antwort auf die Interpellation „Was folgt auf die Sommer-

bars?“, von der SP/JUSO- und der G/JG-Fraktion, gut aufgezeigt, dass entgegen der öffentli-

chen Meinung sehr viel an den Brennpunkten getan wird. Auch genügend repressive Mittel 

ohne Videokameras stehen zur Verfügung. Die G/JG-Fraktion ist davon überzeugt, dass ein 

lebendiger Platz mit vielen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen mehr Sicherheit schaffen 

kann, als ein völlig leerer Platz, dafür aber videoüberwacht. Ausserdem sehen viele Augen 

mehr als zwei oder drei Videokameras.  

Eine Möglichkeit ist nun, die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum zu verbessern, um die 

Begegnung zu steigern. Wiederum könnte sich die G/JG-Fraktion vorstellen, dass bei einem 

partizipativen Verfahren herausgefunden werden soll, was mit dem Bahnhofplatz passieren 

soll. Die Stadt Wien hat das beispielsweise gemacht. Es ist ein wichtiger Punkt in ihrem Leit-

bild über den öffentlichen Raum, dass die Bürger/innen sich bei der Gestaltung des öffentli-

chen Raums beteiligen sollen. Dabei können auch unkonventionelle Ideen entstehen. Der 

Bahnhofplatz soll wieder eine Begegnungsstätte für alle Menschen werden, wo sich einerseits  
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niemand bedroht fühlt und zum anderen auch niemand ausgegrenzt wird. Die G/JG-Fraktion 

wird auf den Bericht eintreten und ihn zustimmend zur Kenntnis nehmen.  

 

Joseph Schärli: Das Luzerner Volk will Sicherheit. Das hat es bei der Volksabstimmung am 1. 6. 

2008 mit rund 70% bewiesen. Man will eine Überwachung für einen besseren Personenschutz 

am Bahnhof, vor dem Stadthaus und auf den Brücken mit Videokameras. Diese wurden mon-

tiert. Allerdings ist der Erkennungsgrad von Personen beim Bahnhof und beim Stadthaus völ-

lig ungenügend. Das angestrebte Ziel wurde nicht erreicht. Hätte man nur eine Einschüchte-

rung gewollt, wäre das das falsche Vorgehen.  

Für einen solchen Spuk hat man Steuergelder ausgegeben, was nach Erachten der SVP-

Fraktion geradezu sträflich ist. Im heute vorliegenden Bericht wird festgehalten, nachdem ein 

Gelehrter das Ganze noch untersucht hat, nämlich Herr Zehnder von der Uni Basel, unter 

Punkt 3.2.1: Die abschreckende Wirkung und Verhinderung von Straftaten wurde nicht er-

reicht, Kostenpunkt 12‘000 Franken. Beim Punkt 3.2.4 steht, dass sich das subjektive Sicher-

heitsempfinden am Bahnhofplatz nicht verbessert hat. Man will auf dem Bahnhofplatz nie-

mand wegschicken. Es können alle dort sein. Aber man will keine Straftaten, keine Überfälle, 

man will Ordnung.  

Punkt 3.2.5.1: Die Polizei befürwortet funktionsfähige Kameras, die einen positiven Effekt auf 

die öffentliche Sicherheit haben. Auf Seite 7 im Bericht wird festgehalten, dass die Polizei 

glaubt, dass mit einer Kameraüberwachung eine präventive Wirkung zu erreichen ist. Auf 

Seite 8 vertritt auch die SBB klar die Meinung, dass eine Videoüberwachung eine gute Mass-

nahme ist. 

Warum will denn der Stadtrat keine Videoüberwachung? Der Stadtrat will ohne Ersatz die 

Anlagen am Bahnhof und am Stadthaus entfernen und damit 30‘000 Franken einsparen.  Wo 

ist da der Personenschutz an den zwei neuralgischen Stellen? Wie lässt sich die Massnahme 

mit dem Strategiebericht vereinbaren, in dem es heisst, dass der Personenschutz in der Stadt 

einen äusserst hohen Stellenwert haben soll? Sind 30‘000 Franken mehr wert als der Schutz 

von Personen oder gar von Leben? Zudem ist festzuhalten, dass es sich um öffentliche Plätze 

handelt, für die eigentlich der Kanton zuständig ist und für die Kosten aufkommen sollte.  

In unserer grossen Stadt benötigen wir Videokameras, die so ausgerüstet sind, dass man die 

Personen erkennen kann, und die nicht nur beim Bahnhof und beim Stadthaus, sondern auch 

beim Europaplatz und dem KKL montiert sind.  

Frau Regierungsrätin Schärli hat gegenüber dem Stadtrat angeboten, dass die Stadt die Ka-

meras finanzieren soll – rund 50‘000 Franken einmalig – und der Kanton das Personal und den 

Unterhalt gewährleistet. Das steht nirgends, ist der SVP-Fraktion aber bekannt.  

Der Sprechende meint, es ist Zeit aufzuwachen. Man weiss, was an solchen Orten passiert. 

Nicht nur allein in Luzern sondern auch an anderen Orten. Man sollte sich der heutigen Situa-

tion bewusst sein und handeln. Ein Verkennen der Situation oder sogar ein „Blinde-Kuh-

Spiel“ kann schlimme Auswirkungen haben.  

Dass verletzte Personen oder Überfälle keinen Werbeeffekt haben, zeigt das Beispiel der 

Stadt Genf eindrücklich. Es wurde von der Zeitung „20-Minuten“ publik gemacht, nachdem in 

Genf ein Chinese überfallen wurde. Es war eine Person von Rang und Namen. Das braucht es 
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offenbar, wenn es ein anderer ist, spielt es nicht so eine Rolle. Es heisst: „Chinesen ist es in 

Genf zu gefährlich. Touristen aus dem Reich der Mitte machen einen Bogen um Genf. Chine-

sische Reiseanbieter haben die grösste Westschweizer Stadt aus dem Programm gestrichen. 

Sie klagen über fehlende Sicherheit. Genf Tourismus rechnet in diesem Jahr mit 10‘000 bis 

15‘000 weniger Touristen. Grund dafür sind die Überfälle, die sich in der Stadt Genf ereignet 

haben.“ Weiter steht geschrieben, dass man aufpassen müsste, dass die internationalen Or-

ganisationen, die sich in Genf niedergelassen haben, nicht auch die Stadt verlassen. Die SVP-

Fraktion will einen starken Personenschutz und fordert die Videoüberwachung mit tauglichen 

Mitteln. Darum nimmt sie von dem vorliegenden Bericht im ablehnenden Sinn Kenntnis. 

 

Dominik Durrer: Das Thema Videokameras in Luzern am Bahnhofplatz und am Europaplatz ist 

durch die mediale Berichterstattung erneut aus dem Versteckten in die Öffentlichkeit zurück-

gekehrt. Nicht wegen des Erfolges, sondern durch eine nüchterne Evaluation ihrer Wirkung. 

Diese zeigt auf, dass sich die Hoffnungen ihrer Befürworter nicht erfüllt haben, sich die Skep-

sis der Gegner aber klar bestätigt hat.  

Die Videoüberwachung auf den öffentlichen Plätzen hat in der Vergangenheit immer wieder 

Hoffnungen geweckt, dass sie die Sicherheit an stark frequentierten Orten erhöht. Präventiv 

durch ihre Abschreckung, messbar durch eine Abnahme der Delikte und effizient durch eine 

Unterstützung bei der Verbrechensaufklärung. Skeptisch ist dagegen gehalten worden, dass 

sich die Abschreckung sehr schnell verflüchtigt und die Delikte sich flexibel an andere Orte 

verlagern, dass Kameraüberwachung auch hohe Personalressourcen bindet und nur den An-

schein von Sicherheit bringt.  

Die umfangreiche Studie, die die Stadt im Auftrag des Parlaments erarbeiten liess, zeigt scho-

nungslos auf, dass die Hoffnungen nicht erfüllt wurden und die Skepsis berechtigt war. Aus 

dem gilt es nüchtern abzuleiten, wie man jetzt die Sicherheitsbedürfnisse auf dem Luzerner 

Bahnhofplatz befriedigen will. Da gilt es, zwischen medialer Aufgeregtheit und Kriminalität 

und tatsächlich vorhandenen Sicherheitsproblemen zu unterscheiden.  

Es zeigt sich, dass der Bahnhofplatz trotz höchsten Personenfrequenzen kein Ort mit über-

durchschnittlicher Verbrechenshäufigkeit ist, aber dass Gefühle von Unsicherheit an diesem 

Ort bestehen, was medial und in Leserbriefen auch so formuliert wird. Man muss Massnah-

men treffen, weil diese angebracht sind. Will man die Bedürfnisse nach Sicherheit ernst neh-

men, ist ein weiterer Einsatz von Videokameras am Bahnhof sicher keine sinnvolle Lösung. 

Die Videokameras bringen nicht einmal eine Scheinsicherheit. Das zeigt die Studie, auch in 

Übereinstimmung mit anderen internationalen Untersuchungen. Stefanie Wyss hat darauf 

hingewiesen.  

Wenn man den Eindruck erwecken will, dass man mit ganz einfachen Rezepten an dem Ort 

das Gefühl der Unsicherheit bekämpfen kann, würde man die Vielschichtigkeit der Problema-

tik sicher auch nicht genügend ernst nehmen. Die SP/JUSO-Fraktion ist aber überzeugt, dass 

man einen Mix von Massnahmen, wie es der Stadtrat auch im Bericht antönt, einsetzen könn-

te. Es gibt im Bericht auch schon Aussagen dazu, was man kann und machen will. Man muss 

das aber in einer sehr engen Begleitung durch die politischen Verantwortlichen bei Stadt und  
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Kanton machen. Und man muss dem grossen Informationsbedürfnis, das die Öffentlichkeit 

hat, Genüge tun.  

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen drängen sich aus Sicht der SP/JUSO-Fraktion  Massnah-

men zur Bekämpfung des Unsicherheitsgefühls auf. Das wäre 1.) eine sichtbare Polizeiprä-

senz, 2.) eine Verstärkung der Koordination mit der SIP, 3.) Infrastrukturprojekte und Be-

leuchtungsmassnahmen, die die Übersichtlichkeit an den Orten erhöhen und hohe Reini-

gungsfrequenzen. Nach Meinung der SP/JUSO-Fraktion wäre auch eine aktive Belebung des 

Platzes durch Beizen oder z.B. Kulturprojekte angebracht.  

Wie gehen wir jetzt mit dem Bericht um? Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt eine zustimmende 

Kenntnisnahme. Schwierig ist, dass der Bericht erst jetzt kommt, nachdem der Grosse Stadtrat 

die Einsparungen bei der Videoüberwachung bereits beschlossen hat. Das ist von der zeitli-

chen Abfolge her sicher kein optimaler Weg. Aber die SP/JUSO-Fraktion kann dem Bericht 

zustimmen. Der Sprechende möchte noch festhalten, im Gegensatz zum Kommissionssprecher 

Peter With, dass die ablehnende Kenntnisnahme, - das haben jetzt auch die beiden Sprecher 

von der FDP und CVP zumindest in Dominik Durrers Wahrnehmung im Rat noch einmal be-

tont -, keine Forderung nach neuen Kameras ist, sondern ein Signal der Unzufriedenheit dar-

über, wie der Prozess gelaufen ist.    

 

András Özvegyi: Die GLP-Fraktion bedankt sich beim Stadtrat für die Berichterstattung. Diese 

hat viel Wirbel ausgelöst, man hat es gehört, es ist ein mediales Thema geworden, und wird 

von vielen nicht ganz verstanden. Das Problem ist vielschichtig und komplex. Es sind sogar 

Vorwürfe von Unzufriedenheit im Raum. Wir von der GLP-Fraktion sehen das nicht so drama-

tisch mit der Unzufriedenheit. 

Zur Geschichte und Ausgangslage ist wichtig zu wissen, dass die Bevölkerung das im 2008 mit 

70% wollte. Damals war die Stadtpolizei zuständig. Jetzt hat es gewechselt und die Kantons-

polizei ist dafür verantwortlich. Deshalb findet die GLP-Fraktion, die Finanzierung der nöti-

gen Massnahmen gehört auch in die Pflicht des Kantons.  

Zur Meinung der GLP-Fraktion: Der Bericht schildert die Erfahrungen mit den 6 Videokameras 

am Bahnhofplatz, die man jetzt gemacht hat. Dass es nicht geklappt hat, ist eben einfach 

keine Erfolgsmeldung. Zudem läuft ein Unterhaltsvertrag ab, und wir wissen jetzt, die Kame-

ras bringen wenig bis nichts, also verzichten wir doch darauf und verzichten wir auch auf die 

Kosten dafür.  

Die GLP-Fraktion möchte aber betonen, dass sie deswegen nicht gegen die Videoüberwa-

chung ist. Wenn das Sicherheitspaket, dass wir vorher etwas detaillierter skizziert bekommen 

haben, mit SIP, mit Polizei, mit Belebung des Platzes, mit Bemühungen am runden Tisch; 

wenn die Sicherheitsüberlegungen zum Resultat kommen, es sei notwendig und gut, ist die 

GLP-Fraktion nicht gegen eine Videoüberwachung am Bahnhofplatz.  

Zu den Vorwürfen an den Stadtrat, dass die Investitionen in den Sand gesetzt worden seien, 

denkt die GLP-Fraktion, es ist ein bisschen einfach, das jetzt im Nachhinein so zu postulieren.  

Es ist wie im Fussball: Wenn der Erfolg nicht eintritt, ist der Trainer schuld. Wenn gewonnen 

wird, ist es unser Sieg. Im Nachhinein wissen alle besser, was man hätte tun sollen, aber vor  
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dem Match muss der Trainer, in dem Fall der Stadtrat, alleine die Entscheidung treffen, wel-

che Taktik und Aufstellung er macht.  

Und zum Schluss noch eine Botschaft: Wenn wir solche Entscheide nicht zulassen, wo wir 

nicht 100% sicher sind, Entscheide für Neues, oder wie in diesem Fall, auch Versuche oder 

Pilotversuche, die nach der Laufzeit auch wieder gestoppt werden können, wenn sie nicht 

wirken, wenn wir das nicht zulassen, dann haben wir nie Innovation, nie Fortschritt und nie 

Erfolg. 

Die GLP-Fraktion findet, der Bericht ist ehrlich und offen, es ist eine Berichterstattung. Nach 

ihrer Meinung bringt eine Ablehnung überhaupt nichts, schon gar nicht mehr Sicherheit. 

Deshalb tritt die GLP-Fraktion auf den Bericht ein und wird ihm zustimmen. 

 

UVS-Direktor Adrian Borgula möchte Folgendes vorausschicken: Wir sind immer wieder am 

Diskutieren bezüglich der Situation am Bahnhof- und am Europaplatz. Wir haben uns gerade 

gestern im Stadtrat 1½ Stunden damit beschäftigt, wie es weitergehen kann. Wir sind dabei 

zu überlegen, ob wir ausgehend von den Funktionen, die man dem Bahnhofplatz zugesteht, 

das Massnahmenpaket, dass wir eigentlich laufend überprüfen, verändern müssen. Wichtige 

Punkte sind: Es ist ein Verkehrsknotenpunkt, es ist eine Informations-Drehscheibe, es ist ein 

Vorplatz zu wichtigen Institutionen, es ist auch eine Visitenkarte, es ist ein erster Eindruck 

und es ist ein öffentlicher Platz und in dem Sinn auch ein Treffpunkt.  

Der Stadtrat hat 2008 den Auftrag zur Montage der Videoüberwachung vom Parlament er-

halten. Im Sicherheitsbericht 2007 ist die Videoüberwachung nicht als Topmassnahme, nicht 

als Massnahme von erster Priorität unter den 60 verschiedenen Massnahmen vorgeschlagen 

worden. Der Stadtrat hat also nichts Falsches versprochen und gesagt, das löst jetzt das 

Problem.  

Besonders hat man darauf gezählt, dass eine gewisse abschreckende Wirkung eintreten sollte. 

Das sind die vier Hauptaufträge: Abschreckende Wirkung, schnelles Eingreifen, Beweismittel 

und Schutz von besonderen Objekten. Der letzte Punkt – das entnimmt der Sprechende der 

Debatte — ist eigentlich gar nicht kritisiert worden. Wir sagen, auf der Brücke ist Videoüber-

wachung ein zweckmässiges Instrument. Wir lassen die Kameras dort hängen.  

Aber es ist natürlich auch der Auftrag des Stadtrats zu überlegen, sind die Massnahmen die 

richtigen. Wir haben zusätzlich einen Auftrag über ein Postulat, die Wirkung abzuklären. Das 

haben wir getan. Der Bericht wurde uns vor einiger Zeit vorgelegt und daraus haben wir jetzt 

Schlüsse gezogen. 

Der Sprechende glaubt nicht, dass man den Vorwurf machen kann, der Stadtrat habe das nur 

halbherzig umgesetzt, oder es sei eine Massnahme gewesen, wo „ausser Spesen nichts gewe-

sen“ ist. Man kann schon diskutieren, dass die abschreckende Wirkung laut Faktenlage hier 

nicht eingetroffen ist, das konnten wir nicht im Voraus wissen. Es gibt aber viele Beispiele, 

auch die Polizei sagt das, dass die abschreckende Wirkung funktioniert.  

Der Sprechende dankt dem Vizepräsidenten der Kommission, dass er die Beschaffung der 

Videokameras erläutert hat. Er hat das schon der Kommission dargestellt. Das ist wirklich eva-

luiert worden. Man hat damals schon gewusst, dass es heikel im Bereich von Beweismitteln 

wird.  
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Es ist nicht so, dass die Bilder mehr oder weniger verschwommen sind, wie Albert Schwarzen-

bach erwähnt hat. Diese sind einfach nicht rechtsgenüglich. Sie reichen nicht aus, um eine 

Person zu identifizieren, aber es wäre möglich, z. B. aufgrund der Kleidung, ein Signalement 

zu machen oder einen Tathergang zu rekonstruieren. 

Man muss aber wissen, wenn man eine Videoüberwachung wirklich rechtsgenüglich einset-

zen will, muss jemand hinter den Kameras sitzen und heranzoomen können. Dann hätte man 

die entsprechende Qualität. Das heisst im Extremfall, ein Dauerbetrieb benötigt 3 bis 4 zu-

sätzliche Stellen und diese müssen finanziert sein. Dazu sagt die Polizei in der Stellungnahme 

im Bericht, dass sie lieber Präsenz auf dem Platz zeigen will und diesen Wunsch hat der Spre-

chende auch aus dem Parlament oft gehört.  

Man kann sagen, dass die Studie ein bisschen lange in der Direktion gelegen hat. Das nimmt 

der Sprechende zur Kenntnis. Man muss aber auch klar sagen, wir haben lange auf eine Stel-

lungnahme des Kantons gewartet, ob wir aufrüsten oder die Kameras abnehmen sollen. 

Wenn man schon von der Stellungnahme des Kantons spricht: Joseph Schärli hat erwähnt, der 

Kanton habe ein Angebot gemacht. In der Zeitung ja, mündlich ja, eine Art von Angebot, 

dass er sagt, wir sehen die Aufgabe als eine wichtige Aufgabe, wo wir uns überlegen müssen, 

ob man die Videoüberwachung nicht beibehält. Die Auskunft ist von jemand gekommen, 

kurz bevor der Stadtrat an die Medien gelangt ist. Der Stadtrat steht nach wie vor zu seiner 

Meinung, wie sie im Bericht enthalten ist. Er ist der Ansicht, die Videoüberwachung in der 

technischen Qualität bringt auf dem Bahnhofplatz keine zusätzliche Sicherheit. 

UVS-Direktor Adrian Borgula weist darauf hin, dass der Stadtrat sich sehr bewusst ist, dass die 

Situation auch für ihn unbefriedigend ist. Es ist nicht so, dass wir etwas schönreden.  

In den Medien ist z.T. aber auch nicht wirklich rübergekommen, dass die Sicherheit für uns 

ein Dauerthema ist. Wir haben Massnahmen zusammengestellt, die die Privaten, also das KKL, 

SBB, die halböffentlichen Beteiligten, der Kanton und die Stadt in den letzten 5 Jahren auf 

dem Bahnhof- und dem Europaplatz umgesetzt haben. Es sind 20 verschiedene Massnahmen. 

Neun Massnahmen sind in der Verantwortung der Stadt, federführend. Es ist eine gute, im-

merwährende Zusammenarbeit, ein laufendes Überprüfen, was am zweckmässigsten ist.  

So muss man auch feststellen, dass die Polizeipräsenz in diesem Jahr bereits deutlich erhöht 

wurde, z.B. während des Lucerne Festivals.  

Man ist jetzt dabei, die erhöhte Präsenz auszuwerten. Wir sind laufend dabei zu überprüfen, 

wie machen wir mit unseren Massnahmen weiter. Beispielsweise mit der Beleuchtungssituati-

on oder dem Einsatz der SIP, wo wir nach wie vor finden, dass das ein sehr wichtiger Beitrag 

ist. Wir müssen uns aber auch auf neue Situationen einstellen, z. B. die Schliessung von WC 

nach gemäss Masterplan. Diese wurden von Obdachlosen als Übernachtungsmöglichkeit ge-

nutzt und zurzeit gibt es tendenziell etwas mehr Obdachlose.  

Es ist ganz klar, dass auch der Stadtrat mehr Sicherheit will. Wir wollen aber mehr Sicherheit 

in der ganzen Stadt. Die Schilderung die Stadt Genf betreffend von Joseph Schärli war viel-

leicht etwas drastisch. Die Sicherheit in der Stadt Luzern befindet sich nach wie vor auf einem 

hohen Niveau. Die Gewaltdaten nehmen nicht zu. Klar, die Dealerei nimmt zu in der Stadt. Es 

gibt eine gewisse Verlagerung in die Innenstadt. Es ist aber beileibe nicht so, dass der Bahn-

hofplatz irgendwie ein Zentrum wäre.  
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Wenn man die Polizeistatistik betrachtet: Übergriffe, Raub, Gewaltdelikte finden leider in der 

ganzen Innenstadt statt und wenn man die Polizeipräsenz nur auf den Bahnhofplatz fokus-

siert, kann es eine Verlagerung geben. Wir wollen niemand vertreiben, wir wollen aber mehr 

Sicherheit.  

Für die Botschaft ist der Sprechende dankbar, dass es nicht heisst, wir wollen einen leeren 

Bahnhofplatz, dafür einen sehr sicheren, sondern wir wollen eigentlich die Funktionen, wie 

eingangs geschildert, weiter betreiben. Die Sicherheit soll aber erhöht werden und da sind 

wir dauernd in Diskussionen mit dem Kanton. Im Sommer haben wir schon einen runden 

Tisch mit den Beteiligten, SBB, Tavolago, gemacht.  

Es gibt keine 100% Sicherheit, das kann niemand garantieren. Der Stadtrat kommt zum 

Schluss, dass die Videoüberwachung, so wie sie aufgegleist ist, nicht zweckmässig ist. Also 

muss man die politischen Konsequenzen auch ziehen und die Videoüberwachung demontie-

ren. In dem Sinn bleibt der Stadtrat bei seiner Meinung. Die Diskussion wird weitergehen. Der 

Sprechende dankt denen, die den Bericht zustimmend zur Kenntnis nehmen wollen. Vielleicht 

gibt es ja den einen oder anderen, der sagt, gerade ablehnen will ich es nicht, weil im Bericht 

und auch in der Berichterstattung vom Stadtrat aufgezeigt wurde, wie der Prozess gelaufen 

ist. Wir werden weiterhin dranbleiben. Das kann UVS-Direktor Adrian Borgula versichern.  

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer stellt fest, dass auf den Bericht eingetreten worden ist. 

 

 

Detail 

 

Zu Kapitel 4 Zusammenfassung, Seite 9 

 

Joseph Schärli möchte noch einmal festhalten, dass man Kameras montiert hat, bei welchen 

die Erkennung klar nicht vorhanden ist. Zu den Ausführungen von UVS-Direktor Adrian Bor-

gula muss der Sprechende sagen, bei den Banken sitzt auch niemand hinter den Kameras, der 

zoomt. Es gibt Kameras, die man installieren kann und wo man die Leute klar erkennen kann, 

wie das bei den Banken der Fall ist. Man kann nicht einfach sagen, man hat etwas gemacht, 

willentlich, ohne dass man die Leute erkennen kann, und das hat den Zweck nicht erfüllt. Es 

ist einfach nicht in Ordnung, wenn man so etwas mit Steuergeldern macht. 

 

Dominik Durrer: Sowohl in der Kommission, wie in den Medien, auch heute wieder hat UVS-

Direktor Adrian Borgula auf die Thematik der unterschiedlichen Arten von Kameras hinge-

wiesen. Beim Vergleichzwischen einem Bank-Innenraum, einem Bankschalter oder einem EC-

Automat mit Videoüberwachung ist der Unterschied zu einem grossen, offenen Platz wie der 

Bahnhof- und der Europaplatz für alle offensichtlich. Dass die gleichen Installationen an ver-

schiedenen Orten unterschiedliche Ergebnisse zu Tage fördern können und dass man sie un-

terschiedlich einsetzen kann, ist wohl auch klar. Es geht auch darum, zu versuchen, das objek-

tiv zu betrachten und nicht auf etwas aufzubauen, was eigentlich schon erklärt ist.  
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Franziska Bitzi Staub möchte gerade hier anknüpfen. So wie es in der Kommission mitgeteilt 

wurde, sind die Kameras z.T. bis auf 6m Höhe montiert. Damals, als man diese getestet hat, 

waren auch die Lichtverhältnisse anders. Man hat damals den Bahnhofplatz noch fast mit 

Scheinwerfern beleuchtet. In der Zwischenzeit wurde der Plan Lumière umgesetzt, was dem 

Gesamterscheinungsbild unserer Stadt zugutekommt und es insgesamt angenehmer macht, 

als wenn alles so beleuchtet ist. Den Kommissionsmitgliedern ist gut erklärt worden, dass es 

wichtige Gründe gibt, warum die Bilder nicht für die Fahndung geeignet sind, weil man das 

Gesicht nicht so heran zoomen kann, wie es vielleicht in einer Bank der Fall ist, wo man das 

fokussieren kann. In der Kommission wurde das genügend diskutiert. 

 

UVS-Direktor Adrian Borgula kann den Vorwurf nicht stehen lassen, dass man quasi willent-

lich eine schlechte Lösung gesucht hat. Von der Situation her hat man einen grossen, offenen 

Platz. Man hätte zu den analogen noch digitale Kameras installieren können. Dann hätte es 

aber sehr viele Kameras gebraucht, weil, wenn man nah herangehen will, die Leute, die beim 

Bahnhof und bei der Brücke durchlaufen, irgendwann im Fokus genügend scharf sind, sodass 

man sie gut sieht.  

Bei den digitalen Kameras, die damals auf dem Markt waren, hat man bei schlechten Licht-

verhältnissen gar nichts gesehen. Bei den analogen war das etwas besser. Deshalb hat man 

beschlossen, wenn man intervenieren will, – was eins der möglichen Ziele ist, schnelle Inter-

vention der Polizei, damals noch in Zusammenarbeit mit der Stadtpolizei – entscheidet man 

sich für die analogen Kameras, die den Gesamtüberblick sicherstellen.  

Man könnte natürlich 50 Kameras auf dem Bahnhofsplatz montieren. Das würde aber für das 

Eingreifen, so lange niemand hinter den Kameras sitzt, nichts bringen. Man könnte das Ganze 

im Nachhinein zur Ermittlung von Straftaten vielleicht zur Verfügung stellen, wenn man die 

Bilder der 50 Kameras alle separat angeschaut hätte und festgestellt hätte, wo das Delikt pas-

siert ist.  

Der Sprechende denkt, dass man dem Stadtrat nicht vorwerfen kann, dass er willentlich eine 

schlechte Lösung in Kauf genommen hat. Man hat die zu dieser Zeit beste technische Lösung 

eingesetzt, die einigermassen im Kosten/Nutzen-Verhältnis stand. Eine Videoüberwachung, 

wie sie in St. Gallen montiert ist, hätte im Bereich von 2 Mio. Franken gekostet. Man hat dort 

etwas mehr gemacht, aber auch die St. Galler Ergebnisse sind durchzogen. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen. 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Es wurde ein Antrag auf ablehnende Kenntnisnahme ge-

stellt. Der Stadtrat empfiehlt zustimmende Kenntnisnahme.  

 

Abstimmung 

Gemäss der Auszählung wird mit 25 : 21 Stimmen auf ablehnende Kenntnisnahme des Be-

richts entschieden. 
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Definitiver Beschluss des Grossen Stadtrates von Luzern, 

nach Kenntnisnahme vom Bericht 33 vom 19. September 2012 betreffend 

Videoüberwachung im öffentlichen Raum, 

gestützt auf den Bericht der Geschäftsprüfungskommission,  

in Anwendung von Art. 27 Abs. 2 der Gemeindeordnung der Stadt Luzern vom 7. Februar 

1999, 

beschliesst: 

Vom Bericht zur Videoüberwachung im öffentlichen Raum wird in ablehnendem Sinne 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

4. Bericht und Antrag 34/2012 vom 19. September 2012: 

Umsetzung der BVG Revision über die Finanzierung 

von Vorsorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften 

 

Eintreten 

 

Kommissionsvizepräsident Peter With: Die Geschäftsprüfungskommission hat ebenfalls am 

18. Oktober 2012 über den B+A 34/2012 „Umsetzung der BVG-Revision über die Finanzierung 

von Vorsorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften“ beraten. Auskunft haben 

der Finanzdirektor Stefan Roth und Christoph Nick, Stabschef Finanzen, gegeben.  

Grundsätzlich ist es so, dass der B+A lediglich neues Bundesrecht umsetzt. Inhaltlich hat es 

keine grossen Änderungen gegeben, weder in der Organisation noch bei den Leistungen. 

Durch die Revision ist es möglich, dass sich eine andere Pensionskasse der Stadt Luzern an-

schliessen könnte. Beispielsweise finden bereits erste Gespräche mit Kriens und Emmen statt, 

wobei Emmen anscheinend eher eine eigenständige Lösung bevorzugt. Das ist auch der 

Grund, dass man jetzt mit der Revision kommt. Man will, dass diese bereits auf nächstes Jahr 

in Kraft tritt, damit das Ganze auch für die Krienser, falls man ihnen ein Angebot unterbrei-

tet, einen rechtsverbindlichen Inhalt hat. 

Es gab zwar einzelne Fragen und kritische Anmerkungen, aber grundsätzlich sind daraus kei-

ne grossen Anträge entstanden. Es wurde lediglich ein Antrag zum Art. 10 Absatz 2 gestellt 

und auch überwiesen, welchen der Sprechende dann entsprechend in der Detailberatung 

verlesen wird. Dem B+A hat die Geschäftsprüfungskommission einstimmig zugestimmt. 

 

Franziska Bitzi Staub: Das ist ja wirklich ein komischer Vertrag, bei dem die öffentliche Hand 

das Produkt definiert und gleichzeitig den Preis dafür festlegt. Normal ist es so, dass wir ent-

weder sagen, was wir möchten, und der Verkäufer nennt uns den Preis dafür, oder wir geben 

unser Budget bekannt und der Verkäufer sagt uns, was wir dafür bekommen können.  

Der B+A schlägt den zweiten Weg vor, d.h. dass die Stadt als Arbeitgeberin weiterhin über 
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die Finanzierung entscheidet und die Pensionskasse die dafür erhältlichen Versicherungsleis-

tungen bestimmt. Die CVP-Fraktion stimmt dieser Lösung zu. Sie ist auch einverstanden, dass 

die Pensionskasse der Stadt Luzern nicht vollständig den privatrechtlichen Kassen gleichge-

stellt wird, und dass das System der vollen Kapitaldeckung sowie die Aufgabenteilung zwi-

schen Exekutive und Legislative im Reglement grundsätzlich beibehalten werden.  

Die CVP-Fraktion wird dem Änderungsantrag der GPK zu Art. 10 Absatz 2 zustimmen, insge-

samt auf den B+A eintreten und den beantragten Reglementsänderungen zustimmen. 

 

Joseph Schärli: Mit dem vorliegenden B+A ist die SVP-Fraktion im Grundsatz einverstanden 

und befürwortet die Aufhebung des Reglements von 1997 sowie das neue Finanzierungsreg-

lement der Pensionskasse. Es ergeben sich keine Veränderungen, die relevant sind. Der Besitz-

stand ist gewährleistet. Einzig die Zuständigkeiten sind verändert, da sie sich dem veränder-

ten Bundesgesetz anpassen müssen. 

Neu ist die Pensionskommission oberstes Organ und die Zuständigkeiten sind damit klar ge-

regelt. Bei der Beratung in der Fraktion hat man insbesondere die Art. 7 und 8 betreffend 

Beitragsleistungen zur Wirtschaft und der KMU-Betriebe diskutiert und sich über die Verhält-

nismässigkeiten ausgesprochen. Dasselbe gilt für Art. 13 beim Teuerungsausleich.  

Die AHV-Ersatzrente in Art. 14 ist eine sehr gute, fast generöse Lösung. Da hat man sich die 

Frage gestellt, können wir uns das auf Dauer leisten. Zum heutigen Zeitpunkt stellt die SVP-

Fraktion zu all den Artikeln aber keinen Antrag. Sie ist jedoch der Meinung, dass eine spätere 

Überprüfung bezüglich den finanziellen Auswirkungen notwendig sein wird. Die SVP-

Fraktion stimmt dem B+A zu.  

 

Katharina Hubacher: Bisher konnten die Arbeitgeber bei den öffentlich rechtlichen Vorsorge-

einrichtungen die Finanzierung und die Leistungen selber regeln. Mit dem neuen Bundes-

recht, das zwingend bis 2014 umgesetzt werden muss, müssen die öffentlich rechtlichen Kas-

sen eine Trennung vornehmen. Mit dem vorliegenden B+A zeigt der Stadtrat, wie er dies um-

setzen will. 

Die Stadt als Arbeitgeberin wird die Finanzierung bestimmen und die Kasse die Leistungen.  

In der Umsetzung heisst dies konkret: Der Grosse Stadtrat regelt die Finanzierung der Pensi-

onskasse sowie die Zusatzleistungen im Finanzreglement der Pensionskasse der Stadt Luzern.  

Die Pensionskommission regelt die Versicherungsleistungen und deren Organisation. 

Diese Kommission, bestehend aus 13 Mitgliedern, bekommt also mehr Kompetenzen und 

somit auch mehr Bedeutung. Die vom  Stadtrat mandatieren 6 Mitglieder werden ein gebun-

denes Mandat erhalten; das heisst, der Stadtrat wird den Arbeitgebermitgliedern verbindliche 

Anweisungen geben wollen. Das Präsidium wird immer durch eine Arbeitgeber-Vertretung 

wahrgenommen. Die 7 Arbeitnehmer-Mitglieder werden von der Mitgliederversammlung 

gewählt. 

Die G/JG-Fraktion hofft, dass mit dieser Regelung die gleichwertige Verteilung von Arbeitge-

bern und Arbeitnehmern gewährleitstet ist. Wir müssen erst Erfahrungen sammeln, wie sich 

das in der Umsetzung und in der Anwendung dann zeigt.  
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Für die G/JG-Fraktion ist wichtig, dass mit dieser Änderung weder Beiträge noch Leistungen 

verändert werden, auch die Staatsgarantie wird beibehalten. Das wäre der Punkt gewesen, 

den sie nicht ohne weiteres zur Kenntnis genommen hätte. 

Wir haben gehört, dass durch die Erneuerung der Kompetenzen der städtischen PK gleichzei-

tig mehr Handlungsspielraum gegeben wird, um allenfalls neue Mitglieder, d.h. andere Ge-

meinden zu gewinnen. Auch der Entwicklung steht die G/JG-Fraktion grundsätzlich positiv 

gegenüber. Sie wird dem B+A zustimmen und auch den Antrag, den sie bereits in der GPK 

unterstützt hat, weiter unterstützen.   

 

René Peter: Die FDP-Fraktion tritt auf den B+A ein. Sie stellt fest, dass das Bundesrecht mit 

dem B+A umgesetzt wird. Es gibt neu die Trennung zwischen der Finanzierung und den Leis-

tungen in der Kasse und auch die ist klar geregelt. Das Parlament entscheidet über die Finan-

zierung  und die Kommission regelt die Leistungen. Dadurch hat die Kommission natürlich 

zusätzliche Kompetenzen, die sie dann auch wahrnehmen muss und darf.  

Es gibt dementsprechend zwei neue Reglemente: ein Leistungs- und ein Organisationsregle-

ment und ein so genanntes Finanzierungsreglement. Die FDP-Fraktion stimmt dem B+A zu.  

 

Daniel Furrer: Es ist bereits gesagt worden, der vorliegende B+A setzt aktuelles Bundesrecht 

um. Das nicht gleichzeitig noch versucht wurde, einen Leistungsabbau mit ins Paket zu neh-

men, freut die SP/JUSO-Fraktion, zeigt aber auch, dass der Stadtrat seine Verantwortung ge-

genüber den Menschen, die für die Stadt und ihre Bürger arbeiten, wahrnimmt und die Wich-

tigkeit einer guten Vorsorgeeinrichtung anerkennt. Zudem wird nicht zuletzt auch die At-

traktivität der Stadt als Arbeitgeberin gefördert.  

Die SP/JUSO-Fraktion begrüsst auch die Entpolitisierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorge-

einrichtung und ist überzeugt, dass die Handlungsfähigkeit damit auch verbessert werden 

kann. Die neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen ermöglichen einerseits der Pensionskasse 

eine gewisse Flexibilität, ohne dass andrerseits im Parlament die Einflussmöglichkeit entfällt.  

Ebenfalls anerkennt die SP/JUSO-Fraktion den Vorteil eines Präsidiums durch die Arbeitgebe-

rin. Die Konstanz, das vorhandene Fachwissen und die Professionalität erhöhen sicher auch 

die Qualität der Kasse. Mit der Überparität der Arbeitnehmer sind einerseits auch die gesetz-

lichen Voraussetzungen erfüllt, was die SP/JUSO-Fraktion auch als sinnvoll erachtet.  

Angesichts der hohen Bedeutung der beruflichen Vorsorge insbesondere auch für den Ar-

beitnehmer dankt sie dem Stadtrat aber auch den Vertretern der Pensionskasse für die Aus-

arbeitung des vorliegenden B+A. Die SP/JUSO-Fraktion tritt auf den B+A ein und stimmt ihm 

zu.  

 

Andras Özvegyi: Der B+A dient einzig der Umsetzung des neuen Bundesrechtes. Er hat keine 

materiellen Änderungen zur Folge. 

Dieser B+A ist einer der Sorte, wo man den B+A lesen muss, damit man nachher den Titel 

versteht. Das hat die GLP-Fraktion gemacht. Sie versteht den Sinn und Zweck, bleibt deshalb 

kurz und bündig, und ist für Eintreten und Zustimmen. 
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Finanzdirektor Stefan Roth ist froh, dass alle den B+A verstehen. Die Voten haben das ge-

zeigt. Es wurde erwähnt, dass wir teilweise eine generöse Lösung haben. In den Augen des 

Stadtrats ist das nicht so. Die Stadt Luzern will weiterhin ein attraktiver Arbeitgeber sein. 

Wenn wir in diesem Bereich Akzente setzen wollen, ist es ganz wichtig auch für die Arbeit-

nehmer eine gute Pensionskassenlösung zu haben. Der Sprechende dankt für die Zustimmung 

zum B+A.  

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer stellt fest, dass auf den B+A eingetreten worden ist. 

 

Detail  

 

Zu 3.2.5 Herabsetzung der Risikobeiträge (Art. 10), Seite 11 

 

Kommissionsvizepräsident Peter With: Dazu ist in der Geschäftsprüfungskommission der An-

trag gestellt worden, dass man beim Absatz 2 das Wort „wesentlich“ streicht. Der Absatz 2 

würde neu lauten: „Das Verhältnis des Arbeitgeber- und des Arbeitnehmeranteils am gesam-

ten Risikobeitrag darf nicht verändert werden.“ Dem hat die Geschäftsprüfungskommission 

mit 9:0 bei 1 Enthaltung zugestimmt. Auch der Stadtrat hat mit dem StB 982 dem Beschluss 

zugestimmt. 

 

In der Abstimmung wird der Änderung zugestimmt. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen 

 

Abstimmung 

Dem B+A wird gemäss Auszählung mit 47 Stimmen einstimmig zugestimmt. 

 

 

Der Grosse Stadtrat von Luzern, 

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag 34 vom 19. September 2012 betreffend 

Umsetzung der BVG-Revision über die Finanzierung von Vorsorge-

einrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

Finanzierungsreglement der Pensionskasse Stadt Luzern, 

gestützt auf den Bericht der Geschäftsprüfungskommission,  

in Anwendung von Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt 

Luzern vom 7. Februar 1999, 

beschliesst: 

Finanzierungsreglement der Pensionskasse Stadt Luzern 

vom 8. November 2012 
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Der Grosse Stadtrat von Luzern,  

gestützt auf Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt Luzern 

vom 7. Februar 1999, 

beschliesst: 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

Art. 1 Zweck 
1 Die Pensionskasse Stadt Luzern (Kasse) bezweckt die berufliche Vorsorge der Mitglieder 

gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Tod und Invalidität. 
2 Sie ist 

a. eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit und Sitz in Luzern; 

b. eine selbstständige, registrierte Vorsorgeeinrichtung im Sinn des Bundesgesetzes über 

die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG). 

 

Art. 2 Pensionskommission 
1 Die Pensionskommission ist das oberste Organ und übt die Gesamtleitung der Kasse aus. Sie 

erlässt die Kassenreglemente. 
2 Die Pensionskommission besteht aus 13 Personen. Sie wird wie folgt gewählt: 

a. Sieben Personen werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Sie müssen Mitglieder 

der Kasse sein. Mindestens ein Mitglied muss zum Personal eines angeschlossenen Ar-

beitgebers gehören. Ein Mitglied ist alterspensioniert.  

b. Die übrigen sechs Personen, darunter das Präsidium, ein Mitglied des Ausschusses und 

eine Vertretung der Dienstabteilung Personal, werden vom Stadtrat gewählt und in-

struiert.  
3 Die Mitglieder der Pensionskommission werden auf Amtsdauer gewählt. Diese beträgt vier 

Jahre und beginnt jeweils am 1. Januar nach der Gesamterneuerungswahl des Stadtrates. 

 

Art. 3 Geltungsbereich 
1 Dieses Reglement regelt:  

a. die Finanzierung der Kasse (einschliesslich die Mitgliedschaft); 

b. die Zusatzleistungen der Stadt Luzern. 
2 Die weiteren kassenrechtlichen Bestimmungen werden von der Pensionskommission er-

lassen. 

 

II. Mitgliedschaft 

 

Art. 4 Mitgliedschaft 
1 Versichert ist das Personal der Stadt Luzern und der angeschlossenen Arbeitgeber, das der 

obligatorischen Versicherungspflicht nach dem BVG untersteht. 
2 Der Stadtrat kann in besonderen Fällen klar umschriebene Gruppen von Personal bei einer 

anderen Vorsorgeeinrichtung versichern. 
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3 Für Mitglieder des Stadtrates gehen die Bestimmungen des „Reglements über die Pensions-

ordnung für die Mitglieder des Stadtrates“ diesem Reglement vor.  
4 Die Pensionskommission regelt das Nähere und allfällige Abweichungen. 

 

Art. 5 Angeschlossene Arbeitgeber 
1  Angeschlossene Arbeitgeber sind natürliche oder juristische Personen, die 

a. öffentliche Aufgaben erfüllen und  

b. ihr gesamtes Personal oder klar umschriebene Gruppen von Personal durch einen An-

schlussvertrag bei der Kasse versichert haben. 
2 Die Bestimmungen dieses Reglements gelten auch für die angeschlossenen Arbeitgeber und 

deren Personal, soweit der Anwendungsbereich einzelner Bestimmungen nicht ausdrücklich 

auf die Stadt Luzern eingeschränkt ist (Art. 12 Abs. 2 bis Art. 15).  
3  Die Kasse und der angeschlossene Arbeitgeber können im Anschlussvertrag vereinbaren: 

a. Abweichende Arbeitgeberpläne (Art. 9 lit. a); 

b. Zusatzleistungen des Arbeitgebers (Art. 13 bis Art. 15). 
4 Die Kasse informiert die von angeschlossenen Arbeitgebern versicherten Mitglieder über die 

Versicherungsbedingungen.  

 

III. Finanzierung 

 

Art. 6 Versicherte Besoldung 
1 Die versicherte Besoldung entspricht dem anrechenbaren Jahresverdienst, vermindert um 

den Betrag der maximalen AHV-Altersrente (Koordinationsbetrag), mindestens aber 60 Pro-

zent des anrechenbaren Jahresverdienstes.  
2 Wird der anrechenbare Jahresverdienst durch Teilzeitarbeit verdient, vermindert sich der 

Koordinationsbetrag. Er wird im Verhältnis zum entsprechenden Beschäftigungsgrad festge-

setzt. 

 

Art. 7 Beiträge der Mitglieder 
1 Die Mitglieder bezahlen der Kasse nach dem reglementarischen Finanzierungsplan in Pro-

zenten der versicherten Besoldung folgende Beiträge: 

Massgebendes Alter des 

Mitglieds am 1. Januar 

des Berechnungsjahres 

Beitrag für 

Alterssparen 

Beitrag für Risiko-

versicherung 

Total 

18–24 – 1,5 Prozent 1,5 Prozent 

25–31 4,3 Prozent 1,5 Prozent 5,8 Prozent 

32–41 5,7 Prozent 1,5 Prozent 7,2 Prozent 

42–51 8,5 Prozent 1,5 Prozent 10,0 Prozent 

52–65 9,7 Prozent 1,5 Prozent 11,2 Prozent 

Die Beitragspflicht endet mit der Vollendung des 65. Lebensjahres. 
2 Der Arbeitgeber zieht die Beiträge der Mitglieder von der Lohnzahlung ab und überweist 

diese der Kasse. 
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3 Die Beiträge werden monatlich fällig. Sie können von der Kasse auch periodisch auf den 

mittleren Verfall in Rechnung gestellt werden. 

 

Art. 8 Beiträge des Arbeitgebers 
1 Der Arbeitgeber bezahlt der Kasse nach dem reglementarischen Finanzierungsplan für jedes 

von ihm versicherte Mitglied in Prozenten der versicherten Besoldung folgende Beiträge: 

Massgebendes Alter des 

Mitglieds am 1. Januar 

des Berechnungsjahres 

Beitrag für 

Alterssparen 

Beitrag für Risiko-

versicherung 

Total 

18–24 – 2,5 Prozent 2,5 Prozent 

25–31 6,9 Prozent 2,5 Prozent 9,4 Prozent 

32–41 9,2 Prozent 2,5 Prozent 11,7 Prozent 

42–51 13,9 Prozent 2,5 Prozent 16,4 Prozent 

52–65 15,8 Prozent 2,5 Prozent 18,3 Prozent 

Die Beitragspflicht endet mit der Vollendung des 65. Lebensjahres. 
2 Art. 7 Abs. 3 findet Anwendung. Sanierungsbeiträge gemäss Art. 18 Abs. 1 lit. a bleiben vor-

behalten. 

 

Art. 9 Abweichende Finanzierungspläne 

Die Kasse kann neben dem reglementarischen Finanzierungsplan (Art. 7, Art. 8) abweichende 

Finanzierungspläne anbieten: 

a. Sie kann mit dem angeschlossenen Arbeitgeber im Anschlussvertrag einen abweichenden 

Arbeitgeberplan vereinbaren. Die individuellen Abweichungen betreffen die Beiträge 

der Mitglieder (Art. 7), die Beiträge der Arbeitgeber (Art. 8) und die Altersgutschriften.  

b. Sie kann mit dem Mitglied einen abweichenden Arbeitnehmerplan vereinbaren. Die in-

dividuellen Abweichungen betreffen die Höhe der Beiträge der Mitglieder (Art. 7) und 

der Altersgutschriften. Der Arbeitgeber hat in allen Arbeitnehmerplänen die gleichen 

Rechte und Pflichten. 

 

Art. 10 Herabsetzung der Risikobeiträge 
1 Die Pensionskommission kann die Risikobeiträge auf Empfehlung des Experten oder der Ex-

pertin für berufliche Vorsorge vorübergehend herabsetzen, solange ein guter Schadenverlauf 

dies erlaubt.  
2 Das Verhältnis des Arbeitgeber- und des Arbeitnehmeranteils am gesamten Risikobeitrag 

darf nicht verändert werden.  

 

Art. 11 Kosten der Verwaltung 
1 Die Kasse trägt die Kosten der Verwaltung. 
2 Die Kasse kann für ausserordentliche Aufwendungen, die von einem Mitglied oder von ei-

nem Arbeitgeber verursacht wurden, Gebühren nach der kantonalen Verordnung über den 

Gebührenbezug durch die Gemeinden erheben. 
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Art. 12 Garantie der Stadt Luzern 
1 Die Stadt Luzern übernimmt die Garantie, dass die Verpflichtungen der Kasse erfüllt werden.  
2 Im Fall einer Teilliquidation der Kasse wegen Kündigung eines Anschlussvertrags durch ei-

nen angeschlossenen Arbeitgeber wird der versicherungstechnische Fehlbetrag von der  Über-

trittsleistung der Austretenden anteilmässig abgezogen (Art. 53d Abs. 3 BVG).  

 

IV. Zusatzleistungen der Stadt Luzern 

 

Art. 13 Teuerungsanpassung  
1 Die Renten des ehemaligen Personals der Stadt Luzern werden der Teuerung in sinngemäs-

ser Anwendung der für das aktive Personal der Stadt Luzern geltenden Regelung angepasst. 

Zu diesem Grundsatz bestehen folgende Ausnahmen: 

a. Auf den Ausgleich der Teuerung kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn die 

Altersguthaben der aktiven Mitglieder nicht mindestens zum BVG-Mindestzinssatz ver-

zinst werden. 

b. Während der Dauer von Sanierungsmassnahmen werden die Renten der Teuerung höchs-

tens zu einem Prozentsatz angepasst, der 1 Prozent tiefer ist als die Anpassung der Löhne 

des aktiven Personals an die Teuerung. 

Der Stadtrat setzt die Teuerungsanpassung fest. 
2 Die Renten werden am 1. Januar des dem Rentenbeginn folgenden Kalenderjahrs der Teue-

rung erstmals angepasst. Sie werden für jeden Monat zwischen dem Rentenbeginn und dem 

Ende des abgelaufenen Kalenderjahrs um einen Zwölftel der Teuerungsanpassung gemäss 

Abs. 1 erhöht. 
3 Abs. 1 findet auf die AHV-Ersatzrente keine Anwendung. Diese wird im gleichen Ausmass 

angepasst wie die AHV-Renten. 
4 Die Teuerungsanpassungen gemäss den Absätzen 1–2 vermindern sich um die von der Kasse 

(gemäss Leistungs- und Organisationsreglement) gewährte Teuerungsanpassung. 

 

Art. 14 AHV-Ersatzrente  
1 Das ehemalige Personal der Stadt Luzern, das eine ganze Altersrente bezieht, hat ab der 

Vollendung des 62. Lebensjahres Anspruch auf eine ganze AHV-Ersatzrente. Diese beträgt 10 

Prozent der Beträge gemäss Abs. 2 pro volles Beitragsjahr bei der Kasse, höchstens 100 Pro-

zent. 
2 Die Höhe der AHV-Ersatzrente entspricht folgenden Bruchteilen der maximalen AHV-Alters-

rente: 

Besoldungsklasse Prozent der AHV-Rente 

1 bis 3  95 Prozent 

4 bis 5  90 Prozent 

6 bis 7  85 Prozent 

8 bis 9  80 Prozent 

Ab  10  75 Prozent 
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Wurde der anrechenbare Jahresverdienst vor der Entstehung des Anspruchs durch Teilzeit-

arbeit erzielt, besteht die ganze AHV-Ersatzrente in einem diesem Beschäftigungsgrad ent-

sprechenden, anteilmässigen Anspruch. Als Beschäftigungsgrad gilt der durchschnittliche Be-

schäftigungsgrad des Mitglieds während der letzten Jahre, höchstens während der letzten 

zehn Jahre vor dem Altersrentenbezug. 
3 Die Person, die eine Teil-Altersrente bezieht, hat Anspruch auf eine ihrer Altersrenten-

berechtigung entsprechende Teil-AHV-Ersatzrente.  
4  Der Anspruch auf AHV-Ersatzrente erlischt mit dem Erreichen des ordentlichen AHV-

Rentenalters. Er geht in dem Mass unter, in dem ein Anspruch auf Leistungen der IV besteht. 

 

Art. 15 Finanzierung der Zusatzleistungen 

Die Stadt Luzern bezahlt der Kasse für ihr ehemaliges Personal: 

a. die nach den aktuellen versicherungsmathematischen Grundsätzen kapitalisierten Kosten 

der Teuerungsanpassungen gemäss Art. 13 im Zeitpunkt der Zusprechung durch den 

Stadtrat; 

b. monatlich die Kosten der laufenden AHV-Ersatzrenten. 

 

V. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

Art. 16 Aufhebung des bisherigen Rechts; Besitzstand 
1 Das Reglement der Pensionskasse der Stadt Luzern vom 27. November 1997 wird mit Aus-

nahme von Art. 69 und 70 aufgehoben. 
2 Die Pensionskommission sorgt für die Gewährleistung der unter bisherigem Recht zugesi-

cherten Besitzstandsansprüche aus folgenden Erlassen  

a. Statuten der Pensions- und Spareinlegerkasse für die Beamten und Angestellten der Bür-

gergemeinde Luzern vom 2. März 1966; 

b. Statuten der Pensionskasse der Stadt Luzern vom 20. Oktober 1988; 

c. Statuten über die berufliche Vorsorge für die Mitarbeiter der Bürgergemeinde Luzern 

vom 20. Juni 1989. 

d. Leistungsreglement der Pensionskasse Bürgergemeinde Luzern vom 7. April 1998. 

 

Art. 17 Beteiligung der angeschlossenen Arbeitgeber an der per 1. Januar 2001 vorgenom-

menen Nachfinanzierung  
1 Art. 69 und 70 des Reglements der Pensionskasse der Stadt Luzern vom 27. November 1997 

bleiben in Kraft. 
2  Die angeschlossenen Arbeitgeber bezahlen der Stadt Luzern die im Anschlussvertrag ver-

einbarten Beiträge. 

 

Art. 18 Sanierungsmassnahmen (1. Januar 2010 bis 31. Dezember 2014) 
1 Solange der Deckungsgrad der Kasse weniger als 100 Prozent beträgt, längstens aber bis 

zum 31. Dezember 2014, gelten folgende Sanierungsmassnahmen: 
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a. Die Arbeitgeber 

 bezahlen einen jährlichen Sanierungsbeitrag in der Höhe von 1 Prozent der Alters-

guthaben und von 2 Prozent des Rentner-Deckungskapitals der durch sie bei der Kas-

se angeschlossenen Mitglieder; 

 verzinsen der Kasse den jeweiligen versicherungstechnischen Fehlbetrag zum Zins-

satz von 4 Prozent pro Jahr; sie tragen die entsprechenden Kosten im Verhältnis der 

Summe der versicherten Besoldungen der durch sie bei der Kasse angeschlossenen 

Mitglieder. 

b. Die Altersguthaben werden höchstens zu einem Zinssatz verzinst, der den BVG-Mindest-

zinssatz um 1 Prozent unterschreitet; 

c. Allfällige Teuerungszulagen auf den Renten richten sich nach Art. 13 bzw. nach dem An-

schlussvertrag. 

Massgebend sind die Werte, die der kaufmännischen Bilanz per 31. Dezember des Vorjahres 

zugrunde liegen. 
2 Die Kasse kann überdies die Auszahlung des Vorbezugs für Wohneigentumsförderung zeit-

lich und betragsmässig einschränken oder ganz verweigern, wenn der Vorbezug der Rück-

zahlung von Hypothekardarlehen dient. 
3 Der Stadtrat beendet die Sanierungsmassnahmen, 

a. wenn der Deckungsgrad der Kasse mindestens 100 Prozent beträgt; 

b. per 31. Dezember 2012, wenn die Kasse bis am 31. Dezember 2014 einen Deckungsgrad 

von 100 Prozent mit überwiegender Wahrscheinlichkeit auch ohne Sanierungsmassnah-

men erreichen wird; 

c. spätestens per 31. Dezember 2014. 

 

Art. 19 Zahlung der Sanierungsbeiträge in Raten 
1 Die Kasse kann mit angeschlossenen Arbeitgebern, die finanziell nachweislich nicht in der 

Lage sein werden, ihre Sanierungsbeiträge bei Fälligkeit in voller Höhe zu entrichten, Raten-

zahlungen vereinbaren. 
2 Die Stadt garantiert der Kasse die Bezahlung der vereinbarten Raten. Wird die Stadt aus 

dieser Garantie in Anspruch genommen, tritt die Kasse ihr die Forderung gegen den ange-

schlossenen Arbeitgeber im Umfang der von der Stadt erbrachten Leistungen ab. 

 

Art. 20 Inkrafttreten 
1 Dieses Reglement tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.  
2 Das Reglement ist zu veröffentlichen. Es unterliegt dem fakultativen Referendum. 
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5. Petition 3, Unterstützer/innen des Hammers, vom 30. August 2012: 

Den Hammer vor dem Abriss retten 

 

Kommissionsvizepräsident Peter With: Ebenfalls am 18. Oktober 2012 haben wir die Petition 

in der Geschäftsprüfungskommission diskutiert und es gab zum Vorschlag des Stadtrats nicht 

viel zu sagen. Grundsätzlich haben wir nachher noch den Antrag gestellt, dass ein Satz ange-

hängt wird, nämlich: „Das Gesuch ist beim rawi hängig.“ Um damit aufzuzeigen, dass im 

Prinzip die Stadt und ewl ihr Möglichstes getan haben und im Moment der weitere zeitliche 

Verlauf vom rawi abhängt. Der Antrag ist einstimmig angenommen worden und die Antwort 

zur Petition ebenfalls. 

 

Joseph Schärli: Eigentlich ist die SVP-Fraktion mit der Lösung glücklich, wie sie sich jetzt prä-

sentiert. Und zwar hofft sie, dass der Hammer dann wirklich der „Hammer“ wird, nämlich 

dass jetzt eine neue Trägerschaft das Wohnhaus übernehmen soll. Damit ist die ewl nachher 

entlastet und hat keine Werkhaftung mehr. Wenn dem Umzonungsbegehren stattgegeben 

wird, kann das Gebäude entsprechend renoviert werden, je nachdem, was dringend nötig ist. 

Andererseits kann es auch verkauft werden, sodass ewl, wo ja die Stadt Aktionärin ist, die 

entsprechenden Mittel zufliessen. Die SVP-Fraktion hofft aber, dass es beim Verkauf nicht 

tönt wie sonst im Rat, sondern dass der Hammer dem Meistbietenden verkauft und nicht zu 

einem Schundpreis verschleudert wird, nur weil gesagt wird, die vermögen das nicht. Die SVP-

Fraktion hofft, dass sich eine gute Lösung ergibt und dass der entsprechende Ertrag der ewl 

auch zufliesst.  

 

Stefanie Wyss: Am 24. Mai 2012 haben wir in diesem Rat über das Postulat „Wohnraum im 

Hammer soll erhalten bleiben" von der SP/JUSO- und der G/JG-Fraktion beraten. Der Stadtrat 

hat sich bereit erklärt, zwischen den Parteien ewl und Hammer-Aktivisten/innen zu vermit-

teln.  

Nun liegt die Antwort auf die am 30. August 2012 eingereichte Petition auf dem Tisch und 

fällt relativ kurz aus.  

Trotzdem möchte die G/JG-Fraktion den Stadtrat auffordern, auch weiterhin zwischen ewl 

und den Hammer-Leuten zu vermitteln. Denn ob die Stadt das nun wahrhaben will oder 

nicht, die ewl ist im Besitz der Stadt Luzern und diese hat durchaus auch ein Mitspracherecht.  

Die Hammer-Leute sind per Ende September 2012 wie vereinbart aus dem Hammer ausgezo-

gen, das Haus wurde von der ewl verbarrikadiert. Seitdem warten die ehemaligen Bewohne-

rInnen auf den Entscheid des Kantons. Sollte ein positiver Entscheid vorliegen, bestünde die 

Möglichkeit, den Hammer den ehemaligen Bewohner/innen zu verkaufen. Gerade hier könn-

te die Stadt Luzern zwischen ewl und den Bewohner/innen vermitteln, damit die ewl nicht 

einen überrissenen Preis für den Hammer verlangt. 

Ausserdem fordert die G/JG-Fraktion die ewl und die von ihr delegierte Truvag-

Immobilienfirma auf, die Bewohner/innen über ihre Pläne offen zu informieren und sie auf 

dem Laufenden zu halten. 
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Franziska Bitzi Staub: Formell ist es aber doch so, dass die Liegenschaft der ewl gehört und 

nicht der Stadt Luzern und wir können nicht mitreden. Offenbar ist die ewl jetzt aber nach 

den Vorgesprächen bereit, die Abparzellierung des Grundstücks und des Gebäudes zu prüfen. 

Dagegen hat die CVP-Fraktion natürlich nichts, erwartet aber, wie vorhin schon gesagt, dass 

die Liegenschaft nicht zu einem Schleuderpreis veräussert wird, sondern zum Verkehrswert. Es 

muss nicht gerade der Meistbietende sein. Weder die ewl, wo grosse Investitionen anstehen, 

noch die Stadt haben im Moment Geld übrig, um jemand ein Grundstück zu verschenken.   

 

Dominik Durrer: Die SP/JUSO-Fraktion hat sich über die GPK informieren lassen, wie der aktu-

elle Stand ist, weil eben die Antwort an die Petitionäre so kurz ist. Wie schon gesagt wurde, 

ist die ewl mit der Bewohnerschaft und möglichen Trägerschaft im Gespräch. Die Abparzellie-

rung wird im Moment beim rawi geprüft.  

Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt auch die Bestrebungen der Stadt auf den Wegen, auf die 

man Einfluss hat. Es ist ihr bewusst, dass nur beschränkt Einfluss ausgeübt werden kann, weil 

die ewl nicht Teil der Stadtverwaltung ist. Dass die Stadt positiv darauf einwirken möchte, 

wird begrüsst. Die SP/JUSO-Fraktion ist auch überzeugt, dass, wenn man die demokratischen 

Entscheide der Luzerner Bevölkerung in der letzten Zeit ernst nehmen will, man auch darauf 

achten muss, was mit Immobilien und Liegenschaften passiert, die kulturell genutzt wurden 

und wo günstiger Wohnraum bestanden hat.  

Dass man innerhalb des Parlaments nach Meistbieter-Verfahren schreit im Zusammenhang 

mit dem Hammer, ist tatsächlich der „Hammer“. Aber in dem Sinn, dass man nicht bereit ist 

hinzuhören, was die Bevölkerung genau in diesen Fragen signalisiert hat. Der Sprechende ist 

deshalb froh, dass die Liegenschaft im Besitz der ewl ist und diese mit der möglichen Träger-

schaft eine Lösung sucht, damit wir uns nicht im Parlament noch mit dem Thema auseinander 

setzen müssen. 

 

Myriam Barsuglia: Auch die GLP-Fraktion unterstützt den kooperativen Weg, den die Stadt 

gemeinsam mit den Betroffenen eingeschlagen hat. Eine entsprechende Vermittlung hat in-

zwischen stattgefunden. Die ewl ist dem Wunsch der bisherigen Bewohnenden und Petitionä-

re entgegengekommen und hat beim Kanton ein Gesuch zur Abparzellierung des Grund-

stücks eingereicht, um den Verkauf der Liegenschaft zu ermöglichen. 

Mit den bisherigen Bewohnenden und Petitionären existiert auch eine mögliche Trägerschaft, 

die bereit ist, die Liegenschaft zu übernehmen. Die GLP-Fraktion findet, dass man diese pri-

vate Initiative unterstützen sollte. Sie sollte am Schluss nicht an einem maximalen Verkaufs-

preis scheitern. 

Aufgrund der Informationen, die der GLP-Fraktion vorliegen, ist sie darum der Ansicht, dass 

die Anliegen der Petition so weit wie möglich aufgenommen wurden. 

Die GLP-Fraktion ist daher mit der Antwort des Stadtrats einverstanden. 

 

Daniel Wettstein: Die FDP-Fraktion ist mit der Antwort des Stadtrats einverstanden. Sie 

stimmt nicht in den Chor ein, dass es der höchste Preis sein muss. Man möge sich daran erin- 
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nern, die ewl wollte das Gebäude eigentlich abreissen. Der Sprechende kann sich nicht vor-

stellen, dass die ewl den Preis in die Höhe treibt.  

Ihn beschäftigt etwas anderes. Man sollte nicht übertreiben. Man hört „kulturell“ und „woh-

nen“, aber um was geht es jetzt genau? Man sollte das auch nicht immer überstrapazieren, 

wie die Bevölkerung darüber abgestimmt hat. Hier geht es um ein relativ kleines Objekt.  

Der Sprechende möchte noch etwas anderes andeuten. Man hätte eigentlich genug Zeit ge-

habt. Vielleicht erinnern sich einige, der Sprechende hat sich bezüglich „Genossenschaft 

gründen“ und „etwas Kreatives entwickeln“ geäussert. Er ist etwas überrascht, dass wir heute 

davon nichts mehr hören. Die Initianten und die Leute, die am Hammer interessiert sind, 

müssten sich doch auf die Socken gemacht und ein pfannenfertiges Projekt parat haben. Da-

mit sie zur ewl sagen können, das ist unsere Preisvorstellung und so wollen wir es umbauen.  

Die Hütte fällt ja heute beinahe zusammen. Wenn die ewl die Verantwortung nicht über-

nehmen will, fragt sich der Sprechende, müssen die neuen Eigentümer das Gebäude irgend-

wie umbauen, wenn sie die Verantwortung übernehmen wollen. Es wäre gut, wenn sie dann 

etwas Konkretes auf den Tisch legen könnten.  

Das respektiert die FDP-Fraktion auch. Dann ist es vielleicht auch mit der ewl etwas einfacher. 

Der Sprechende zeigt sich zuversichtlich, wenn etwas Konkretes vorliegt, werden die beiden 

den Weg schon finden. Im Übrigen könnte man nach Meinung von Daniel Wettstein das Par-

lament bei dieser Diskussion aussen vor lassen. 

 

Finanzdirektor Stefan Roth: Im dazumaligen Postulat hat der Stadtrat zum Ausdruck ge-

bracht, dass wir das Postulat aus Zuständigkeitsgründen ablehnen. Ab dem Zeitpunkt, wo das 

Postulat beantwortet war, haben Schlichtungsverhandlungen stattgefunden. Damals ist der 

Mietvertrag bis zum 30. September erstreckt worden. Die Mieter haben mittlerweile die Kün-

digung akzeptiert und der letzte Mieter ist dann auch vereinbarungsgemäss zu dem Zeit-

punkt ausgezogen. Das Haus steht inzwischen tatsächlich leer und die Abmachungen mit der 

Mieterschaft sind eingehalten worden. Die ewl lehnt die Verantwortung für das baufällige 

Haus ab. Dieses befindet sich baulich und energetisch in einem bedenklichen Zustand. Mit der 

Abparzellierung wird jetzt aber die Voraussetzung geschaffen, dass eine neue Trägerschaft 

das Haus käuflich erwerben kann. Bis jetzt war das raumplanerisch gar nicht möglich. Es sind 

noch keine konkreten Interessenten laut Aussage der ewl aufgetreten und das Gesuch um  

Abparzellierung ist beim rawi noch hängig. Der Stadtrat spürt die Anliegen von einer Mehr-

heit des Parlaments und begrüsst die Gespräche, die die ewl mit den Interessierten führt. 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Die GPK hat den Antrag gestellt, die Petitions-Antwort mit 

folgendem Satz zu ergänzen: „Das Gesuch ist beim rawi hängig.“ 

 

In der Abstimmung wird dem Antrag der GPK zugestimmt. Der Antwort des Stadtrats auf die 

Petition wird ebenfalls zugestimmt. 
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6. Interpellation 327, Daniel Furrer, Andreas Wüest und Dominik Durrer namens 

der SP/JUSO-Fraktion, vom 19. April 2012:  

Luzern gehen die Familien aus! Was ist zu tun? 

 

Andreas Wüest beantragt Diskussion. Dem wird stattgegeben.  

 

Andreas Wüest: Die Antwort auf unsere Interpellation ist eine Auflistung von beschlossenen 

und z.T. jetzt gefährdeten Massnahmen im Rahmen der Sparübungen. Die aufgelisteten Mas-

snahmen werden so vom Stadtrat getragen. Man erkennt die Notwendigkeit einer attrakti-

ven und vor allem aktiven Familienpolitik für Kinder, Jugendliche, Familien und vielleicht 

auch generationenübergreifend.  

Trotz den Massnahmen hat das Kinderparlament der Stadt Luzern die saure Zitrone verliehen. 

Warum ist das so weit gekommen? Die Erfahrungen vielleicht von den Kinderparlamentari-

ern, aber sicher auch von zahlreichen Familien und auch anderer Bewohner der Stadt zeigen, 

dass z. B. bei den Spielplätzen gespart wird, oder was das Parlament direkter betrifft, die Bei-

tragsstreichung für ihre Zeitung Kiz-Blitz. Dasselbe beim Hirschpark, auch dort haben wir 

Stimmen aus dem Kinderparlament gehabt, die das nicht begrüsst haben. Vielleicht dank der 

Kampagne hier unbekannter Grösse, wie sie jetzt von der NLZ kam, ist es mittelfristig gesi-

chert, dass in der Stadt der Hirschpark doch noch weiterlebt.    

Nun es gibt auch noch andere erwähnenswerte Punkte. Einerseits ist für einen attraktiven 

Standort Luzern wichtig, dass die Klassengrössen stimmen. Wir haben eine Volksmotion, die 

wir vermutlich im Lauf des nächsten Jahres behandeln könnten, wo besorgte Eltern verlangen 

dass die Klassengrösse maximal 18 Kinder umfasst. Der Sprechende geht nicht weiter ins De-

tail.  

Andererseits ist auch wichtig, dass die Infrastruktur stimmt. Wenn Leute, Familien hier leben 

wollen, muss die Infrastruktur vorhanden und modern sein. Man kann Klassengrösse und Inf-

rastruktur einfach durch den Begriff „Gute Schulen“ verdeutlichen. Es heisst, die eine Ge-

meinde hat gute Schulen, die andere Gemeinde hat weniger gute. Wie gut die Stadt Luzern  

da steht, ist jetzt schwierig zu sagen. Die Studie zeigt einfach, dass wir relativ wenige Fami-

lien haben.  

Ein weiterer Punkt ist sicher auch die Verkehrssicherheit und der Schulweg. Dass man da die 

Sorgen und Ängste von Eltern ernst nehmen muss.  

Der letzte Punkt, für den die SP/JUSO-Fraktion gekämpft hat, ist eigentlich die aktive Wohn-

raumpolitik. Der Stadtrat hat das in der Antwort erwähnt. Die SP/JUSO-Fraktion hofft auch, 

dass das wirklich sehr ernsthaft und zügig in Angriff genommen wird, damit wieder bezahl-

barer Wohnraum in der Stadt gebaut wird.   

Die SP/JUSO-Fraktion setzt sich für all die erwähnten Punkte auch in Zukunft weiter ein, da-

mit das Leben für Familien, für Kinder, aber auch für die Alten in der Stadt weiterhin lebens-

wert ist und bittet einfach da nochmal, dass sich sämtliche  Fraktionen –dass das die SVP si-

cher nicht macht, ist man sich bewusst – auch die FDP-Fraktion für die Steuerfusserhöhung 

einsetzen. Denn wenn die Steuererhöhung nicht käme, wäre es wirklich eine Katastrophe,  

was alles bis jetzt geleistet wurde und jetzt gefährdet wäre.  
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Laura Kopp: Das schlechte Abschneiden der Stadt Luzern bei der Studie „Urban Audit“ zeigt, 

wie wichtig der von der Stadt eingeschlagene Weg ist. Damit eine Stadt für eine Familie at-

traktiv ist bzw. wird, braucht es ein Bündel von Massnahmen. Die von der Stadt eingeführten 

Massnahmen, wie sie in der Antwort auf die Interpellation aufgeführt sind, sind aus Sicht der 

GLP-Fraktion deshalb wichtig und richtig, und müssen unbedingt weitergeführt und aufrecht 

erhalten bleiben. Wie sie sich auf die demographische Zusammensetzung der Stadt auswirken 

werden, wird sich aber erst noch zeigen müssen. Deshalb müsste sich der Stadtrat vielleicht 

effektiv mit den möglichen Gründen für das schlechte Abschneiden auseinander setzen.  

Es ist der GLP-Fraktion bewusst, dass die Auseinandersetzung schwierig ist. Trotzdem hätte 

man sich gewünscht, dass sich der Stadtrat bei der Beantwortung der Frage 1 z. B. damit ver-

tiefter auseinandersetzt. Ihr stellt sich z. B. die Frage, wieso Städte wie Winterthur, Lugano 

oder St. Gallen besser abschneiden. Liegt es an der Familienpolitik, am Wohnungsangebot 

und/oder auch am Arbeitsplatzangebot?  

Gerade in Sachen Wohnraum sind die Städte eigentlich alle vor die gleichen Herausforderun-

gen gestellt, aufgrund des hohen Anteils von Altbauten. Diese sind für Familien nur bedingt 

geeignet. Neubauten entsprechen zwar eher den Bedürfnissen von Familien, sind aber oft 

aufgrund der teureren Mieten für untere und mittlere Schichten unbezahlbar.  

Gedanken könnte man sich auch einmal darüber machen, warum die Stadt Luzern – so 

scheint es zumindest aufgrund der Zahlen – gerade für Einpersonen-Haushalte attraktiver ist 

als für Mehrpersonen-Haushalte ohne Kinder oder auch mit Kindern über 18 Jahren.  

Auch für die GLP-Fraktion ist Familienpolitik immer ein Teil der Gesellschaft und der Sozialpo-

litik. Diese kann und sollte deshalb nie isoliert betrachtet werden. Nach Meinung der GLP soll 

sie auch alle Lebens- und alle Familienphasen umfassen. Familienpolitik soll generationen-

übergreifend sein und auch die Alterspolitik beinhalten. Dadurch wird sie den heutigen Be-

dürfnissen gerecht und erlaubt es auch wichtige Synergien in Zukunft besser zu nutzen.  

 

Jörg Krähenbühl: Der Stadtrat lobt in seiner Arbeit vor allem die umgesetzte schulergänzende 

Kinderbetreuung, aber auch die aufgegleiste Quartier- und Stadtteilpolitik. Mit einem dro-

henden Unterton macht der Stadtrat eine Anpassung der Leitsätze zur städtischen Familien-

politik vom Ausgang der Abstimmung zur Steuererhöhung bzw. vom Entscheid, ob die Bei-

träge an die Quartier- und Stadtteilpolitik und für die familienergänzende Kinderbetreuung 

weiterhin gewährt werden, abhängig.  

Die SVP-Fraktion stellt fest, dass der Stadtrat nun natürlich bei jeder sich bietenden Gelegen-

heit den Lobgesang auf die Quartier- und Stadtteilpolitik anstimmt. Wenn der Stadtrat von 

einem Hauptpfeiler der Familienpolitik spricht, kennt er nur noch den flächendeckenden 

Ausbau von Quartiersozialarbeitern in irgendwelchen Quartierbüros. Die Diskussionen hierzu 

sind jedoch geführt. Die Tatsache der schleichenden Verstaatlichung unseres gesellschaftli-

chen Lebens muss mit Bedauern zur Kenntnis genommen werden.  

 

Noélle Bucher: Die G/JG-Fraktion dankt dem Stadtrat für die ausführliche Antwort. Dass der 

Stadtrat eine attraktive Kinder, Jugend- und Familienpolitik als wichtige Säule der Gesamtpo-

litik erachtet, freut die G/JG-Fraktion. Tatsache ist aber, dass Kinder-, Jugend- und Familienpo-
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litik in unserer Stadt nicht immer oberste Priorität geniesst. Lange Zeit stand Familienpolitik 

ganz weit unten auf der politischen Agenda unserer Stadt. In den letzten Jahren ist sie wieder 

aufs Tapet gekommen und wurde u. a. mit der Einführung der Betreuungsgutscheine ge-

puscht.  

Jetzt soll das Rad schon wieder zurückgedreht werden. Das sieht man z. B. daran, dass wieder 

die Hälfte der Massnahmen des 4 Mio.-Sparpakets die Bildungsdirektion betrifft und im 15 

Mio.-Paket die Aufhebung der Quartierbüros und die Einschränkung bei den Bezugsberechti-

gungen für die Betreuungsgutscheine beinhaltet.  

Eine familienfreundliche Stadt würde diese Massnahmen gar nicht erst zur Debatte stellen. 

Die G/JG-Fraktion setzt sich für eine familienfreundliche Stadt Luzern ein. Sie kann auch hin-

ter den Leitsätzen und den daraus abgeleiteten Handlungsfeldern der Kinder-, Jugend- und 

Familienpolitik stehen, möchte aber auf zwei davon kurz eingehen.  

Zuerst zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf: Die familienergänzende Kinderbetreuung im 

Vorschulalter hat sich in der Stadt Luzern in den vergangenen Jahren quantitativ stark wei-

terentwickelt. Das ist aus gesellschaftspolitischer Sicht sehr erfreulich. Damit ist es aber längst 

nicht getan. Denn die Anstrengungen sind längerfristig wirkungslos, wenn nicht auch die 

familienergänzende Kinderbetreuung im Schulalter bedarfsgerecht ausgebaut wird. In die-

sem Zusammenhang setzt sich die G/JG-Fraktion dafür ein, dass die additive Tagesschule auch 

auf der Sekundarstufe 1 angeboten wird u. a. im Rahmen eines Mittagstischs. 

Und jetzt noch zum Bereich Lebensraum Stadt. Die G/JG-Fraktion sieht das etwas anders als 

die SVP. Sie begrüsst den Ausbau der Quartierarbeit in allen Stadtteilen mit Fokus auf die 

Quartierentwicklungsprojekte BaBeL und Fluhmühle-Lindenstrasse, auf Familien mit einem 

niedrigen sozioökonomischen Status, mit Migrationshintergrund und mit besonderen Be-

dürfnissen. Mit einer Aufhebung der Quartierbüros bzw. der Strategie zur Quartierarbeit 

macht sich die Stadt Luzern unglaubwürdig, genauso wie mit den bereits beschlossenen Ein-

sparungen bei unseren Spielplätzen. Der Stadtrat schreibt in seiner Antwort, dass er Wert auf 

eine familienfreundliche Gestaltung der Lebensräume in den einzelnen Quartieren legt. Diese 

Aussage steht im Widerspruch zur Realität, wo Sparmassnahmen auf Kosten unserer Kindern  

mittlerweile Standard sind und sicher nicht dazu beitragen, dass die Stadt Luzern im nationa-

len Städtevergleich in Zukunft Plätze gut machen wird. 

 

Sozialdirektor Martin Merki: Eine mögliche Antwort, wieso die Stadt Luzern nicht sehr fami-

lienfreundlich abschneidet, ist in der Stellungnahme angetönt, wenn man die Nachbarge-

meinden dazu nimmt bzw. die Agglomeration einbezieht. Durch die Fusion hat eine Verjün-

gung der Bevölkerung stattgefunden. Das Kleid der Stadt Luzern ist sehr eng geworden. Wir 

sind als Stadt auf die Kernstadt reduziert, mit einer demographisch entsprechenden Bevölke-

rung, und einem hohen Anteil an älteren Menschen. Wir sind nach Basel, wie die neuste Stu-

die der Städteinitiative zeigt, die Stadt mit dem zweithöchsten Anteil an über 65-Jährigen.  

Die Stadt macht sich laufend Überlegungen, was es braucht, damit sich Familien in der Stadt 

wohlfühlen. Es braucht sehr viel. Einiges ist aufgezählt worden und betrifft den Schulbereich, 

die Klassengrössen, die Infrastruktur. Wohnraumpolitik spielt auch mit hinein. Sehr viele Be-

reiche sind auch bei der Sozialdirektion angesiedelt: Freizeitangebote wie der Ferienpass, 
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Kinder- und Jugendarbeit, die frühe Förderung, Betreuungsangebote. All die Angebote ge-

hen wie ein Kreis um die familienpolitischen Leitsätze herum.  

Es finden auch laufend Überprüfungen statt, wo welcher Standard notwendig ist. Es wird 

immer auf Bestehendem aufgebaut. Wir fragen uns auch, wo wir Angebote verbinden kön-

nen. Das kann beispielsweise den Anstoss geben, dass es keine Mütter-/Väterberatung für ein 

bestimmtes Thema (z. B. bei der Ernährung) braucht, sondern ein Referat besser ist. Dann 

kann bei der Beratung gespart werden und mit dem Referat holt man 40 Eltern auf einmal 

ab. Oder die jetzt anlaufenden Hausbesuche im Rahmen der frühen Förderung, die auch 

wichtig für die Familienberatung sind. Die Eltern erfahren dann dort, dass der Fernseher nicht 

immer laufen muss, dass eine Salatschüssel mit einem Löffel ein Instrument sein kann, oder 

den Eltern eines Kindes aus dem arabischen Raum wird erklärt, dass es genug Wasser in der 

Schweiz gibt, sich ihre Kinder durchaus die weissen Kleider dreckig machen dürfen und auf 

dem Spielplatz nicht nebendran stehen müssen. 

Die familienpolitischen Leitsätze von 2006 sind noch immer in hohem Mass gültig. Sie sind 

auch weiterentwickelt worden, zuletzt im B+A „Frühe Förderung“. Der Stadtrat sieht darum 

eher, wie er es in der Antwort geschrieben hat, eine Überprüfung und Anpassung.  

 

 

Damit ist die Interpellation 327 erledigt. 

 

 

 

7. Postulat 339, Nico van der Heiden, Dominik Durrer und Daniel Furrer namens 

der SP/JUSO-Fraktion, vom 11. Juni 2012:  

Lernen von Anderen: Das „Cities for Children“-Netzwerk 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Der Stadtrat nimmt das Postulat entgegen.  

 

Jörg Krähenbühl: Der Stadtrat erwähnt, dass seine Mitgliedschaft bei ‚Cities of Children‘ ab-

hängig von der beantragten Steuererhöhung ist. Es wird klar signalisiert, dass eine aktive 

Teilnahme in diesem Netzwerk mit grösseren vor allem personellen Kosten verbunden ist. Die 

SVP erachtet es nicht als notwendig, dass städtische Sozialarbeiter in ihrem Pflichtenheft den 

Auftrag erhalten, während der Arbeitszeit in Internetnetzwerken zu surfen und sich über 

Theorien zur Familien- und Jugendpolitik auszutauschen, oder sogar vom Steuerzahler be-

zahlte Reisen an irgendwelche Austauschkonferenzen zu unternehmen.  

Die SVP-Fraktion hat die Webseite www.citiesforchildren.eu studiert. Die Forderungen dieser 

Netzwerkorganisation können sogar von uns im Grossen Stadtrat im Grossen und Ganzen 

mitgetragen werden. Wir stellen sogar fest, dass z. B. Aktivitäten der Jugendorganisationen 

gefördert werden sollen. Als Ziel wird definiert, dass das Netzwerk nicht eine Philosophie 

vertritt, wonach die Jugendarbeit verstaatlicht werden soll. Aber wie erwähnt, vor allem aus 

finanziellen Gründen und in Anbetracht der angedrohten Steuererhöhung möchte die SVP 

von einer Mitgliedschaft absehen. Sie stellt daher einen Ablehnungsantrag für das Postulat.   

http://www.citiesforchildren.eu/
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Daniel Furrer: Es ist nicht überraschend, dass der Ablehnungsantrag gekommen ist. Die 

SP/JUSO-Fraktion dankt dem Stadtrat für die positive Aufnahme. Sie war auch über den Teil 

gestolpert bzw. erstaunt, dass man die Abstimmung abwartet, angesichts einer kostenlosen 

Mitgliedschaft bei dem Netzwerk. Auf der anderen Seite ist es auch nachvollziehbar, weil, bei 

einer Ablehnung der Steuererhöhung am 16. Dezember, gibt es wahrscheinlich auch nicht 

mehr so eine Kinderpolitik in der Stadt, die man vernetzen muss. Dann bekäme man vielleicht 

eher einen Beitrag für ein Netzwerk: „Städte ohne Kohle“.  

Aber im Ernst, die SP/JUSO-Fraktion betrachtet übrigens nicht nur im Bereich Kinder und Fa-

milie eine breite Vernetzung und einen Erfahrungsaustausch als sehr sinnvoll und Gewinn 

bringend. Die Mitgliedschaft ist wie gesagt kostenlos und die Teilnahme an Konferenzen und 

Meetings des Netzwerkes sind freiwillig. Die Stadt hat also aus Sicht der SP/JUSO-Fraktion 

definitiv nichts zu verlieren, im Gegenteil, von der Erfahrung von anderen Städten kann sie 

profitieren. Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt die Entgegennahme des Postulats und bittet 

auch die SVP, ihre Kleinkrämerei beiseite zu schieben und der Stadt zu ermöglichen, über den 

Tellerrand hinauszublicken.   

 

Laura Kopp: Wir haben heute Morgen schon recht lange im Rahmen der Interpellation 327 

diskutiert, wie wichtig Familien und Kinder sind und wie wichtig eine integrierte Gesell-

schaftspolitik ist. Die GLP-Fraktion spricht sich auch darum für die Annahme des Postulats aus. 

Ehrlich gesagt hat sich aber die Sprechende auch einen Moment lang Gedanken darüber ge-

macht, was es für die personellen Ressourcen bedeutet, für die Leute, die dort arbeiten. Sie ist 

aber zum Schluss gekommen, dass diese ja sowieso ihre Informationen zusammensuchen müs-

sen. Wenn man dann schon ein Netzwerk nutzen kann, das die Informationen zur Verfügung 

stellt, ist das viel effizienter, als wenn man selber die Informationen zusammentragen muss. 

In dem Zusammenhang möchte die GLP-Fraktion auch noch anregen, dass die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter auch die bestehenden Städtepartnerschaften für einen Erfahrungsaus-

tausch in Zukunft stärker nützen.    

 

Noélle Bucher: Die G/JG-Fraktion ist sicher, dass die städtischen Sozialarbeiter Besseres zu tun 

haben als im Internet auf irgendwelchen Seiten herum zu surfen, Jörg Krähenbühl, z. B. Quar-

tierbüros aufzubauen und zu etablieren.   

Die G/JG-Fraktion ist der Meinung, dass die Ziele des „Cities of Children“ -Netzwerks auch den 

Leitsätzen und Handlungsfeldern der städtischen Kinder-, Jugend- und Familienpolitik ent-

sprechen und die Stadt Luzern von einer Mitgliedschaft in diesem Netzwerk profitieren wür-

de. 

Vor allem sollte auch hier im Parlament Konsens darüber bestehen, dass Familien- und Kin-

derfreundlichkeit ein wichtiger Standortfaktor für eine Stadt im nationalen und internationa-

len Wettbewerb darstellt. Mit einer Mitgliedschaft beim Netzwerk „Cities-for-Children“ kann 

die Stadt Luzern nicht nur ihr angeschlagenes Image als kinder- und familienunfreundliche 

Stadt verbessern, sondern durch den informellen Erfahrungsaustausch mit anderen vergleich-

baren Städten die städtische Kinder-, Jugend- und Familienpolitik auf konzeptioneller und  
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praktischer Ebene weiterentwickeln.Die G/JG-Fraktion unterstützt das Postulat und wird der 

Empfehlung des Stadtrats folgen. 

 

Hugo P. Stadelmann: Im Sinn der Ratseffizienz hat die FDP-Fraktion zur Interpellation „Lu-

zern gehen die Familien aus, was ist zu tun?“ nichts gesagt und auch beim Postulat wird sie 

sich kurz halten.   

Die Antwort des Stadtrates auf das Postulat ist für sie in Ordnung und findet ihre Unterstüt-

zung. Die Mitgliedschaft ist kostenlos, die Kosten für Reisen und Tagungen werden wohl im 

ordentlichen Budget abgerechnet werden können. Zudem hat unser Sozialdirektor versichert, 

dass eine Mitgliedschaft in diesem Netzwerk auch deswegen interessant sein kann, weil vor 

allem Städte im süddeutschen Raum viel Erfahrung in diesem Thema haben und dies noch mit 

weniger, sprich bescheidenen, finanziellen Mitteln. Deshalb stimmt die FDP-Fraktion für die 

Entgegennahme des Postulats.  

 

Agnes Keller-Bucher: Die CVP-Fraktion stimmt ebenfalls einer Prüfung des Beitritts zum 

Netzwerk ‚Cities of Children‘ zu. Allerdings hat sie auch Vorbehalte, Luzern mit ungleich grös-

seren Städten zu vergleichen. Könnte man nämlich noch unsere Agglomeration dazu zählen, 

dann sähe es sicher viel besser aus und die Stadt würde besser abschneiden.  

Zudem hinkt auch der Vergleich mit den Angaben aus dem Jahr 2000. Unterdessen hat sich in 

Luzern sehr vieles verbessert, vor allem im Bereich Kinderbetreuung, insbesondere auch durch 

die Vorreiterrolle, die wir haben, mit dem Projekt Betreuungsgutscheine.  

Sollte sich aber herausstellen, dass die Ressourcen doch relativ hoch sind bzw. der nötige fi-

nanzielle Aufwand, an den Meetings teilzunehmen, müsste man das noch einmal begutach-

ten. 

 

Sozialdirektor Martin Merki: Bei der Familienpolitik ist die Stadt Luzern schon über die Städ-

teinitiative eingebunden. Dort findet morgen die Herbsttagung statt. International sind wir 

durch unsere Partnerstädte eingebunden. Kinderbetreuung und Familienwegweiser in Pots-

dam sind u. a. dabei.  

Aber die Stadt ist eher zurückhaltend im Eingehen von neuen Netzwerken. Wir wollen vor 

allem die bestehenden nutzen. Es wurde angetönt, die Gefahr sei vorhanden, dass man nur 

noch Netzwerke bearbeitet. Trotzdem ist der Stadtrat bereit, die Mitgliedschaft zu prüfen. 

Einerseits weil wir mit dem Raum wirklich verbunden sind. Es sind auch Schweizer Städte da-

bei, die von der Grösse her durchaus vergleichbar sind, z. B. Bern und Lausanne. Das vorsichti-

ge Ja des Stadtrats hat auch etwas mit den Ressourcen zu tun.  

Die Erfahrungen aus den süddeutschen Städten werden auch in der Schweiz wichtiger. In 

Süddeutschland sind die Städte teilweise finanziell stärker unter Druck und sie müssen einfa-

che Lösungen suchen. Sie müssen häufig mit bestenden Mitteln optimieren und können uns 

helfen, wie wir mit gleich viel Ressourcen trotzdem einen guten Job machen können.  

 

In der Abstimmung wird der Überweisung des Postulats 339  zugestimmt. 
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Franziska Bitzi Staub begibt sich für die beiden folgenden Traktanden in den Ausstand. 

 

8. Interpellation 350, Peter With namens der SVP-Fraktion,  

vom 17. August 2012:  

Zweifelhaftes Vorgehen beim Asylzentrum Eichwald 

 

Peter With beantragt Diskussion. Dem wird stattgegeben.  

 

Peter With: Bei der Interpellation bzw. auch ein Stück weit bei der Motion, die nachher be-

handelt wird, geht es der SVP-Fraktion um verschiedene Problemstellungen, insgesamt um 

drei Punkte. Einerseits ist das die Kommunikation, die Sicherheit und der Standort im Zusam-

menhang mit der Nutzungsdauer.   

Für die SVP-Fraktion ist die Kommunikation des Stadtrats in diesem Fall nicht in Ordnung. Das 

Ganze hat unter sehr grossem Druck stattgefunden. Die Bevölkerung, die Quartierbewohner 

sind sehr kurzfristig informiert worden, wenn man bedenkt, dass das Projekt über die nächs-

ten 10 bis 15 Jahre Konsequenzen für die dort wohnenden Leute hat. Man hätte dort sicher 

sensibler informieren können und auf längere Zeit hinaus.  

Die andere Sache ist natürlich, dass insgesamt in der Region rund 250 Asylbewerber unterge-

bracht werden. In nächster Nähe zueinander sollen zwei Asylzentren aufgebaut werden, im 

Grossraum von Kriens und hier in Luzern im Eichwald. Die SVP-Fraktion sieht da gewisse Prob-

leme auf uns zu kommen. Die Probleme finden vielleicht nicht einmal direkt an Ort und Stelle 

statt, sondern es ist vorstellbar, dass die Probleme sich verlagern. Am heute schon angespro-

chenen Bahnhofplatz könnten noch mehr Schwierigkeiten, noch mehr heikle Situationen 

entstehen. Die SVP-Fraktion ist der Meinung, solange wir die Sicherheit nicht im Griff haben, 

ist es das falsche Signal, noch einmal 250 Asylbewerber in Laufnähe zum Bahnhofplatz anzu-

siedeln und zu riskieren, dass man die dortige Situation gar nicht mehr kontrollieren kann.  

Der Stadtrat sollte darauf drängen, dass der Kanton aktiv wird. Heute Morgen hat man ge-

hört, Sicherheit sei Kantonssache. Dieser Meinung ist die SVP-Fraktion auch. Aber man muss 

dann auch den Mut haben, das durchzusetzen und den Regierungsrat unter Druck setzen. 

Dieser möchte gern das Asylzentrum haben. Auf der anderen Seite wollen wir Sicherheit und 

das wäre auch eine gewisse Verhandlungsbasis.  

Die Frage aus der Interpellation, wie die Sicherheit gewährleistet werden soll, wurde dahin-

gehend beantwortet, dass das der Kanton machen müsste.  Das ist eine etwas einfache Ant-

wort, weil wir ja sehen, dass das an anderen Orten nicht funktioniert und die SVP-Fraktion 

hat auch hier grosse Bedenken, dass jetzt der Kanton plötzlich anders handeln sollte und 

nicht aus finanziellen Zwängen auf ein Minimum geht und nicht mehr Leute zur Verfügung 

stellt.  

Auf der anderen Seite ist für die SVP-Fraktion natürlich auch der Standort problematisch. In 

dem Gebiet hat man in den letzten Jahren zig Millionen investiert. An diesem Standort ist 

eigentlich nur eine Zwischennutzung möglich. Aus Sicht der SVP-Fraktion ist eine Zwischen-

nutzung auf wenige Jahre beschränkt. Hier wird von 10 bis 15 Jahren geredet. Wenn der Süd-

zubringer in 15 Jahren nicht stehen würde, wäre es denn halt noch etwas länger. Das dünkt 
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die SVP-Fraktion eine viel zu lange Nutzungsdauer. Wenn das im Voraus schon so geplant ist, 

kann man davon ausgehen, dass das mindestens so erreicht wird.  

Gemäss SVP-Fraktion  sollte man das Gebiet anders entwickeln. Es gibt andere Möglichkeiten, 

für den Standort, als einfach nur eine Container-Siedlung, die wahrscheinlich vom Bild her 

auch nicht allzu attraktiv sein wird. Deshalb ist man der Meinung, der Stadtrat sollte noch 

einmal über die Bücher gehen, ob der Standort richtig ist. Er sollte mit der Gemeinde Kriens 

zusammensitzen und überlegen, ob es wirklich sinnvoll ist, gerade zwei solche Zentren ne-

beneinander zu errichten. Ob es nicht andere Möglichkeiten im Kanton Luzern gäbe, die viel-

leicht weniger nah beim Bahnhof liegen wie der Eichwald oder der Grosshof. 

 

Ali R. Celik: Die Intention der Interpellation lässt sich in zwei Hauptpunkte zusammenfassen:  

Der Stadtrat wird kritisiert, dass er die betroffene Bevölkerung nicht optimal informiert habe, 

und warum er sich überhaupt mit der Kantonsregierung zusammen für Asylunterkünfte ein-

setze. Die Interpellation zeugt von einem grossen Misstrauen gegenüber dem Vorgehen des 

Luzerner Stadtrates in Asylfragen. 

Es ist bekannt, dass der Bund für ca. 2‘000 Asylsuchende noch Unterkünfte sucht. Im Kanton 

Luzern leben heute ca. 1‘100 Asylsuchende, wenn man so will, pro 350 Personen ein Asylsu-

chender. Das Thema Asylunterkünfte im Kanton Luzern wurde bereits bei der Ratssitzung im 

Februar dieses Jahres zum Postulat 262 und zur Interpellation 261 differenziert diskutiert. 

Damals haben sich der Stadtrat und der Grosse Stadtrat in einem breit abgestützten Entscheid 

bereit erklärt, sich auf dem Stadtgebiet für Asylunterkünfte einzusetzen. Die Luzerner Medi-

en haben mehrfach darüber berichtet. Im letzten August führte der Stadtrat mit Vertretern 

vom Kanton, der Luzerner Polizei und der Caritas Luzern für die Betroffenen zwei Informati-

onsveranstaltungen durch. Der Vorwurf an den Stadtrat bezüglich der suboptimalen Informa-

tion ist deswegen haltlos. 

Die Kritik, warum sich der Stadtrat überhaupt für Asylunterkünfte einsetzt, hat entweder 

damit zu tun, dass man die komplementären Aufgaben von Bund, Kantonen und Gemeinden 

nicht verstanden hat. Oder, wenn man diverse Aktionen der SVP in Asylfragen mitberücksich-

tigt, geht es dieser nicht um konstruktive Lösungen, sondern um die Abschaffung der huma-

nitären Schweizer Asylpolitik. Es geht im vorliegenden Fall gezielt darum, Asylsuchenden das 

menschenwürdige Wohnen zu verunmöglichen. 

Gerade am Wochenende der Abstimmung über die Zweitwohnungsinitiative wurde der Ent-

scheid des Stadtrates und der Kantonsregierung publik, dass für Asylsuchende keine bessere 

Lösung als die Luftschutzräume unter dem Eichhof in Luzern zur Verfügung steht. Wie un-

wohl es dem Stadtrat und der Kantonsregierung dabei war, zeigt der Umstand, dass der Eich-

hof nur als Übergangslösung bis im September dienen durfte.  

Für die G/JG-Fraktion ist es selbstverständlich, dass der Stadtrat zusammen mit der Kantonsre-

gierung ernsthafte Bemühungen für die Bereitstellung von menschenwürdigen Asylunter-

künften unternimmt. Bemerkenswert ist, dass es einmal mehr die Stadt Luzern ist, die über-

haupt eine Lösung anbietet. Deshalb hat der Stadtrat für seine Leistungen nicht Kritik, son-

dern Komplimente verdient. 
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Gemäss der Interpellation ist es schwierig, auf dem Land Asylunterkünfte zu finden. Sind sol-

che Zustände nicht in etwa eine Folge einer jahrelangen Diskreditierungs-, Diskriminierungs- 

und Stigmatisierungs-Politik? Den Schweizerinnen und Schweizern wurde durch diese Politik 

Angst um ihren Schutz und ihre Sicherheit gemacht, wegen Menschen, die in der Schweiz 

genau diese Werte suchen und benötigen. 

Wenn man die Entwicklung der Asylpolitik beobachtet, die ununterbrochen das Asylgesetz 

verschärft hat, ist es kein Zufall, dass gegen die dringlichen Änderungen des Asylgesetzes vom 

28. September 2012 ein Referendum ergriffen wurde. Es ist unmenschlich, Asylsuchende in 

Lager zu sperren. Noch nie haben Lager etwas Positives bewirkt, sondern die Dinge nur ver-

schlimmert. Lager sind keine Lösung – sie waren es gestern nicht, sind es heute nicht und 

werden es morgen nicht sein.  

Die G/JG-Fraktion ist zuversichtlich, dass der Stadtrat auch in Zukunft weitere Bemühungen 

mit dem Kanton und anderen Gemeinden in Asylfragen unternehmen wird, wenn dies nötig 

ist. 

 

Laura Kopp: Auch aus Sicht der GLP-Fraktion zielt die Interpellation auf zwei Aspekte ab: Zum 

einen geht es wirklich um die Information, die Verbesserungspotential beinhaltet, zum ande-

ren um die ganze Asylfrage. 

Nach Meinung der GLP-Fraktion ist eine zielgruppenspezifische, zielgerechte und adäquate 

Information gerade bei heiklen Themen wie z. B. Asylzentren essenziell. Beispiele aus anderen 

Gemeinden und Kantonen haben gezeigt, was passieren kann, wenn man nicht richtig infor-

miert. Aus dem Grund unterstützt die GLP-Fraktion das angewandte Prinzip intern vor extern. 

Trotzdem erscheint der gewählte Zeitplan auch der GLP-Fraktion nicht unbedingt optimal. 

Natürlich kann der Stadtrat nicht sicherstellen, wann die betroffenen Personen die Post lesen. 

Er kann den Personen auch nicht direkt den Brief in die Hand drücken, um dafür zu sorgen, 

dass sie die Informationen haben, bevor die Infoveranstaltung stattfindet. Man könnte aber 

trotzdem überprüfen, ob man es nicht ermöglichen kann, dass gerade bei solchen heiklen 

Themen, der Brief eben einen Tag vorher eintrifft. Um die heiklen Fragen abzufangen, könn-

te man z. B. eine Hotline einrichten.  

Unabhängig von der Information steht die GLP-Fraktion klar hinter dem existierenden Ver-

fahren im Asylbereich. Sie steht hinter der humanitären Tradition und setzt sich auch dafür 

ein, dass die Schweiz dieser in Zukunft nachkommt. Ob jetzt das Asylzentrum im Eichwald ist 

oder in einem anderen Gebiet, spielt aus ihrer Sicht keine grosse Rolle. Der Bahnhofplatz wird 

sowieso immer ein sozialer Brennpunkt bleiben. Der Kanton muss diesbezüglich auch mit der 

Stadt und mit anderen Gemeinden Verpflichtungen erfüllen und das Gespräch suchen, um 

zukünftig sinnvolle Lösungen zu finden.  

 

Laura Bachmann Grüter: Die FDP-Fraktion ist mit der Antwort des Stadtrates einverstanden. 

Es ist eine schwierige Situation. Niemand reisst sich freiwillig um ein Asylzentrum in seiner 

direkten Nachbarschaft. Der Auftrag des Bundes ist jedoch klar gegeben. 

Die FDP-Fraktion ist deshalb – wie der Stadtrat – der Meinung, es ist gescheiter, kooperativ zu 

sein und dem Kanton selber ein Angebot zu machen, als vom Kanton schliesslich gezwungen 
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zu werden. Dies dann an einem Standort, bei dem wir nicht mehr mitreden können. 

Beim Vorstoss geht es aber der Sprechenden noch um etwas anderes. In diesem Zusammen-

hang zeigt sich ein in letzter Zeit wiederholt auftretendes und negatives Muster: Die Stadt 

bemüht sich und hilft dem Kanton, aber umgekehrt futiert sich der Kanton um die städti-

schen Anliegen. Beispiele dafür sind die Umsetzung der Langsamverkehrsachse auf dem Zent-

ralbahntrassee, wo seitens Kanton kein grosses Interesse herrscht, oder gerade gestern wieder 

der Neubau der Zentralbibliothek. 

Das nervt und ist für das Verhältnis zwischen Kanton und Stadt wirklich nicht förderlich.  

Thomas Gmür: Die CVP-Fraktion dankt dem Stadtrat für die ausführliche und konzise Ant-

wort. Der Titel der Interpellation: „Zweifelhaftes Vorgehen beim Asylzentrum Eichwald“ un-

terstellt ja dem Stadtrat quasi bereits, dass er unsauber, unkorrekt oder nicht wirklich schlau 

gehandelt hat. Aber die Mitglieder der CVP-Fraktion haben die Antwort gelesen und sind 

speziell auch mit der angewandten Kommunikation einverstanden. Es gilt nicht, schon lange 

im Voraus über eine Problematik zu informieren, die sich notabene in diesem Frühling und 

Sommer relativ rassig und praktisch über Nacht ergeben hat.  

Den gewählten Standort erachtet die CVP-Fraktion aus Gründen der Logistik und der Sicher-

heit ebenfalls als sehr gut. Sie findet die Begründungen in der Interpellation – quasi der 

Bahnhofplatz sei weiterhin überlastet – etwas ungünstig. Wo auch die Asylbewerber/innen 

untergebracht sind, sie treffen sich auch heute mehrheitlich im Gebiet des Bahnhofplatzes 

Luzern. Die meisten kommen von Emmenbrücke, resp. von Emmen Sonnenhof, und das ist 

wirklich ein weiter Weg bis zum Bahnhof. Mit 10 Franken Tagespauschale kommt man knapp 

nach Luzern. Man kann sich vielleicht noch einen Kaffee leisten, viel mehr nicht. 

Die CVP-Fraktion findet die Fragestellungen wirklich für den Stadtrat unterstellend. Sie kann 

diese Fragestellungen nicht teilen und ist mit den Antworten des Stadtrats zufrieden. Die 

CVP-Fraktion findet, die Stadt Luzern hat hier gut und schnell gehandelt und, wie es die Vor-

redenerin erwähnt hat, dem Kanton in einem wichtigen und auch heiklen Gebiet geholfen. 

 

Luzia Vetterli möchte Laura Bachmann Grüters Votum unterstützt, obwohl es eigentlich nicht 

so viel mit dem Thema zu tun hat. Auch die SP/JUSO-Fraktion spürt immer grössere Irritatio-

nen in der Zusammenarbeit des Kantons mit der Stadt. Es scheint kein grosses Interesse zu 

bestehen, sich mit der Stadt gut zu stellen.  

Zum Votum der SVP bezüglich Asylbewerberunterkunft im Eichwaldgebiet: Die SP/JUSO-

Fraktion findet, da wird eine Art Schiebedenken geäussert. Es wird gesagt, „die dürfen nicht 

so nah beim Bahnhof sein“, das wäre ein Sicherheitsproblem. Die Sprechende möchte be-

haupten, der SVP geht es gar nicht darum, sondern sie möchte möglichst gar keine Asylbe-

werberunterkunft im Stadtgebiet haben. Luzia Vetterli möchte nicht die Schreckensschreie 

hören, die dann wieder kommen, wenn man z. B. vorschlagen würde, man könnte doch in 

Littau ein Asylbewerberheim bauen. Peter With und Joseph Schärli wären sicher die ersten, 

die dann protestieren und schreien würden. Wenn die SVP kein Asylbewerberzentrum im 

Stadtgebiet haben will, dann soll man doch das bitteschön auch so sagen und nicht hinter 

anderen Scheinargumenten verstecken.    
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Die Sprechende persönlich ist stolz darauf, dass die Stadt Luzern für das Asylbewerberzent-

rum Hand bietet. Wir haben es gehört, es ist eben notwendig, dass im Kanton Luzern solche 

Zentren gebaut werden und wenn jede Gemeinde sagt, bei uns sicher nicht, dann löst man 

das Problem nicht. Es ist sehr begrüssenswert, dass die Stadt Luzern die Initiative ergreift. Wir 

haben eine humanitäre Tradition in der Schweiz und die müssen wir auch erfüllen.  

Die Sprechende ist der Meinung, dass die Anwohner im Gebiet Eichwald sich gar nicht so sehr 

über die fehlende Information bzw. die anscheinend fehlende Information aufregen. Sie ha-

ben auch keine Ängste wegen der zu erwartenden Asylbewerber. Es gibt auch keine Einzel-

personen, die sich besonders negativ äussern. 

Vor allem eine Person regt sich auf, eine juristische Person, nämlich der Gewerbeverband. 

Dieser hat auch versucht, gewisse Politiker und Medien gegen das Asylbewerberzentrum zu 

instrumentalisieren.  

Zudem ist Luzia Vetterli wie die meisten im Rat der Meinung, dass der Stadtrat die Informati-

onspolitik korrekt ausgeführt hat. Man ist vorsichtig vorgegangen und hat alles Nötige ge-

macht, damit sich niemand irgendwie vor den Kopf gestossen fühlt.  

Die Stadt hat alle Anwohner separat mit einem Schreiben informiert. Es haben zwei Informa-

tionsveranstaltungen stattgefunden. Eine sofort, als das Vorhaben bekannt wurde, und die 

zweite eine Woche später. Die Sprechende geht davon aus, dass alle Bedenken und Ängste 

der Anwohner an den beiden Informationsveranstaltungen abgeholt und beantwortet wer-

den konnten. Zudem wird eine Begleitgruppe eingesetzt, wo insbesondere auch Anwoh- 

ner/innen vertreten sind, sodass auch Probleme, die allenfalls in Zukunft entstehen, abgeholt 

und besprochen werden können. 

Zusammengefasst ist die SP/JUSO-Fraktion mit dem Vorgehen bezüglich der Einrichtung einer 

Asylunterkunft und auch mit der Informationspolitik einverstanden.  

 

Christian Hochstrasser hält fest – und klopft auf Holz – dass er, im Gegensatz zum grünen 

Vorredner, bis jetzt noch nie an einen anderen Ort flüchten musste. Auch bei seiner Familie 

reicht das eine ganze Zeit zurück. Das war irgendwann im Vorfeld des Sonderbundkrieges, 

wo die Familie aus dem Aargau in den sicheren Luzerner Ort Gisikon flüchten musste und 

dort wegen ihres guten katholischen Leumunds und dem grossen Einsatz für die konservative 

Sache umgehend eingebürgert wurde, zu einem stattlichen Preis notabene. 

Falls der Sprechende oder allfällige Nachkommen von ihm aufgrund der unsicheren Zukunft – 

und Zukunft ist immer unsicher – einmal irgendwo Asyl beantragen müssten, hofft man, dass 

ihm bzw. ihnen dann geholfen und wenigstens eine Baracke zur Verfügung gestellt wird. 

Auch wenn diese sehr abgelegen und sogar neben dem Büro des ihm ablehnend gesinnten 

Gewerbeverbands liegen würde.  

 

Sozialdirektor Martin Merki: Die Stadt Luzern hat in der Asylpolitik bisher einen pragmati-

schen und kooperativen Ansatz verfolgt, auch gegenüber dem Kanton. Das will man auch in 

Zukunft beibehalten. Diese Haltung ist auch von einer Mehrheit des Parlaments bisher getra-

gen worden und, wie das heute getönt hat, scheint das auch in Zukunft der Fall zu sein. Vie-

len Dank. 
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Was macht die Stadt? Sie stellt das Areal zur Verfügung. Die Planung und das Aufstellen der 

Siedlung ist danach Sache des Kantons. Nach einer längeren Evaluation ist mit dem Eichwäldli 

ein Areal gefunden worden, das wegen der Spange Süd im Moment nicht bebaut werden 

darf. Der Kanton hat bisher offiziell kommuniziert, dass er eine Eröffnung im Sommer 2013 

anstrebt.  

Es wird in der Interpellation vor allem der Vorwurf bezüglich der späten Information ge-

macht. Wir nehmen das entgegen bzw. zur Kenntnis. Einzelne Betroffene wurden mündlich 

vor dem 14. August informiert: Der Quartierverein, der Gewerbeverband, der sich ganz in der 

Nähe befindet und verschiedene Restaurants. Es ist richtig, dass der Brief mit der Einladung 

für die Infoveranstaltung am gleichen Tag ankam, an dem die Veranstaltung stattfand. Aber 

das wurde wegen der Gleichbehandlung auch mit den Medien so gemacht. Eine Woche spä-

ter war eine zweite Informationsveranstaltung, für alle, die an der ersten nicht teilnehmen 

konnten.  

Fragezeichen werden auch zum Standort gemacht. Es kann an dem Standort heikel werden, 

weil ein mögliches Asylzentrum beim Grosshof in der Nähe zur Debatte steht. Man muss aber 

darauf hinweisen, dass die Stadt keine negativen Erfahrungen mit dem Provisorium im Eich-

hof-Areal gemacht hat. Im Gegenteil, es entstanden keine Probleme durch das räumlich sehr 

nahe Zusammensein vom Alterszentrum, von Müttern mit Kindern, die sich dort im Park auf-

halten, und den Studentenwohnungen. Auch die Erfahrungen mit dem Sicherheitskonzept 

waren sehr gut. Darauf kann man aufbauen.   

 

Katharina Hubacher: Beim Zuhören hat es die Sprechende gefreut, dass ganz viele Red-

ner/innen, wie der Stadtrat auch vorhin gesagt hat, pragmatisch damit umgehen und sagen, 

das ist eine gute Sache und wir stehen dahinter. 

Was sie aber bedenklich stimmt, und darum hat sie sich doch noch gemeldet, ist, dass unter-

schwellig eigentlich die Haltung „Asylbewerber gleich Probleme“ im Raum steht. Das erachtet 

die Sprechende als eine sehr schwierige Haltung. Es gibt Länder, die Zehntausende von Asyl-

bewerbern aufnehmen, die riesige Flüchtlingsströme zu betreuen haben und sehr viel 

schlechter dastehen als wir in der Schweiz. Wenn wir mit den Leuten, die bis zu uns flüchten, 

so umgehen, dass wir sie zuerst als Problem wahrnehmen, sind wir an einem schwierigen 

Punkt angelangt. Es gab Zeiten, an die sich die Sprechende noch erinnert, als sie jünger war, 

wo man viel offener auf solche Leute zugegangen ist. Als in Ost-Europa ein Problem entstan-

den ist und wir Ungarn-Flüchtlinge aufgenommen haben, wo man nie zuerst einmal ein Prob-

lem gesehen hat. Stattdessen hat man gesehen, dass Leute Unterstützung und einen Fluchtort 

brauchen, wo sie empfangen werden, wie das Christian Hochstrasser vorhin erwähnt hat. Das 

wollte die Sprechende bei der ganzen Diskussion zu bedenken geben. 

 

Damit ist die Interpellation 350 erledigt. 
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9. Motion 355, Marcel Lingg namens der SVP-Fraktion,  

vom 23. August 2012:  

Entwicklungskonzept Areal Eichwald / Eichwaldstrassse 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Der Stadtrat nimmt die Motion entgegen und beantragt 

gleichzeitig die Abschreibung.  

 

Luzia Vetterli: Die SP/JUSO-Fraktion stellt einen Ablehnungsantrag und zwar vor allem aus 

demokratiepolitischen Überlegungen. In der Motion werden eigentlich zwei verschiedene 

Sachen gefordert. Einmal soll ein Entwicklungskonzept über das ganze Gebiet gemacht wer-

den und zum anderen soll der Baurechtsvertrag mit dem Kanton nicht abgeschlossen werden. 

Und zwar für ein paar Jahre bis das Entwicklungskonzept steht. Auch da ist das Ziel dahinter 

ein bisschen verschleiert wie schon bei der Interpellation vorher. Nach Meinung der Spre-

chenden geht es klar darum, dass man das Asylbewerberzentrum im Eichwaldgebiet verhin-

dern will.  

Der Stadtrat sagt darauf, dass nur der eine Teil erfüllt werden kann und deswegen die Moti-

on abgeschrieben werden kann. Beim anderen Teil bezüglich dem Eichwaldgebiet wäre es 

gar nicht möglich, ein Entwicklungskonzept zu entwerfen, weil der Teil für den Südzubringer 

reserviert ist, und auch die Zonenplanung würde das dort nicht erlauben. Nach Meinung von 

Luzia Vetterli wäre es korrekt gewesen, die Motion nur teilweise entgegenzunehmen und 

abzuschreiben. Die SP/JUSO-Fraktion kann sich mit dem Grundgedanken der Motion, dass  

man das Asylbewerberzentrum dort verhindern will, nicht einverstanden erklären. Weil eine 

teilweise Überweisung nicht möglich ist, lehnt die SP/JUSO-Fraktion die ganze Motion ab. 

 

Marcel Lingg: Die SVP-Fraktion hält weiterhin an der Überweisung der Motion fest. Man kann 

jetzt noch diskutieren, was eine teilweise Überweisung oder teilweise Abschreibung letztend-

lich heisst. Die SVP-Fraktion ist gegen die Abschreibung der Motion, oder zumindest eines 

Teils der Motion.  

Einige wenige Worte zur Asylthematik, der Vorredner Peter With hat schon viel gesagt. Auch 

danach ist noch viel gesagt worden. Zu Katharina Hubacher: Es ist vermutlich schon nicht so, 

dass die SVP-Fraktion nur einfach Polemik machen will. Ein hoher Prozentsatz, etwa 98%, 

aller Asylgesuche werden von höherer Stelle als Nicht-Flüchtling taxiert, bzw. als Wirtschafts-

Flüchtling eingeschätzt. Somit gehört nur ein kleiner Teil der Flüchtlinge, die in die Schweiz 

kommen, zu den wirklich humanitären Flüchtlingen. Bei dem Beispiel in Bezug auf die Ost-

Europa-Flüchtlinge früher, war es eben so, dass das Schweizer Volk wusste, dass das wirklich 

Flüchtlinge sind, die an Leib und Leben bedroht waren. Und irgendwie begreift auch langsam 

die Schweizer Bevölkerung, dass es einfach pervers ist, dass man Ferienprospekte mit Pau-

schalreisen nach Tunesien anschauen kann. Man kann nach Tunesien fliegen, kommt zwei 

Wochen später mit sonnengebräunter Haut wieder heim und gleichzeitig sind in dem Land, in 

dem wir Ferien machen, Leute an Leib und Leben bedroht und beantragen bei uns Asyl. Das 

ist ein Widerspruch, ein Beispiel, das in der Schweiz nicht mehr von allen verstanden wird.  

Aber nun zum städtebaulichen Aspekt. Das war eigentlich die Motivation zur Motion, auch 
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den städtebaulichen Aspekt in die Diskussion einzubringen. Die SVP-Fraktion hat grosses Ver-

ständnis, dass der Stadtrat in seiner Antwort das Thema Südzubringer erwähnt. Ein Aspekt, 

den der Sprechende beim Schreiben der Motion effektiv nicht realisiert hat. Dass man bei 

dem Gebiet den Daumen draufhalten und es für den Bau des Südzubringers freihalten will. In 

Bezug darauf ist die SVP-Fraktion mit der Antwort des Stadtrats einverstanden und wehrt sich 

nicht gegen die Abschreibung.  

Zum Gebiet Eichwald: Der Sprechende setzt hinter einen Satz in der Antwort ein Fragezei-

chen: „Eine längerfristige Nutzung des Areals ist nicht möglich.“ Was heisst das? Was soll der 

Satz? Die SVP-Fraktion wünscht sich schon, dass man ein Szenario aufstellt bzw. mehrere Sze-

narien weiter hinaus in die Zukunft planen würde und nicht einfach pauschal sagt, das Ge-

lände kann man ja in 10, 15 oder 20 Jahren gar nicht anders nutzen. Die Diskussion sollte ir-

gendwann beendet sein und man sollte überlegen, ob das Gelände auch einer definitiven 

Nutzung zugeführt werden kann.  

Die SVP-Fraktion ist der Ansicht, es ist im Moment nicht zukunftsgerichtet geplant, wenn man 

einfach davon ausgeht, das Gelände eignet sich nur für eine Container-Siedlung bzw. ein 

Asylbewerberzentrum. Man wünscht sich, dass weiterhin Möglichkeiten offen gelassen wer-

den, ob als Zwischennutzung oder als definitive Nutzung, wie man das Gelände anderweitig 

nutzen oder bebauen kann. Die SVP-Fraktion fordert wirklich nicht eine grosse Bebauung, da 

der Stadtrat zu Recht schreibt, dass das nicht möglich ist. Mit der jetzigen Nutzung, ob das 

jetzt eine Zwischennutzung auf 20 Jahre hinaus oder einmal eine definitive Nutzung sein 

wird, wird nicht ein städtebaulicher Akzent gesetzt und es wird keine Wertschöpfung gene-

riert. Das Naherholungsgebiet Eichwald wird sicher auch nicht aufgewertet. Die SVP-Fraktion 

ist der Ansicht, dass man die Motion für den Bereich Eichwald noch nicht abschreiben sollte. 

Darum beantragt sie, die Motion zu überweisen und noch nicht abzuschreiben, damit man 

sich, je nachdem wie der Entscheid bezüglich Südzubringer ausfallen wird, andere Gedanken 

machen kann, wie man das Gelände nutzen kann.  

 

Jules Gut: Auf den ersten Blick war für die GLP-Fraktion klar: Die Motion ist abzulehnen. Beim 

genaueren Hinsehen sind ihr aber verschiedene Punkte aufgefallen, welche ihre Meinung 

zum Kippen brachte: 

 Ein Provisorium ist für die GLP-Fraktion klar definiert, insbesondere wenn es sich um eine 

bauliche Anlage handelt – ein Provisorium heisst drei Jahre, und nicht 15 wie der Stadtrat 

vorschlägt. 

 Auf dem gleichen Areal gab es auch Überlegungen von der alternativen Szene, den Krea-

tiven, ein ähnliches Container-Konzept realisieren. Das ist jedoch eher kritisch beurteilt 

worden. Es wurde abgewiesen, u.a. mit der Begründung, dass dieses Areal nicht für eine 

Dauerbelegung frei sei. Aber genau dies wird jetzt vom Stadtrat vorgeschlagen. 

 Der Stadtrat schlägt auch vor, das Postulat abzuschreiben, da alles geregelt sei. Für die 

GLP-Fraktion ist es nicht geregelt und sie ist somit gegen die Abschreibung der Motion. 

Beispielsweise heisst es in der Antwort einmal, dass nun der Strasseninspektorats-

Stützpunkt provisorisch sei, an einer anderen Stelle bleibt er dann aber doch – für die 

GLP-Fraktion ist das nicht klar. Vielleicht gibt es Insider im Parlament, für die das klar ist.  
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 Aus Sicht der GLP-Fraktion muss es ja nicht gerade ein veritables Entwicklungskonzept 

sein, wie es gefordert wird, aber zumindest eine konsensfähige oder eben breit abge-

stützte Idee über die Nutzung des Areals sollte schon vorhanden sein.  

 Aufgrund der Planungsgrundlagen kann anschliessend auch ein Entscheid gefällt werden, 

ob nun eine 3-jährige Nutzung, eine provisorische oder eben eine längerfristige, auch ei-

ne 15-jährige Nutzung richtig ist. Machen wir doch zuerst die Hausaufgaben und gehen 

Schritt für Schritt hin zur Erarbeitung einer allerseits akzeptierten Lösung. 

 Die Stadtrats-Aktion quasi über Nacht ein 15-jähriges Dauerprovisorium zu errichten, fin-

det die GLP-Fraktion den falschen Weg und unterstützt das nicht. 

Der GLP-Fraktion geht es darum, dass für alle die gleichen Spielregeln für mögliche Nut-

zungsmöglichkeiten des Areals gelten. Ob dies nun die Kreativen sind oder, wie vom Stadtrat 

vorgeschlagen, Asylsuchende spielt für sie keine Rolle.  

Die GLP-Fraktion stört der Ansatz, dass früher gemachte Aussagen oder Regeln plötzlich über 

Nacht nicht mehr gelten. 

Zusammenfassend, um wirklich nicht falsch verstanden zu werden, für die GLP-Fraktion wäre 

die Einrichtung einer provisorischen Asylanten-Containeranlage für maximal drei Jahre völlig 

unproblematisch, weil es eben ein Provisorium wäre. In den drei Jahren hat man dann Zeit, 

um zu überlegen, was man will oder was man nicht will und allenfalls könnte man die Zeit 

auch wieder verlängern. Die schon fast „über Nacht“-Festsetzung eines 15-jährigen Dauer-

provisoriums lehnt die GLP-Fraktion ab. Die GLP-Fraktion hält an der Motion fest und ist auch 

gegen die sofortige Abschreibung.  

 

Daniel Wettstein: Vielleicht zuerst eine Klammer zu Marcel Lingg: Wir sind auf der Insel der 

Glückseligen hier in der Schweiz und wenn man diesen Massstab anwenden würde, könnten 

wir von den knapp 200 Ländern auf der Welt nur noch 50 Länder bereisen und die anderen 

müssten wir dann auf der Reiseroute streichen.  

Jetzt aber zur Motion: Das wird recht kompliziert mit all den Abweichungen. Eigentlich hätte 

die FDP-Fraktion gerne dem Stadtrat zugestimmt, die Motion entgegenzunehmen und sie 

auch abzuschreiben. Für die FDP-Fraktion ist es eigentlich klar, das Entwicklungskonzept liegt 

ja vor. Der Sprechende nimmt an, der Stadtrat wird nachher noch etwas dazu sagen. Die FDP-

Fraktion verlässt sich darauf, dass das vorliegt. Indem Sinn will man auch nichts Neues, darum 

ist man für die Abschreibung.   

Zum Thema Zwischennutzungen ist die FDP-Fraktion nicht gerade bekannt dafür, dass sie in 

diesen Fällen besonders begeistert ist. Sie würde darauf natürlich ein Augenmerk haben, 

denn auch dafür bestehen Rahmenbedingungen und eine Zwischennutzung sollte auch eine 

Zwischennutzung sein, also irgendwo auf eine bestimmte Zeit begrenzt. Vor allem, wenn 

dann ein Projekt vorliegt, sollte jeweils relativ zügig geräumt werden können, damit es auch 

eine Zwischennutzung ist. In dem Sinn wäre die FDP-Fraktion dafür gewesen.  

Aber wenn das jetzt natürlich abgeändert wird und man sagt, man wolle jetzt doch wieder 

ein neues Konzept, dann ist die FDP-Fraktion dagegen. Das heisst, sie müsste die Motion ei-

gentlich ablehnen. Zwar nicht ganz aus den gleichen Gründen wie Luzia Vetterli, das ist je-

dem im Rat klar, sondern weil die FDP-Fraktion kein neues Konzept möchte. Je nachdem wie 
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man sich entscheidet, wird die FDP-Fraktion die Motion deshalb ganz ablehnen oder für eine 

teilweise Überweisung stimmen.  

 

Markus Mächler: Die CVP-Fraktion ist mit der Antwort des Stadtrats zufrieden. Die vom Moti-

onär geforderte Studie für die Gebietsentwicklung steht ja, das lesen wir. Die CVP-Fraktion ist 

der Meinung, es sind alle wichtigen Parameter berücksichtigt und dort, wo man heute kein 

Konzept entwickeln kann, macht man es auch nicht. Deswegen braucht es keine neue Studie.  

Die CVP-Fraktion ist davon überzeugt, dass das vom Stadtrat verfolgte Konzept gut ist und sie 

ist mit der Einrichtung dieses Container-Provisoriums für die Asylbewerber einverstanden. Das 

wurde bei der Interpellation vorher auch so ausgeführt.  

Für die CVP-Fraktion kann ein Provisorium durchaus auch länger als drei Jahre dauern. Viel-

leicht ist das ja auch tatsächlich nötig und es wird sich erst in 10 Jahren klären, was auf die-

sem Areal dann Gescheites gebaut werden kann oder ob es sonst wie genutzt werden kann. 

Zu Daniel Wettstein: In diesem Sinne kann uns die FDP-Fraktion als Partner betrachten. Die 

CVP-Fraktion würde auch die Überweisung unterstützen, aber zwingend dann auch nachher 

die Abschreibung.   

 

Christian Hochstrasser: Die Forderung nach einem Entwicklungskonzept ist eigentlich ein 

berechtigtes Anliegen und auch durchaus sinnvoll. Es besteht aber zwischen den Zeilen die 

Vermutung, welche sich auch zwischenzeitlich mit dem Votum von Marcel Lingg bestätigt 

hat, wo dieser zuerst auf die Wirtschaftsflüchtlinge und dann auf Tunesien eingegangen ist.  

Dem Motionär geht es nicht um die Stadtentwicklung, sondern um ganz andere Ziele. Luzia 

Vetterli hat die Vermutung auch schon geäussert. 

Die Stadt hat in der Antwort auf die Motion das Entwicklungskonzept soweit vorgelegt und 

eine Analyse gemacht. Der Sprechende hat am Morgen noch eine kurze Begehung gemacht, 

um sich über den Stand des Rückbaus der Gebäude zu informieren. Man konnte sehen, dass 

es nur eine beschränkte Fläche ist, mit dem Wald- und Strassenabstand. Ein kleines Gebäude, 

wohl das von der IG Arbeit, steht noch und der Rest ist leere Fläche.  

Die G/JG-Fraktion kann den Antrag der SP/JUSO-Fraktion auf Ablehnung der Motion in dem 

Sinn unterstützen. Die Aufgaben sind eigentlich gemacht. Es spielt eigentlich keine Rolle 

mehr, dass man die Motion überweist. Falls man die Motion aber überweisen würde, ist es für 

die G/JG-Fraktion sehr entscheidend, diese auch abzuschreiben. Wenn man das nicht machen 

würde, versucht man eigentlich mit völlig sachfremden Argumenten, in dem Fall mit Stadt-

entwicklung und ob das Potenzial in die Zukunft gerichtet ist, die Errichtung eines Asylzent-

rums zu verhindern, was die G/JG-Fraktion ablehnt.   

 

Katharina Hubacher geht noch einmal auf Marcel Lingg ein, weil sie ihm wohl noch eine 

Antwort schuldig ist bzw. weil sie ihm noch antworten möchte. Das eine ist, nachdem sie sein 

Votum angehört hat, genau das, was sie vorhin gemeint hat. Wenn man von Asylbewerbern 

redet, spricht man von „negativ“ und „minderwertig“. Aber ein Wirtschaftsflüchtling ist nicht 

a priori negativ. Es gibt tatsächlich Leute, die keine Arbeit haben und darum flüchten. Unse-

rem Gesetz nach ist das kein Asylgrund, aber es wäre falsch, wenn man das so verstehen wür-



 

Seite 45 

de, dass diese damit irgendetwas Kriminelles machen. Wir wissen alle, dass wir Vorfahren 

haben, die genau aus dem Grund auch unser Land verlassen haben.  

Dann noch zu den Ferien in Tunesien: Vielleicht müsste man es umgekehrt machen und 

schauen, wohin wir in die Ferien fahren und wie wir in die Ferien gehen. Wenn wir in ein 

günstiges Ressort gehen, wo der Gewinn wieder nach Europa fliesst, dann kommt das genau 

der Bevölkerung nicht zugute. Dann müsste man sich überlegen, ob das gescheit ist, dort die 

Ferien zu verbringen.  

 

Baudirektorin Manuela Jost: Die Forderung an den Stadtrat war ja, ein Entwicklungskonzept 

für die zwei etwas unterschiedlichen Areale zu erstellen. Deshalb nehmen wir die Motion 

entgegen und möchten sie als erfüllt abschreiben. Die meisten Ratsmitglieder haben gesagt 

bzw. die Sprechende hat das Gefühl, es ist verstanden worden, dass die Eichwaldstrasse wirk-

lich anders gelagert ist. Dort haben wir bereits ein Entwicklungskonzept in Auftrag gegeben. 

Im Moment gibt es drei Szenarien, wie man mit der Meyerschen Scheune und dem Salzlager 

umgehen könnte. Intern in der Baudirektion wird das jetzt besprochen und der Stadtrat wird 

in Kürze darüber entscheiden, mit welchem Szenario man weitergeht. 

Das zum ersten Areal Eichwaldstrasse. Die Sprechende hat in etwa herausgehört, dass man da 

einen Konsens hat, dass es nicht nötig ist, nochmal ein Entwicklungskonzept zu erstellen.   

Beim Areal Eichwald liegt die Sache effektiv etwas anders, weil man dort in der Nutzung 

durch die Freihaltezonen sehr beschränkt ist, die man aufgrund der Sicherung der Trassee 

Spange Süd einhalten muss. Es sind nur Zwischennutzungen möglich.  

Die Anfrage vom Kanton zur Errichtung oder zur Verfügungstellung des Arealstandorts für 

ein Asylzentrum hat dazu geführt, dass man in der Gegend Kasernenareal eine Standorteva-

luation gemacht hat und zum Schluss gekommen ist, dass der Eichwald die günstigste Gegend 

ist, um dem Kanton in Bezug auf die Container-Siedlung für Asylanten entgegenzukommen. 

Die Frage ist jetzt, wie lange das genau sein wird. Das ist Gegenstand der Vertragsverhand-

lungen mit dem Kanton. 15 Jahre ist selbstverständlich zu lange, auch für den Stadtrat. Es ist 

auch denkbar, in den Vertrag einzubringen, dass das Gelände dann anders zwischengenutzt 

werden kann, wenn die Asylunterkunft beispielsweise nach drei oder fünf Jahren nicht mehr 

gebraucht wird. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die Container anders zu nutzen.  

Noch zum Punkt Strasseninspektorat, das sich im Moment nur als Provisorium auf dem Vor-

platz im Hubelmatt befindet und 2013 wie vorher wieder auf das Areal Eichwald zurück-

kommen soll.  

Darum hat der Stadtrat auch entschieden, kein neues Entwicklungskonzept zu erstellen. Wir 

können gar nicht mehr sagen oder machen. Die Nutzung ist limitiert. Beim Areal Eichwald 

und Eichwaldstrasse haben wir ein Entwicklungskonzept. Aus diesem Grund schlägt der Stadt-

rat vor, die Motion als erfüllt abzuschreiben.  

 

In der Abstimmung wird sowohl der Überweisung wie auch der Abschreibung der Motion 

355 zugestimmt. 
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10. Interpellation 320, Edith Lanfranconi-Laube und Ali R. Celik  

namens der G/JG-Fraktion, Manuela Jost namens der GLP-Fraktion,  

René Meier und Dominik Durrer namens der SP/JUSO-Fraktion sowie Philipp 

Federer, Andrea Mathys-Imhof und Verena Zellweger-Heggli,  

vom 5. April 2012:  

Sparvorgaben und Auswirkungen auf die Quartierschulen 

 

Monika Senn Berger beantragt Diskussion. Dem Antrag wird stattgegeben.  

 

Monika Senn Berger: Wir haben heute schon zweimal zur Familienfreundlichkeit in der Stadt 

gesprochen. Aus Sicht der G/JG-Fraktion gehören auch die Quartierschulen dazu. Sie ist froh, 

dass quartiernahe Volksschulen nach wie vor Ziel in der Gesamtplanung sind und dass trotz 

Spardruck keine Schliessung eines Primarschulhauses vorgesehen ist. Die G/JG-Fraktion be-

dauert es aber, dass die Investitionen in Sanierungen von Schulhäusern immer wieder hinaus-

geschoben werden müssen.  

Die Schulentwicklung erfordert Anpassungen der Infrastruktur, damit überhaupt ein entspre-

chender Unterricht gewährleistet werden kann. Darum ist für die G/JG-Fraktion bei Schulen 

und bei Kindern sparen nicht am Platz.  

Die Sprechende geht auf zwei besondere Anliegen der G/JG-Fraktion ein, nämlich auf die 

Partizipation von Elternräten und Quartiervereinen und auf die Klasseneinteilungen.  

Zur Partizipation: Die Antwort zum Einbezug von Elternräten und Quartiervereinen in die 

Überlegungen zu Schulstandorten ist gemäss G/JG-Fraktion etwas mager ausgefallen. Was 

genau ist denn eigentlich mit einer rechtzeitigen Information über Änderungen gemeint? 

Werden Elternräte und Quartiervereine in die Planung einbezogen und zum Mitdenken an-

geregt? Können sie Ideen und Bedürfnisse überhaupt einbringen oder werden sie vor vollen-

dete Tatsachen gestellt?  

Etwas widersprüchlich erscheint der G/JG-Fraktion auch die Antwort auf ihre Frage zur Klas-

seneinteilung. Einerseits muss gemäss Parlamentsentscheid eine Klassengrösse von 19,5 bis 22 

Lernende eingehalten werden und andererseits sollen aber die Bedürfnisse der Lernenden im 

Fokus stehen. Die G/JG-Fraktion denkt, dass das Rektorat sich wirklich um pädagogisch ver-

tretbare Lösungen bemüht, kann sich aber nicht vorstellen, dass es mit so wenig Spielraum 

überhaupt möglich ist, allen Lernenden gerecht zu werden. Abgesehen davon bringt die Zu-

sammenlegung von Klassen eine neue Gruppendynamik mit sich und die Schaffung eines gu-

ten Lernklima beansprucht eine längere Zeit, sowohl für die Lehrpersonen wie auch für die 

Lernenden. Die G/JG-Fraktion ist nach wie vor der Meinung, dass es bezüglich Klassengrösse 

mehr Flexibilität bräuchte.  

 

Dominik Durrer: Die SP/JUSO-Fraktion dankt dem Stadtrat und dem Rektorat für die ausführ-

liche Beantwortung der gestellten Fragen. Die Antworten zeigen klar auf, dass die Volksschu-

le der Stadt Luzern sich nach den Vorgaben des Grossen Stadtrats hinsichtlich der Klassen-

grössen orientiert, nämlich an einer durchschnittlichen Klassengrösse von 20 Lernenden auf 

der Primarschulstufe. Das sind deutlich mehr Lernende als der kantonale Schnitt, der bei 18,7 
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liegt und nah beim Maximum von 22 Lernenden. Wenn man dann noch berücksichtigt, dass 

bei Klassen mit Kindern, die eine integrative Sonderschulung brauchen – also eine IS-

Sonderschulung –, der Klassendurchschnitt maximal bei 18 Kindern liegen darf, dann wird 

auch klar, dass es nochmal anders aussieht. Und zwar so, dass in der Stadt Luzern im Moment 

aktuell 50 IS-Kinder eingeschult sind, in 50 Klassen von insgesamt 168 Klassen, wo reduzierter 

Durchschnitt gilt, also bei 1/3 der Schulklassen. Das bedeutet, wenn man weiterrechnet, dass 

bei den übrigen rund 100 Klassen auf der Primarschulstufe der Klassendurchschnitt bei rund 

21 Kindern liegt, d.h. fast beim max. gesetzlichen 22er-Schnitt. 

Es liegt auf der Hand, dass bei der Ausganslage nicht unbedingt optimale Lösungen gefunden 

werden können. Es ist auch nachvollziehbar, dass viele Eltern mit diesen Ergebnissen hinsicht-

lich der Klassenzuteilungen nicht zufrieden sind. Da ist eine gute, transparente Kommunika-

tion durch die Schulleitungen gegenüber den Eltern unabdingbar. Trotzdem werden viele 

Eltern unzufrieden bleiben. Eine Volksmotion für eine Klassengrösse von 18 Schülerinnen und 

Schüler ist auf die weitverbreitete Unzufriedenheit zurückzuführen. Aus pädagogischer Sicht 

ist die aktuelle Situation mit einer Klassengrösse von 20 Lernenden keine gute Ausgangslage 

für eine qualitativ gute Schule und sie ist nur unter der momentan schwierigen Finanzsituati-

on zu verantworten.  

Mittelfristig müssen wir aber im Interesse der Lernenden und ihrer Eltern auf eine schrittwei-

se Senkung  der durchschnittlichen Klassengrösse hinarbeiten. Nur so kann die Stadt Luzern 

attraktiv bleiben für Familien und Schulkinder. Wichtig dünkt der SP/JUSO-Fraktion in der 

Antwort des Stadtrats auch sein Bekenntnis zur Führung von quartiernahen Volksschulen, wie 

das auch in der Gesamtplanung festgehalten ist. Das heisst, dass die Stadt Luzern in absehba-

rer Zukunft keine Primarschulhäuser schliesst.   

 

Mirjam Fries: Die CVP-Fraktion ist eigentlich mit der Antwort des Stadtrats einverstanden. Sie 

ist – wie die Interpellanten und der Stadtrat – der Meinung, dass die Schulen eine sehr grosse 

Bedeutung für die Quartiere haben. Schulhäuser sind ein wichtiger Bezugspunkt und Begeg-

nungsort für die Quartierbewohner. Zudem sind attraktive Schulen und Betreuungsangebote 

auch ein wichtiger Standortfaktor für eine lebendige Stadt.  

Die kantonale Vorgabe für die Klassengrösse liegt bei 15 bis höchstens 22 Schülern. Das Lu-

zerner Stadtparlament hat angesichts der aktuellen Sparmassnahmen eine durchschnittliche 

Klassengrösse von 19.5 bis 20 Kindern beschlossen. Das lässt tatsächlich nicht sehr viel Spiel-

raum zum „Vor- und Nachgeben“, d.h. Klassen mit einem tieferen Durchschnitt mit grösseren 

auszugleichen und demografische Entwicklungen in den Schulhäusern zu berücksichtigen. So 

mussten in diesem Jahr vereinzelt Klassen neu zusammengesetzt oder zusammengelegt wer-

den. Es ist aber doch positiv, dass, aus heutiger Sicht, in der nächsten Zeit keine Schliessungen 

von Primarschulhäusern vorgesehen sind. 

Die CVP-Fraktion ist der Meinung, dass das Rektorat der Volksschulen versucht, diese Heraus-

forderung bestmöglich zu meistern, damit die aktuelle Situation vertretbar ist. Man versucht 

– wo immer möglich – Klassen von der ersten bis zur sechsten Klasse zusammen zu führen. 

Aber es kann effektiv Ausnahmesituationen geben, dass Schüler umgeteilt werden müssen. 

Auch die CVP-Fraktion findet es wichtig, dass Eltern möglichst frühzeitig über Veränderungen 
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informiert und falls möglich auch einbezogen werden.  

Bezüglich der Schulhäuser haben wir tatsächlich sehr grosse Investitionen vor uns. Angesichts 

der angespannten Finanzlage scheint es der CVP-Fraktion hier vertretbar, gewisse Investitio-

nen zu verschieben, solange der Unterricht dadurch nicht wirklich beeinträchtigt wird 

Entgegen dem aktuellen Spartrend hat der Grosse Stadtrat beschlossen, die Betreuung an den 

Primarschulen kurzfristig auszubauen. Die Tagesstrukturen an den Schulen sind für die CVP 

auch ein wichtiger Bestandteil für die Entwicklung der Kinder und ein wichtiges Element für 

die Attraktivität einer Schule, eines Quartiers und schlussendlich der Stadt. 

Die CVP ist mit der Antwort des Stadtrates einverstanden. 

 

Myriam Barsuglia: Der vor kurzem verabschiedete B+A 29 „Volksschule: Entwicklungen und 

Konsequenzen“ wie auch die Antwort des Stadtrats auf die vorliegende Interpellation zeigen 

deutlich, dass die quartiernahe Volksschule und das Angebot an Tagesstrukturen als Grund-

auftrag der Stadt anerkannt sind. Die Fraktion der GLP unterstützt diesen Grundauftrag. 

Der Stadtrat zeigt in seiner Antwort auf, dass aus heutiger Sicht kein Primarschulhaus ge-

schlossen werden soll. Um die Schulen jedoch langfristig zu erhalten bzw. die durchschnittli-

che Klassengrösse einzuhalten, werden punktuelle Erweiterungen des Einzugsgebiets oder 

Zusammenlegungen von Klassen unumgänglich sein. 

Diese Aufgabe ist aufgrund der verschiedenen Bedürfnisse und Anforderungen der Betroffe-

nen nicht immer ganz einfach. Darum sollen Eltern- und Quartiervereine auf jeden Fall in die 

Planung allfälliger Massnahmen einbezogen werden, was der Stadtrat in seiner Antwort auch 

beabsichtigt. 

Aus der Sicht der GLP-Fraktion sind die Bedenken zum Fortbestand der Quartierschulen zu-

mindest zum heutigen Zeitpunkt unbegründet. Sie erachtet daher die Interpellation als aus-

reichend beantwortet. 

 

Pirmin Müller: Die SVP-Fraktion hat Verständnis für die Interpellation, da sie zum Zeitpunkt 

der Eingabe eine Berechtigung gehabt hat. Nach dem B+A „Schulraumplanung“ und der be-

schlossenen Schliessung des Schulhauses Schädrüti ist diese aber wirklich „Kalter Kaffee“. Für 

die SVP-Fraktion erübrigt sich aus diesem Grund jede weitere Diskussion. 

 

Noélle Bucher möchte kurz festhalten, dass es bei dieser Geschichte nicht nur um die Eltern 

und die Lernenden geht, sondern auch um die Lehrpersonen. Gerade wegen der Einführung 

der Integrativen Förderung muss jedes Kind individuell gefördert werden, was die schulischen 

Heilpädagoginnen, aber auch vor allem die Klassenlehrpersonen vor Herausforderungen 

stellt. Kleine Klassengrössen wirken auf jeden Fall entlastend.  

 

Bildungsdirektorin Ursula Stämmer Horst: Aus der Interpellation ist vor allem die Sorge be-

treffend der Auswirkungen des Sparens auf die Schulen herauszuhören. Eines der Hauptthe-

men ist die Kommunikation und die Information. Die Sprechende ist auch der Meinung, dass 

das sehr wichtig ist und spürt auch immer wieder, dass Eltern die Information und Kom- 

 



 

Seite 49 

munikation gerade direkt mit dem Rektorat wollen. Sie sagen auch, es reicht uns nicht, wenn 

die Schulleitungen informieren.  

Die Klassengrösse spielt auch eine wichtige Rolle. Die Sprechende ist aber der Meinung, dass 

das eine Richtgrösse ist, mit einer Maximal und einer Minimalzahl. Es kann schon eine Klasse 

mit 16 Lernenden überfordert sein, während eine andere mit 21 Lernenden gut funktioniert. 

Man kann das nicht einfach über die Zahl alleine definieren, sondern muss auch die Zusam-

mensetzung der Klasse in Betracht ziehen.  

Was die Zusammenarbeit und Entwicklung gemeinsam mit Quartiervereinen und Eltern anbe-

langt, verweist Bildungsdirektorin Ursula Stämmer-Horst auf die Fachleute im Rektorat, die 

die Entwicklung der Schüler/innenzahlen im Auge behalten. Das kann man wirklich nicht in 

Zusammenarbeit mit Eltern und Quartiervereinen machen. Das sind Aufgaben, die Fachleute 

bearbeiten müssen.  

Wenn es sich eben so ergibt, dass man in einem kleinen Schulhaus nur noch zwei Erstklässler 

hat, kann man keinen Schulzug führen und muss andere Lösungen finden. Es gibt auch immer 

wieder Eltern, die ihre Kinder aus verschiedenen Gründen nicht in die zugehörige Quartier-

schule geben wollen, z. B. weil sie eine andere Betreuung haben.  

Wichtig ist wie gesagt die Information und Kommunikation, damit die Eltern möglichst 

schnell wissen, wie es im nächsten Jahr weitergeht. Allerdings ist das häufig auch wirklich erst 

im März. Leute zügeln weg, andere zügeln in die Stadt, ein Kind wird vielleicht zurückge-

stellt. Es gibt oft Änderungen. Die Zahlen stehen erst relativ spät fest.  

 

Sandra Felder-Estermann hält sich kurz. In den Voten hat man schon viel gehört, was die 

Sprechende ebenfalls sagen wollte. Der Beschluss im 2007 des Grossen Stadtrats ist natürlich 

auch aus einer Sparrunde heraus entstanden, wo man beschlossen hat, die Klassengrösse muss 

19,5 bis 20 Schüler sein. Der Kanton gibt ja eine grössere Breite vor, zwischen 15 und 22 Schü-

ler pro Klasse.  

Dass eine Klasse mit IS-Schüler auf 18 Schüler reduziert sein muss, ist auch eine Vorgabe, die 

in der Stadt immer mehr zum Zug kommen wird. Aber die Quartierschulhäuser sind nicht 

umstritten. Das haben wir auch bereits vor zwei Sitzungen so besprochen und daran hält man 

auch weiter fest.  

Die Sprechende ist auch der Meinung, dass man die Eltern so schnell wie möglich mit einbe-

ziehen soll, wenn es in einem Schulhaus dazukommt, dass man sich überlegen muss, was man 

macht, weil die Klassengrösse nicht eingehalten werden kann. Es heisst nicht, dass die Eltern 

mitreden können, denn je mehr mitreden, desto schwieriger wird es. Aber ob jetzt in der 

Stadt statt von drei Klasen nur noch zwei geführt werden können oder, wie im Maihof, eine 

erste und zweite Klasse miteinander geführt wird, macht nach Ansicht der Sprechenden abso-

lut Sinn, auch im Rahmen des Sparens. Dass man probiert, die 19,5 bis 20 Schüler einzuhalten 

ist das eine, aber die Tendenz zu einer Klassengrösse von 18 Schülern wird in den Schulen 

immer mehr Einzug halten. Die FDP-Fraktion ist mit der Antwort des Stadtrats einverstanden.  

 

Damit ist die Interpellation 320 erledigt. 
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11. Postulat 323, Dominik Durrer und Melanie Setz Isenegger namens der  

SP/JUSO-Fraktion, Edith Lanfranconi-Laube namens der G/JG-Fraktion sowie 

Sonja Döbeli Stirnemann, vom 12. April 2012:  

SÜDPOL regional verankern, infrastrukturell optimieren 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Der Stadtrat nimmt das Postulat entgegen. 

 

Marcel Lingg: In einer Gesamtbetrachtung der beiden Forderungen des Postulats lehnt die 

SVP-Fraktion das Postulat ab: 

Eine Neuregelung der Finanzierung der Kulturlasten wird durch die SVP sicher nicht abge-

lehnt, der erste Teil der Postulatsforderung kann durch die SVP formell unterstützt werden. 

Dies heisst jedoch noch lange nicht, dass letztendlich der Südpol auf höhere Subventionen 

zählen kann.  

Mühe hat die SVP mit der Postulatsforderung, dass die Stadt dem eigentlich eigenständigen 

Südpol einen Businessplan entwickeln muss. Dies wäre eine Aufgabe der Südpol-Leitung. Die 

Stadtverwaltung soll nicht selber Businesspläne für Kulturbetriebe erstellen, sondern einzig 

die kulturpolitischen Rahmenbedingungen festlegen. 

In diesem Sinne würde der SVP-Fraktion eine teilweise Überweisung nur für den ersten Teil 

der Postulatsforderung als richtig erscheinen. Da eine teilweise Überweisung aber nicht zur 

Diskussion steht (die Postulanten müssten ja einverstanden sein), steht die SVP-Fraktion beim 

Entscheid, dieses Postulat stillschweigend zu überweisen oder die Ablehnung zu beantragen, 

doch etwas in der Zwickmühle.  

Um nicht ein völlig falsches Zeichen an den Stadtrat zu senden, hat sie sich entschieden, hier 

nun einen Ablehnungsantrag für das ganze Postulat zu stellen.  

Die SVP-Fraktion möchte die heutige Abstimmung zu diesem Postulat aber auch nicht allzu 

stark überbewerten. Wie der Rat sich heute auch zum Postulat entscheidet, im 2. Halbjahr 

2013 (also gut in einem Jahr)  steht dann sowieso die kulturpolitische Grundsatzdiskussion an, 

bei welcher der Themenbereich Südpol sowohl in finanzieller wie inhaltlicher Sichtweise wie-

der zur Diskussion steht. 

Auch wenn die SVP-Fraktion mit ihrem Ablehnungsantrag nun heute die Diskussion eröffnet 

hat, fragt sie sich, wie zielführend es nun ist, die kulturpolitischen Leitplanken für den Südpol 

schon jetzt im Detail zu diskutieren. Es lässt sich aber nicht abstreiten, das beweist auch das 

eingereichte Postulat, dass zum Südpol viele offene Fragen bestehen. Ist die fehlende Auslas-

tung in diesem Haus wirklich eine Frage des Geldes, oder ist die Nachfrage nach kulturellen 

Räumen und Programmen gar nicht so gross, wie so oft vor allem aus linken Kreisen behaup-

tet wird? Wie soll die Aussage interpretiert werden, dass die alternative Kulturszene sich of-

fensichtlich sogar freiwillig vom Südpol fernhält? Wie erwähnt, möglicherweise wird dann die 

kulturpolitische Standortdiskussion in gut einem Jahr hierzu nähere Antworten geben. 

 

Albert Schwarzenbach: Der Stadtrat sagt, er möchte über den Südpol vertieft diskutieren und 

er hat auch schon frühzeitig angekündigt, in welchem Rahmen das geschehen soll, nämlich 

wenn der Grundlagenbericht politisch bewertet wird. Das ist aus Sicht des Sprechenden der 
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richtige Zeitpunkt, weil das Thema schon eine vertiefte Auseinandersetzung verlangt. Um den 

Südpol gibt es ja recht viele Fragen, die man diskutieren kann.  

Hier einige zur Animation: Ist es tatsächlich so, dass der Südpol heute für einheimische Kultur-

schaffende eine hohe Schwelle ist? Ist der Umgang mit den möglichen Veranstaltern so wie 

das Kulturmagazin in der letzten Ausgabe schreibt? Ist es tatsächlich für die freie Theatersze-

ne nicht zu der Heimat geworden, die es sein sollte? Sind 600‘000 Franken zu wenig an Inves-

titionen, um etwas Gutes zu machen? Braucht es so viele Fremdvermietungen, damit man 

überhaupt durchkommt? Ist das wirklich der Boa-Ersatz oder braucht es für die Boa etwas 

ganz anderes?  

Das sind all die Punkte die die CVP-Fraktion in einem Jahr bei dieser Diskussion anbringen 

wird. Sie ist sehr einverstanden mit dem Ansatz des Postulats bezüglich der Regionalisierung. 

Die CVP-Fraktion findet, als Teil der neuen Agglo-Politik, die sie vertritt, dass man in der 

Sportstättenplanung und bei der Kulturpolitik über unsere Grenzen hinweg denken und mit-

einander versuchen sollte, mit den Nachbargemeinden oder mit dem Kanton Lösungen zu 

finden. Die CVP-Fraktion wird sich bei der Abstimmung im Sinne des Stadtrats verhalten.   

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die Antwort des Stadtrats zeigt auf, dass der Südpol keine Eier le-

gende Wollmilchsau ist und auch nicht sein kann.  

Die FDP-Fraktion nimmt das Postulat mehrheitlich entgegen.  

Sie unterstützt die Bestrebungen, die zentralörtlichen Leistungen breiter abzustützen. Sie 

unterstützt auch den betriebswirtschaftlichen Ansatz mit dem Businessplan, dass sich Investi-

tionen selbst tragen müssen. 

Schliesslich wurde in der Fraktion darüber diskutiert, ob man jetzt das Postulat überweisen 

soll. Gibt das eine Einzel-Antwort oder kann das nicht mit der strategischen Kulturdiskussion 

abgehandelt werden? Das war intern bei der FDP-Fraktion der grosse Zwist, weil man nicht 

noch einmal einen Extra-Südpol-Bericht will, sondern es sehr begrüssen würde, wenn das 

Thema mit dem gesamten Kulturbericht beantwortet werden könnte. Wenn das zusammen 

beantwortet werden könnte, wäre die FDP-Fraktion nach Meinung der Sprechenden ein-

stimmig dafür, wenn nicht, wird man geteilter Meinung sein. 

 

Monika Senn Berger: Die G/JG-Fraktion dankt dem Stadtrat für die Entgegennahme. Auch sie 

würde es gut finden, wenn die Diskussion mit dem Grundlagenbericht als Grundsatzdiskussi-

on daherkommt und möchte jetzt gar nicht weiter darauf eingehen. Sie wird sich sicher dann 

auch zu ihren Überlegungen zur Ausrichtung des Südpols äussern. 

 

Melanie Setz Isenegger: Die SP/JUSO-Fraktion entnimmt der Antwort des Stadtrats nicht, dass 

man für den Südpol einen Business-Plan aufstellen müsste. Im Gegentail, sie ist etwas 

enttäuscht von der Antwort des Stadtrats, die wirklich nicht so tiefgreifend ist, aber sie kann 

damit sehr gut leben. Vor allem wenn eine Gesamtüberweisung erfolgt, dass damit dem 

Stadtrat auch der Rücken für die kommenden Diskussionen gestärkt wird.  

Es ist der SP/JUSO-Fraktion wichtig, die im Postulat geforderten Verhandlungen mit dem 

Kanton resp. den in der Stellungnahme erwähnten Verbänden so bald wie möglich in Angriff 
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zu nehmen. Der Südpol als regionales Kulturzentrum bedarf der ideellen und der finanziellen 

Unterstützung durch die Stadt Luzern, aber dringend auch durch die weiteren nutzenden 

Gemeinden. Weiterhin soll der Südpol auch für regionale Kulturschaffende offen stehen. 

So weit wie möglich möchte die SP/JUSO-Fraktion dem Stadtrat für diese dringend 

notwendige regionale Diskussion den Rücken stärken. Sie dankt für die Gesamtüberweisung. 

 

Myriam Barsuglia: Es ist praktisch unbestritten, dass sich der Südpol seit seiner Eröffnung zu 

einem wichtigen Kulturhaus für mehrere Sparten und Szenen entwickelt hat und nicht nur 

von lokaler, sondern auch von regionaler Bedeutung ist. 

Der Südpol befindet sich jedoch gegenwärtig in mehrerer Hinsicht in einer schwierigen Situa-

tion, die nicht nur unbefriedigend, sondern z.T. auch ein wenig paradox ist: 

 Trotz der jährlichen Beiträge der Stadt von über CHF 600‘000 ist der Handlungsspielraum 

der Trägerschaft und der Betreiber stark beschränkt. 

 Das Gebäude alleine verschlingt praktisch die ganzen Beiträge in Form von Unterhalt und 

Personalkosten. Der Südpol ist somit stark auf Einnahmen aus Fremdvermietungen ange-

wiesen, um die Räume auch bespielen zu können. 

 Für eigene Tanz- und Theaterproduktionen von lokalen und regionalen Kulturschaffen-

den, die zu einer einzigartigen „Handschrift“ und Positionierung beitragen würden, ist 

der Raum zu teuer. 

 Weiter steht das Gebäude auf dem Boden der Gemeinde Kriens und liefert dort seine 

Billettsteuern ab, erhält aber keinen direkten Beitrag der Gemeinde Kriens. 

Im Jahr 2013 bieten sich jedoch verschiedene Chancen, um das kulturelle Schaffen nicht nur 

im Südpol, sondern in der Stadt Luzern generell auf eine breitere Basis zu stellen und unsere 

Zentrumslasten zu verringern. Die verschiedenen Chancen gilt es zu erkennen und zu nutzen. 

Die GLP-Fraktion unterstützt daher die Antwort des Stadtrats, das Anliegen des Postulats in 

die bevorstehenden kulturpolitischen Grundsatzdiskussionen aufzunehmen und spricht sich 

somit für die Entgegennahme des Postulates aus. 

 

Bildungsdirektorin Ursula Stämmer-Horst: Wir werden sicher das Thema in der strategischen 

Kultusdiskussion mit einbeziehen. Das geht wahrscheinlich gar nicht anders. Wir werden auch 

noch eine Runde mit den verschiedenen Kulturakteurinnen und -akteuren machen.  

Es wurde noch moniert, ob das stimme, dass die so genannte alternative Kulturszene den 

Südpol nicht als Ersatz für die Boa sehen will. In der Beantwortung des Vorstosses, hätte man 

auch darauf verzichten können, das zu sagen. Wir diskutieren das ja im Stadtrat auch immer, 

aber wir sind der Meinung, das ist so, und dass man dazu stehen und das auch ernst nehmen 

muss. 

Der Südpol ist auch nicht einfach nur ein Kulturhaus. Die 30 Mio. sind zur Hälfte für das Lu-

zerner Theater (z. B. Orchester-Übungsräume), ein Viertel ist für die Musikschule Luzern und 

ein Viertel für das Kulturhaus.  

Wir sind im Moment dabei, mit dem Kanton die Verhandlungen zu führen. Auch um zu se-

hen, wie es mit den Theaterinfrastrukturen weitergehen soll. Dazu wollen wir uns gern im 

Frühling 2013 mit dem Rat auseinandersetzen und die Diskussionen führen.  
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Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Es liegt ein Ablehnungsantrag vor. Der Stadtrat empfiehlt 

die Entgegennahme des Postulats.  

 

In der Abstimmung wird der Überweisung des Postulats 323 zugestimmt. 

 

 

 

12. Interpellation 325, Christian Hochstrasser und Monika Senn Berger namens 

der G/JG-Fraktion sowie Dominik Durrer, Andreas Wüest und Melanie Setz 

Isenegger namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 16. April 2012:  

Rückbau des Zentralbahntrassee: Wann kommt die Langsamverkehrsachse? 

 

Christian Hochstrasser beantragt Diskussion. Dem Antrag wird stattgegeben.  

 

Christian Hochstrasser: Warum die Interpellation vor dem Sommer lanciert wurde, begründet 

sich insbesondere in drei Punkten: 

 Die Bauzeit Zentralbahn durch den neuen Tunnel ist 1 Jahr kürzer als geplant, darüber 

wurde im Frühling definitiv  informiert.  

 Dadurch besteht die Gefahr, dass das Projekt Langsamverkehrsachse noch nicht bereit ist. 

 Es besteht auch die Gefahr, dass andere Interessen für die Langsamverkehrsachse ange-

meldet werden. 

Das Moosmattquartier profitiert nun durch weniger Lärm und weniger Stau, wenn die Bahn 

im Quartier wegfällt. Aber es verliert auch etwas. 

Der CEO der Zentralbahn hat bei der Eröffnung der Haltestelle Allmend erwähnt, dass die 

Quartierbewohner die Entschleunigung verlieren: Die Gelegenheit an der Barriere kurz inne-

zuhalten, einen Schwatz über die Gleise hinweg zu führen und über den Sinn und Zweck des 

Lebens nachzudenken. Er hat dann aber den falschen Schluss gezogen, er empfiehlt als Ersatz 

für die verlorene Entschleunigung einen Ausflug in die Berge, wie die Zentralbahn das anbie-

tet. Die G/JG-Fraktion ist aber der Meinung, dass es wichtig ist, dass die Lebensqualität inner-

halb des Quartiers erhalten bleibt. Damit diese Aufwertung im Quartier stattfindet, ist es 

wichtig, dass der Raum auch von der Öffentlichkeit genutzt werden kann. Es besteht die Ge-

fahr, wenn das Projekt nicht rechtzeitig vorwärtskommt, dass man im Gegenzug breitere 

Strassen nimmt, weniger Hindernisse und schnelleren Verkehr hat und plötzlich grössere Pri-

vatgärten entstehen. Das Ziel muss aber Aufwertung des öffentlichen Raums für alle sein und 

man sollte versuchen, das mit Fuss- und Veloverkehr zu erreichen. Das kann ein wichtiger 

Meilenstein für den Veloverkehr sein. Endlich soll es möglich sein, mit durchgehenden Achsen 

von A nach B zu kommen. 

Heute in der Nacht um 00:33 Uhr fährt der letzte Zug auf der Achse zwischen Luzern Bahnhof 

und Kriens Mattenhof. Am Montag fährt der Zug durch den Tunnel. Und das Projekt liegt 

leider noch nicht vor. 
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Was der Sprechende aus der Antwort nun weiss: 

 dass es bei der Fussgängerquerung auf der Horwerstrasse eine Mittelinsel geben könnte, 

 dass die Velos wahrscheinlich kaum Vortritt haben, weil sich der Kanton dagegen stellt, 

 dass man vor allem auf dem Abschnitt Moosmattstrasse – Horwerstrasse - Eichwaldstrasse 

für  Velos und Fussgänger eine Verbindung schafft, 

 die Aufwertung ist auch für die Fussgänger wichtig. Dass es vielleicht ein bisschen park-

ähnlich daher kommt, dass es vielleicht einen Quartierplatz gibt in der Umgebung der  

 Moosmattstrasse. 

Vielleicht kann uns der UVS-Direktor Adrian Borgula mehr Informationen geben, wenn mehr 

bekannt ist. 

In der Antwort finden wir Auskunft über die Kosten für die Langsamverkehrsachse in Höhe 

von 4.8 Mio. Diese Kosten scheinen der G/JG-Fraktion auf den ersten Blick sehr hoch. Es stellt 

sich die Frage, was die Zentralbahn, die ja eigentlich Trasseeinhaber ist, davon zahlt? Aber es 

ist der G/JG-Fraktion bewusst, dass Strassen bzw. Infrastrukturbauten immer schnell teuer 

werden und nach einem hohen Betrag aussehen. 

Das Problem ist aber der Kostenteiler zwischen Stadt, Gemeinden, Kanton und Bund. Der 

Sprechende zitiert aus dem Protokoll der Kantonsratssitzung vom 30. November 2009 Regie-

rungsrat Max Pfister – ja, das hat den Sprechenden selber auch überrascht, dass er sich bei 

einem Verkehrsprojekt auf ihn bezieht: 

(Guerino Riva hatte eine Bemerkung eingereicht: „Das Projekt Langsamverkehrsachse auf 

dem alten Zentralbahntrassee soll in das Radroutenkonzept aufgenommen werden.“) 

„Im Namen des Regierungsrates hält Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdirektor Max 

Pfister fest, dass er diese Bemerkung als Antrag entgegennehme. Die Frage sei nämlich, 

was die Radfahrenden aus Kriens oder Horw eigentlich wollten. Sie wollten die 

umgehende Erstellung eines nutzbaren Raumes auf dem Trassee der ehemaligen 

Zentralbahn nach der Entfernung der Geleise. Es sei niemandem gedient, wenn dieser 

Wunsch zwar in das Radroutenkonzept aufgenommen werde, danach aber jahrelang 

nichts passiere. Mit einem Aufwand von rund 600 000 Franken zulasten des Projekts 

Zentralbahn werde unmittelbar nach der Entfernung der Geleise ein Belag 

eingebaut, damit das Trassee als Langsamverkehrsachse für Velofahrer und Fussgänger, 

vielleicht aber auch als Begegnungszone, gebraucht werden könne. Über dieses 

Vorhaben sei der Stadtrat von Luzern informiert. Die Regierung teile die Meinung, 

dass dieses Vorhaben sofort realisiert werden sollte. Vorliegend handle es sich aber 

nicht um eine kantonale Radroute, sondern um einen kommunalen Raum, der nach 

der Realisierung dieses Vorhabens an die Stadt Luzern und die Gemeinde Kriens 

übergehen werde.“ 

In der Zwischenzeit sieht das ein wenig anders aus, die Federführung bei dem Projekt liegt 

bei der Stadt, soweit es Christian Hochstrasser bekannt ist.   

Punkt Bauzeit: Da wird in der Antwort ausgeführt, dass es bis zum 3. Quartal 2013 dauert, bis 

der Rückbau fertig abgeschlossen ist und dann bis zum 3. Quartal 2014 bis der Betrieb auf der 

Langsamverkehrsachse starten könnte. Das scheint der G/JG-Fraktion extrem lang und sie  
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fragt sich, ob das nicht schneller möglich ist, auch nach den Ausführungen aus der Kanton-

ratsdebatte. Man wusste ja schon länger, dass dies so kommt. 

Fazit: Wenn wir in der Stadt Luzern mit der Veloförderung vorwärts machen wollen, dann 

fordert die G/JG-Fraktion in diesem Zusammenhang, dass das genau bei solchen Projekten 

schneller, unkomplizierter, wenn irgendwie möglich günstiger, und möglichst schnell auf den 

wichtigen Abschnitten, wo die Verbindung jetzt fehlt, passiert.  

Die Zeit ab heute Nacht ein Uhr, wenn der Strom bei der Zentralbahn-Strecke abgeschaltet 

wird, bis das erste Velo bei der Eröffnung der Langsamverkehrsachse rollt, muss so kurz wie 

nur möglich sein. Der Sprechende hofft sehr, dass das Projekt dann auch Musterbeispiel sein 

kann, für weitere sichere, attraktive Veloachsen an vielbefahrenen Strecken. 

 

Laura Kopp: Die GLP-Fraktion ist über die Entwicklung der ehemals als Vorzeigeprojekt be-

zeichneten „Langsamverkehrsachse“ sehr enttäuscht. Das aus verschiedenen Gründen: Zum 

einen kann die GLP-Fraktion nicht nachvollziehen, weshalb die sicherheitstechnischen und die 

rechtlichen Fragen erst jetzt auf den Tisch kommen. Man hat doch seit längerer Zeit gewusst, 

dass das Zentralbahntrassee stillgelegt wird. In dem Sinn hätte man die Fragen früher klären 

können. Weshalb ist es nicht gelungen, all die Fragen bis zur letzten Fahrt, die heute Abend 

stattfinden wird, abzuklären und uns heute ein umsetzbares Projekt vorzulegen?  

Zum anderen zeigt die Antwort wieder einmal, wie „ernst“ es dem Kanton mit der Umset-

zung des Radroutenkonzepts aus dem Jahr 1994 ist. Die als Alternativroute definierte Lang-

samverkehrsachse gehört nicht zu den priorisierten Verkehrsmassnahmen und erhält darum 

auch keine finanzielle Unterstützung. In dem Zusammenhang möchte die Sprechende gerne 

an die Worte erinnern, die (nicht nur) von Sonja Döbeli Stirnemann kamen. Der Kanton 

scheint die Anliegen der Stadt nicht sehr ernst zu nehmen.  

Die Finanzierung ist sowieso ein sehr wesentlicher Punkt. Es ist völlig unklar zum jetzigen 

Zeitpunkt, wie man das Projekt finanzieren könnte. Es sind zwar, so konnte man lesen, Ge-

spräche mit den Gemeinden Kriens und Horw geführt worden, und auch ein gemeinsames 

Schreiben an den Kanton wurde erstellt. Was hat man aber sonst noch unternommen?  

Welche alternative Möglichkeit hat man aufgrund der Antwort des Kantons überhaupt noch 

geprüft? Wegen der momentanen Situation befürchtet die GLP-Fraktion, dass es der Stadtrat 

verpasst hat, ein wahres Vorzeigeprojekt umzusetzen. Die Langsamverkehrsachse verkommt – 

so scheint es ihr – zu einem normalen Veloweg ohne Bevorzugung des Langsamverkehrs. Und 

die attraktive geplante Langsamverkehrsachse, die effektiv für Velofahrer/innen ist, steht ein 

bisschen in den Sternen.  

Der Sprechenden persönlich stellt sich auch noch die Frage, ist der Stadtrat überhaupt noch 

interessiert an der Langsamverkehrsachse? 

 

Urs Zimmermann: Da zur Realisierung der Langsamverkehrsachse ein B+A folgen wird, kön-

nen wir mit der Diskussion zu dieser Interpellation zwar viele Worte verlieren, jedoch noch 

nichts Konkretes entscheiden. Gerade die Frage der Finanzierung ist alles andere als gelöst. 

Die Finanzierung ist letztendlich vom Entscheid und vom Wohlwollen des Kantons und der 

Nachbargemeinden abhängig. Auch bei verkehrstechnischen Aspekten, sprich Vortrittrege-
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lung, sind noch viele Fragen offen. Da kann der Stadtrat noch lange davon träumen, dass für 

Velofahrende eine uneingeschränkte Vortrittregelung gelten wird. Sollte die Langsamver-

kehrsachse dereinst realisiert werden, braucht es pragmatische Lösungen und nicht ein stures 

Festhalten an kaum umsetzbaren und notabene äusserst gefährlichen Forderungen der Velo-

Lobby. 

 

Markus Mächler: Die Interpellation zeugt von einer gewissen Unsicherheit bezüglich der Rea-

lisierung der geplanten und erwarteten Langsamverkehrsachse auf dem alten Zentral-

bahntrassee. Das hat der Kollege Hochstrasser auch so dargestellt. Aus diesem Grund, denkt 

die CVP-Fraktion, waren die Fragen tatsächlich berechtigt.  

Nun können wir als Antwort immerhin ablesen, dass keine wesentliche Zeitverzögerung ein-

treten soll und dass die Einweihung dann Ende 2014 erfolgen wird. Das ist gut so und das 

nehmen wir gerne zur Kenntnis. Wir sehen aber auch, die Neuanlage wird kosten, sie wird 

viel kosten. Da fragt sich die CVP-Fraktion schon, können wir uns das überhaupt leisten? Der 

Sprechende glaubt, ja. Mehr noch, wir müssen uns das leisten. Sicher braucht es zur Finanzie-

rung noch kreative Ideen. Markus Mächler erwartet nicht ein Vorzeigeprojekt, wie wir das 

vorher gehört haben, aber die CVP-Fraktion erwartet eine taugliche, sichere Langsamverkehr-

sachse. Wenn man sie auch noch zeigen darf, nimmt man sie natürlich auch. Aber als Vorzei-

geprojekt brauchen wir die Achse nicht.  

Die vorgesehene Etappierung kann sich die CVP-Fraktion durchaus vorstellen. Dass man jetzt 

die Achse befahrbar macht und dann den Ausbau. Die Massnahmen, die man sich sonst noch 

vorstellen kann, kann man später noch nachholen, falls es vom Geld her eng wird.  

Auch unterstützt die CVP-Fraktion das nochmalige Verhandeln mit dem Kanton. Das ist not-

wendig und berechtigt. Letztlich dient doch die Achse auch den Horwern und den Kriensern 

und sie entlastet vor allem auch Kantonsstrassen. 

Schliesslich lesen wir in der Antwort auch von der Fragestellung um die Vortrittsregelung bei 

den Strassenquerungen. Die Vorstellungen der Verwaltung für die Strassenkreuzungen an der 

Eichwald- und an der Moosmattstrasse kommen beim Sprechenden jedenfalls etwas sehr 

abenteuerlich an. So wird das kaum gehen. Das haben wir inzwischen wohl auch medial lesen 

können, dass da bestimmte Sicherheitsfragen den Vorstellungen und der Antwort widerspre-

chen und dass wir froh sind, dass das nun geklärt ist. 

Insgesamt freut sich die CVP-Fraktion natürlich über die Antworten wie auch auf den Eröff-

nungsanlass Ende 2014. 

 

Reto Kessler: Die FDP-Fraktion dankt dem Stadtrat für die präzisen Antworten auf die Inter-

pellation. Eigentlich kann sich der Sprechende seinen beiden Vorrednern Urs Zimmermann 

und Markus Mächler anschliessen. 

Das Nutzungskonzept steht im Grundsatz. Einige Punkte, wie z. B. das Vortrittsrecht für die 

Langsamverkehrsachse bzw. den Langsamverkehr sind im Moment noch offen. Da möchte der 

Sprechende eins beliebt machen, vor allem an die velofahrende Front, seid vernünftig, die 

Sicherheit von jedem einzelnen geht vor, bevor man irgendwelche Vortrittsregelungen 

„durchstieren“ will.    
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Von dem her glaubt Reto Kessler, muss eigentlich gar nicht mehr lange diskutiert werden und 

er schliesst sein Votum. 

Denkt daran, Sicherheit, ein Menschenleben ist viel wichtiger, wie Vortritt an einer Kreuzung, 

wo von links und rechts auch Autos kommen können, und das dann zu schweren Unfällen 

führen kann.   

 

Andreas Wüest kann sich auch vor allem den Vorrednern Christian Hochstrasser und Laura 

Kopp anschliessen, die ein bisschen mehr noch die Sicht der Velofahrenden vertreten haben. 

Was der SP/JUSO-Fraktion vielleicht auch noch ein Anliegen ist: Die Übergangsphase gilt es 

auch zu berücksichtigen. Bis zur Realisierung dieses Bauwerks entsteht jetzt eine neue Situa-

tion, wo der Verkehr vielleicht an gewissen Stellen flüssiger fliesst – man muss nicht mehr vor 

den Bahngleisen halten –  aber er wird sicher an anderen Orten stauen. Die SP/JUSO-Fraktion 

denkt, die zwei Jahre sind doch eine relativ lange Phase. Man sollte die Entwicklung gut im 

Auge behalten und allenfalls trotzdem eine kurzfristige Massnahme in Bezug auf die Ver-

kehrsführung prüfen, sofern das notwendig wird. Grundsätzlich als Anwohner würde Andre-

as Wüest meinen, ist es eher eine Verschlechterung für die nächsten zwei Jahre. Für das Pro-

jekt selber ist die SP/JUSO-Fraktion gespannt, wie die Endausführung aussehen kann. Selbst-

verständlich ist es ihr wirklich ein Anliegen, dass die Velofahrenden so sicher unterwegs sein 

können wie bis anhin, oder noch viel sicherer. Die SP/JUSO-Fraktion wird die weitere Planung 

genau beobachten.  

 

UVS-Direktor Adrian Borgula kann eine gewisse Enttäuschung bezüglich des Projekts durch-

aus auch verstehen. Er wird noch einige Erklärungen zum aktuellsten Stand geben, zusätzlich 

zu den Antworten, die der Stadtrat auf die Interpellation schon formuliert hat.  

Dass es einem so vorkommt, als käme das Ganze etwas spät, hat natürlich damit zu tun, dass 

die Zentralbahn schneller gebaut hat und ein Jahr früher fertig ist. Unsere direktionsinterne 

Planung wäre eigentlich auf ein Jahr später abgestimmt gewesen. Jetzt konnte man das Gan-

ze etwas nach vorne drücken, aber das ganze Jahr hat man nicht geschafft. Man darf eins 

nicht vergessen, da man anscheinend das Gefühl hat, man könnte morgen anfangen bauen. 

Dem ist nicht so, die Gleise werden erst im zweiten Quartal – und das ist nicht einseitig, son-

dern im Rahmen des Projekts – im nächsten Jahr entfernt. Das liegt nicht in unserer Verant-

wortung.  

Wie Regierungsrat Max Pfister damals – der Sprechende war zu der Zeit auch noch Mitglied 

des Kantonsrats – zu der Aussage gekommen ist, dass man mit 600‘000 Franken geschwind 

einen Belag einbauen könnte, ist UVS-Direktor Adrian Borgula heute ein Rätsel. Mit 600‘000 

Franken kann man heute dort keine vernünftige Langsamverkehrsachse bauen. Regierungsrat 

Max Pfister war wohl auch nicht unbedingt der Velo-Spezialist im Kantonsparlament. Man 

kann sich aber vorstellen, dass er meinte, dass ein Teil, also der Übergangsteil (Kreuzungsteil) 

über die Kantonsstrasse zu Lasten des Projekts gehen könnte. Da ist man zurzeit am Verhan-

deln. UVS-Direktor Adrian Borgula kann versichern, wir sind sehr kostenbewusst und probie-

ren ein abgespeckte und sicher kein Luxusprojekt zu realisieren und das kostet einfach den 

Betrag, den wir im Moment vorgeschlagen haben.  
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Der Projektfortgang ist so geplant: Wenn sich keine Verzögerungen ergeben, kommt der B+A 

am 19. Dezember 2012 in den Stadtrat, in die Kommission im Januar 2013, in den Grossstadt-

rat im Februar 2013. Zum Projektbewilligungsverfahren sind schon einige Schritte gemacht 

worden: Vernehmlassungsentscheid und Safety Audit beim bfu. Die Planauflage für den 

Stadtrat ist diesen Monat geplant, Planauflage öffentlich im Dezember 2012. Es ist nicht so, 

dass noch gar nichts gemacht wurde, aber es gibt noch Diskussionspunkte, vor allem zwei 

Fragen: 1.) die Finanzierung, die man nicht wie geplant durchziehen kann; 2.) die Vortrittsre-

gelung. 

Bei den Vortrittsregelungen sieht es für die Velofahrenden nicht gut aus. Es ist gesetzlich im 

schweizerischen Strassenverkehrsgesetz nicht vorgegeben. Der Bund wäre relativ offen für 

ein Pilotprojekt, aber keinen, der dann noch 100‘000 Franken kostet, um ihn zu überprüfen 

und zu monitoren. Es braucht aber auch weiterhin Partner, es braucht Bauherrschaft, es 

braucht die Stadt, den Kanton, den Bund und es sind nicht alle im Boot. Daran arbeiten wir 

noch.  

Zur Finanzierung: Wir haben das nächste Gespräch mit den Gemeinden Kriens und Horw am 

15. November 2012. Wir haben Ideen, wie man das Projekt finanzieren könnte. Leider ist dort 

auch beim Kanton eine gewisse Zurückhaltung vorhanden. Allerdings gibt es auch einen par-

lamentarischen Auftrag, der eigentlich klar wäre: Aufnahme in das Radroutenkonzept. Das 

heisst aber nicht, dass wir sofort eine Finanzierung bekämen. Und Vorfinanzierungen sind 

andererseits nicht vorgesehen.  

Wir sind im Moment am Bearbeiten und hoffen, dass wir eine gute Lösung mit den Gemein-

den und vielleicht mit dem Kanton finden. Es kann sein, dass das Projekt noch durch Einspra-

chen verzögert wird.  

Zu Laura Kopp: Der Sprechende möchte gern ein Vorzeigeprojekt. Der Stadtrat ist selbstver-

ständlich noch an der Langsamverkehrsachse interessiert. Als eingefleischter Velofahrer, also 

auch aus persönlichem Interesse, kann UVS-Direktor Adrian Borgula versichern, dass man eine 

gute Lösung sucht. Wenn aber der erste Unfall passiert, wenn die Vortrittsregelung geändert 

ist, ist der Sprechende schuld. Bei einem Velounfall gibt es sehr schnell Personenschäden. Da 

besteht z.T. Zurückhaltung bei den eigenen Leuten, aber auch beim Kanton und selbst beim 

Bund ist das nicht so einfach. Aber man hat eine gewisse Offenheit signalisiert. 

Das ist der Zwischenstand. Wir sind dran, es wird eine tolle Sache, auch wenn es nicht ganz so 

schnell geht – es heisst ja Langsamverkehrsachse –, wie man gehofft hat. Wir wollen eine gute 

Lösung, die die Lücke zwischen Kriens und Horw in die Stadt hinein schliesst. Wir werden sehr 

bald im Parlament darüber diskutieren können.  

 

Damit ist die Interpellation 325 erledigt.  
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13. Postulat 310, Stefanie Wyss namens der G/JG-Fraktion sowie  

Nico van der Heiden namens der SP/JUSO-Fraktion,  

vom 19. März 2012:  

Darf's ein bisschen ruhiger sein? Flächendeckend Tempo 30 nachts 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer: Der Stadtrat nimmt das Postulat entgegen.  

 

Urs Zimmermann: Geht es nach dem Willen des neuen Stadtrates, soll schon bald auf allen 

Strassen der Stadt Luzern während der Nachtzeit konsequent „Tempo 30“ gelten. Jedenfalls 

unterstützt der Stadtrat das Postulat. Sehen sich die Automobilisten schon bald neuen Schi-

kanen ausgesetzt? Ist das eine weitere mobilitätsfeindliche Strategie? 

Wie oft bei der Rechtfertigung von Tempo-30-Vorlagen argumentieren die Befürworter mit 

von den Autos ausgehenden Lärmimmissionen. Wann folgt mit gleicher Argumentation der 

nächste Schritt hin zu einer flächendeckenden Tempo 20-Begegnungszone? Oder darf schon 

bald auch die S-Bahn nur noch im Schritttempo fahren? 

Nicht geregelt, sowohl im Postulat wie auch in der Antwort des Stadtrates, ist die Definition, 

wann die vorgesehene „Tempo 30-Nachtzeit“ beginnen bzw. enden soll. Es versteht sich aber 

von selbst, dass diese Regelung wohl kaum nur wenige Stunden nach Mitternacht gelten 

wird. Ausgeblendet werden von den Befürwortern dieser Idee einmal mehr die finanziellen 

Konsequenzen. Allein schon die täglich zweimal wechselnde Signalisierung der erlaubten 

Höchstgeschwindigkeit wird hohe Kosten verursachen. Solange der Stadtrat solche Mehrkos-

ten auf sich nimmt, bleibt dem Steuerzahler letztendlich nur die Möglichkeit, mit einem Nein 

zur Steuererhöhung den Stadtrat auf seine finanzielle Verantwortung hinzuweisen. 

Zum Glück schaltete sich relativ schnell der Kanton ein, welcher auch verantwortlich für das 

übergeordnete Strassennetz ist. Die Dienststelle für Verkehr und Infrastruktur hat es auf den 

Punkt gebracht. Es ist keine Option für Luzern! 

1. Es fehlt der politische Wille von Seiten Regierungsrat. 

2. Es hält sich niemand an eine Signalisierung, was zudem auch noch für Verwirrung sorgt. 

3. Dies wäre nur mit zusätzlichen baulichen Massnahmen durchsetzbar. 

Auf Grund der erwähnten Tatsachen lehnt die SVP Fraktion das Postulat entschieden ab. 

 

Reto Kessler könnte dann eigentlich in der Nacht auch auf der Langsamverkehrsachse mit sei-

nem Auto verkehren, wenn er nur noch 30 km/h fahren darf. Hierbei geht es im Grundsatz eher 

darum, keine Autos in der Stadt zu haben. Zumindest in einem ersten Schritt dazu.  

Aber wir alle zusammen wollen eine Stadt sein und wir sind eine Stadt. In einer Stadt müssen 

alle Platz haben. Velos, Busse und auch Motorfahrzeuge. In einer Stadt, die Verkehr hat, hat 

es auch etwas Lärm. Und in einer Stadt wird es immer Verkehr geben! 

Das Tiefbauamt des Kt. Luzern (Dienststelle Verkehr und Infrastruktur) steht den ganzen flä-

chendeckenden Tempo-30-Zonen in der Nacht  kritisch gegenüber. Weil man nicht sicher ist, 

ob es denn wirklich so viel ruhiger würde und die Imissionen wirklich so stark sinken werden.  

Aus Sicht der FDP müssen die Hauptachsen offen bleiben. Dort muss der Verkehr laufen. In  

 



 

Seite 60 

den Quartieren hat man Verständnis für Tempo 30. Dort besteht aber bereits praktisch über-

all Tempo 30.  

Da ein grosser Teil der betroffenen Strassen Kantonsstrassen sind, erachtet die FDP-Fraktion 

flächendeckend Tempo 30 als schlicht nicht machbar. Der Stadtrat wird mit dem Kanton dar-

über nicht erfolgreich verhandeln können.  

Eine andere Vorstellung, die den Sprechenden persönlich stört, ist, dass er mehr auf die Uhr 

schauen muss, wenn er abends unterwegs ist, ob jetzt 22 Uhr ist und er nur noch 30km/h fah-

ren darf, oder ob es 5 Minuten vor 22 Uhr ist und er noch 50 fahren kann. Der Vorredner Urs 

Zimmermannn hat schon erwähnt, die Beschilderung selber ist kostenintensiv und wird wahr-

scheinlich auch schwierig sein. Wenn man dann noch aus dem Ausland kommt, fragt man sich 

wahrscheinlich schon, was gilt jetzt am Abend, die Tafel mit 50 km/h oder die mit 30 km/h, 

oder haben wir einen Schilderwald, wo alle 10 m eine andere Tafel steht, zuerst mit 50 km/h 

und einer Sonne und dann mit 30 km/h und einem Mond?  

Ein anderer Punkt ist für den Sprechenden der ÖV. Die VBL-Busse fahren am Tag im Schnitt in 

den Hauptverkehrszeiten noch 7 km/h und nachts sollen sie dann auch nur noch 30 km/h fah-

ren. Das ist für Reto Kessler unvorstellbar. Es wären mehr Busse notwendig, was zu massiven 

Mehrkosten führen würde.  

Nach Meinung der FDP-Fraktion hat die Polizei einmal mehr zu wenig Mittel, um gegen die 

Autofahrer vorzugehen, die wirklich Lärm verursachen. Nämlich die, die am Wochenende am 

Schweizerhofquai und über die Seebrücke Anlauf nehmen und mit ihren aufgemotzten Mo-

toren dröhnen. Der restliche Verkehr wäre nämlich gefühlsmässig schon zu ertragen. Mit 

mehr Polizeipräsenz könnte man dem entgegenwirken.   

Grundsätzlich ist der Sprechende der Meinung, dass wir in einer Stadt leben und wer in der  

Stadt lebt, muss sich eben auch bewusst sein, dass es da und dort Lärm gibt. Der Stadtrat will 

das Postulat entgegennehmen. Die FDP-Fraktion lehnt das Postulat entschieden ab. 

 

Stefanie Wyss: Zuerst möchte sich die G/JG-Fraktion beim Stadtrat für die Entgegennahme 

des Postulats bedanken. 

Zuerst zu den Voten von Urs Zimmermann von der SVP und Reto Kessler von der FDP: Die 

beiden Stellungnahmen sind schlicht zu polemisch und zu einseitig, um diese zu kommentie-

ren. Bitte lesen Sie doch zuerst das Postulat und die Forderungen, als etwas zu sagen, was 

nicht wahr ist! 

Ob Sie nun wollen oder nicht, bis 2018 müssen laute Verkehrsanlagen saniert werden. Erste 

Priorität haben sogenannte quellennahe Massnahmen wie Autos, Roller oder Töff. Der Vor-

stoss setzt nun genau bei dieser Quelle des Lärms an.  

Wir müssen über den Luzerner Tellerrand hinweg schauen und untersuchen, was andere 

Städte denn so machen. Die Sprechende hat das gemacht und fand folgende Beispiele für 

Tempo 30 in der Nacht:  

Beispielsweise in Berlin wird seit dem Jahr 2007 auf rund 230 km Strassen nachts mit Tempo 

30 gefahren. Die Stadtregierung stellte Folgendes fest: "Tempo 30 ist nicht die einzige, aber 

eine sehr wirksame und schnell umsetzbare Massnahme zum Schutz der Nachtruhe." Ausser 
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dem ergab sich ein nicht zu unterschätzender Nebeneffekt; so hat nämlich die Zahl der Unfäl-

le mit Verletzten abgenommen.  

Ein weiteres Beispiel ist Ravensburg: Seit Juni 2012 wird auf den Ravensburger Strassen nachts 

Tempo 30 gefahren. Ebenso in Ulm seit dem 16. April 2012. 

In verschiedenen Städten wie Bonn, Frankfurt, Wien, Basel, Zürich ist die gleiche Forderung 

hängig.  

Die G/JG-Fraktion möchte nun dem Luzerner Parlament Tempo 30 nachts schmackhaft ma-

chen. Was sind die Vorteile eines solchen Regimes? Tempo 30 nachts ist günstiger als bei-

spielsweise Lärmschutzwände oder der Ersatz von Fenstern. Ausserdem ist es auch nicht so, 

dass die Autofahrer/innen viel langsamer vorwärts kommen; das Beispiel Berlin zeigt, dass 

durch Tempo 30 nachts keine grossen Zeitverluste entstehen.  

Im November 2010 hat zudem eine Studie der Fachhochschule Jena gezeigt und ganz klar 

bestätigt, dass die Reduktion von Tempo 50 auf Tempo 30 eindeutig den Lärm verringert. 

Interessant ist, dass in der Schweiz immer noch daran gezweifelt wird, dass Tempo 30 nachts 

wirklich etwas bringt, während in Deutschland der Nutzen schon längstens erkannt wurde. 

Von den Erfahrungen anderer Städte kann die Stadt Luzern sicherlich profitieren. So lässt sich 

auch eine Lösung für die Freiwilligen der Feuerwehr finden – schliesslich ist Luzern nicht die 

einzige Stadt, die Freiwillige in der Feuerwehr hat. 

Stefanie Wyss betont, dass viele Personen unter dem Lärm leiden. Herz-Kreislauf-Probleme 

können durch übermässigen Lärm verursacht werden. Es ist keine Lösung, wie Reto Kessler 

vorhin angetönt hat, den Personen zu sagen, dass sie aufs Land ziehen sollen; denn auch wer 

in einer Stadt wohnt, hat das Recht auf etwas Ruhe – gerade in der Nacht. Wir sind uns wohl  

alle einig, dass wir wollen, dass in der Stadt gearbeitet, aber auch gewohnt wird. Wir sind 

verpflichtet, unsere Bevölkerung vor vermeidbarem Lärm zu schützen 

Die G/JG-Fraktion bittet den Rat, diesen Vorstoss zu überweisen und das Anliegen zu prüfen. 

 

Max Bühler hält sich kurz, da Stefanie Wyss das meiste schon gesagt hat. Sicher alle Anwe-

senden kennen es aus persönlicher Erfahrung: Lärmimmissionen, sei das durch Strassenver-

kehr, durch Baustellen oder durch sonstige Geräuschquellen können eine grosse Belastung 

sein, vor allem in der Nacht, wenn es der Lärm verunmöglicht, den wohlverdienten Schlaf zu 

bekommen. Anwohner/innen von vielbefahrenen Strasse sind manchmal nicht zu beneiden. 

Die Lebensqualität leidet mitunter merklich, wenn der Verkehr sich auch nachts mit 50 km/h 

bewegt. Die SP/JUSO-Fraktion erachtet es als sehr sinnvoll, die Einführung von Tempo 30 in 

der Nacht zu prüfen. Die moderate Geschwindigkeitsreduktion hätte einen grossen Effekt auf 

das subjektive Lärmempfinden der Betroffenen. Sie wird die Reisezeiten nicht signifikant ver-

längern und wäre im Übrigen – und das wurde bis jetzt noch nicht genannt – auch ökologi-

scher. Die SP/JUSO-Fraktion ist für die vollständige Überweisung des Postulats.  

 

Roger Sonderegger: In Bezug auf die Verkehrspolitik haben sich in den 80er und 90er Jahren 

Andrea Hämmerle und Urs Giezendanner in der Arena einander eins aufs Dach gegeben. So 

ähnlich ist es im Rat auch, wenn es um die Verkehrspolitik geht. Aber dann wird es wenigs-

tens ein bisschen spannend bei den Reden.  
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Die Fraktionen von links nehmen mit dem Postulat ein wichtiges Thema auf, nämlich das was 

die Bevölkerung der Stadt Luzern nachweislich am meisten interessiert, beschäftigt und plagt, 

das Verkehrsthema. Die CVP-Fraktion möchte zu der Frage „Darf‘s ein bisschen ruhiger sein?“ 

Folgendes antworten: Sie glaubt, es muss ein bisschen ruhiger sein!  

Tempo-30-Zonen sind ein gutes Instrument. Sie würde sich sogar dafür aussprechen, dass uns 

Tempo-30-Zonen nicht nur in der Nacht, sondern auch im 24-Std.-Betrieb ein grosses Stück 

weiter bringen. Die Stadt sagt in der Antwort auch, dass noch Potenzial in dem Bereich vor-

handen ist. In Littau hat es einen Riesen-Aufschrei gegeben, als man die ersten Tempo-30-

Zonen eingeführt hat. Heute redet kein Mensch mehr darüber. Man spricht in der Antwort 

schon von weiteren geeigneten Strassenabschnitten, die man umnutzen könnte.  

Die Antwort zum Tag, dass es dort weniger Lärmreduktion gibt, kann der Sprechende so nicht 

teilen. Lärmimmissionen entstehen vor allem bei Beschleunigungsmanövern, also z. B. an den 

Ampeln, und ob man auf 30 km/h oder 50 km/h beschleunigt, macht schon einen massiven 

Unterschied auf die Lärmimmissionen im Strassenraum und somit auch in unserem Wohn-

raum. Das Argument, dass man das unbedingt in der Nacht machen sollte und nicht am Tag, 

oder wie gesagt im 24-Std.-Betrieb, stimmt aus Sicht von Roger Sonderegger nicht ganz.  

Es wurde schon gesagt, dass man für das Strassennetz keine Kontrolle hat. Wenn man den 

Stadtrat jetzt losschickt, wird er beim Kanton auf Granit bzw. in dem Fall eher auf Asphalt 

beissen, weil der Kanton auf dem übergeordneten Strassennetz keine Hand bieten wird. Das 

wissen wir fast mit 100% Sicherheit. Zitat aus dem vif: „Keine Temporeduktion ohne absolute 

Notwendigkeit.“  

Einige Überlegungen zum übergeordneten Strassennetz: Wenn ein Taxi am Luzerner Platz 

startet und in den Gasshof fährt, sind das 2,5 km mit Tempo 30 in einem Strassenraum, der 

für das gebaut wurde. Der Sprechende weiss nicht, ob sich noch viele Leute dafür erwärmen 

lassen. Wir reden eigentlich, sicher auch die Postulanten, vom untergeordneten Strassennetz, 

von dem was man wirklich im Griff hat, von den Gemeindestrassen. Dass man dort Tempo 30 

einführt, da steht die CVP-Fraktion voll und ganz dahinter und findet das ein geeignetes In-

strument, aber im 24-Std.-Betrieb und so wie es angedacht ist und nicht im Nachtbetrieb.  

Sie hören es heraus, die CVP hat für Tempo 30 grosse Sympathien. Sie wird deshalb das The-

ma weiterverfolgen, aber in der Form wie es im Postulat vorliegt, wird es die CVP-Fraktion 

ablehnen. 

 

Andras Özvegyi: Zur FDP, SVP und vielleicht auch zur CVP-Fraktion:  Vor allem, wenn man der 

FDP und der SVP zuhört, würde man meinen, Tempo 30 wird gerade morgen eingeführt. 

Aber das ist ein Postulat, wir wissen, die Mühlen mahlen langsam, es geht darum, dass man 

von unten Druck aufbauen kann, dass man das zuerst einmal prüft. Mit allen Detailfragen, 

wie, wo, was.  

Tempo 30 ist für die einen ein Reizwort, für die GLP-Fraktion ein Mittel zum Ziel, vor allem 

von höherer Sicherheit, besserem Verkehrsfluss, von weniger Umweltbelastung. 

Ziel Sicherheit: Wir haben leider immer wieder Verkehrstote und Verletzte in der Stadt. Wir 

haben viele Unfälle mit Blechschaden, und wir haben eine unbekannte Anzahl von Fastunfäl-

len oder Unfälle, die nicht gemeldet werden. 
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Dazu kommt noch, dass viele Menschen Angst im Verkehr haben, weil sie sich nicht sicher 

fühlen. Das ist wohl ein Grund, dass unsere Kinder weniger Velo fahren. Und dass der Ver-

kehr, gemäss der letzten Befragung, die Bevölkerung am meisten beschäftigt. 

Veloförderung: Wenn wir Velofahren fördern wollen, wäre Tempo 30 ein gutes Mittel. Die 

Geschwindigkeitsdifferenzen zum Velofahrenden wären dann nicht mehr so gross, das Fahren 

nebeneinander wäre einfacher. Beispiel Spurwechsel auf der Seebrücke geht mit Tempo 30 

viel besser, sicherer und ohne Angst, für alle, vor allem ältere Leute und Kinder. Mit Tempo 

50-60 ist es sehr schwierig. 

Und zum Schluss: Es braucht für Tempo 30 in der Nacht keine teuren baulichen Massnahmen. 

Es braucht eine gute Kampagne und es braucht Signalisation. Das ist aber technisch kein 

Problem. Es gibt Signalanlagen, die wechseln. Und wenn die Leute informiert sind, weiss man, 

dass man in Luzern Tempo 30 fährt. Die GLP-Fraktion wird das Postulat unterstützen.  

 

UVS-Direktor Arian Borgula: Wir haben den Auftrag, die Mobilität sicherzustellen. Nicht in 

der Form, wie Reto Kessler bemerkt hat, dass man kein Auto mehr in die Stadt lassen würde, 

sondern in dem Sinn, dass es nicht immer mehr werden. Wir haben den Auftrag, Lärmsanie-

rungen zu machen, den Schutz der Bevölkerung vor übermässigem Lärm durch den Verkehr, 

und die Verkehrssicherheit zu gewährleisten. Es ist klar, die Sensibilität ist in der Nacht höher 

und darum sind auch die Grenzwerte nachts tiefer in Bezug auf Dezibel. Wir müssen die Vor-

gaben bis 2018umsetzen. Das ist ein gesetzlicher Auftrag und da haben Massnahmen an der 

Quelle Priorität. In Dem Sinn wollen wir sehr gern vom Parlament den Auftrag entgegen-

nehmen, die Massnahme als eine der möglichen Massnahmen zu prüfen. Und zwar geht es 

nicht um die Massnahmen im untergeordneten, also im Gemeindestrassennetz, sondern es 

geht explizit auch um Massnahmen auf dem übergeordneten Strassennetz. Das heisst nicht, 

dass das realisierbar ist. Der Kanton sperrt im Moment noch. Aber schon beim Kantonsparla-

ment ist nicht mehr so klar, dass Tempo 30 auf Kantonsstrassen nicht vorstellbar ist. Nament-

lich im Bereich Sicherheit, wo das mehrfach gefordert wurde, an der Bernstrasse und z. B. an 

der Baselstrasse.  

Die Massnahme ist nicht wahnsinnig teuer. Es gibt viele andere Verkehrsmassnahmen, die 

sehr viel mehr kosten. Die Signalisation ist relativ einfach.  

Das angesprochene Tempobolzen auf der Seebrücke könnte man auch besser kontern, wenn 

wir nachts Tempo 30 hätten. Kontern in dem Sinn, dass wir härtere Bussen aussprechen könn-

ten, wenn das geahndet würde. Das wäre dann Sache der Polizei.  

Zusammenfassend: Es ist selbstverständlich keine mobilitätsverhindernde Strategie, sondern 

es ist ein Element im Bereich Sicherheit, vor allem in Bezug auf Lärmreduktion und im Umset-

zen der gesetzlichen Vorgaben, da wir bis 2018 die Lärmsanierung durchführen müssen. Des-

halb bittet der Sprechende die Ratsmitglieder sehr, er hofft auch auf die interessante Wen-

dung von der CVP, um dort auch Offenheit zu erreichen, das Anliegen zu prüfen. 

 

Joseph Schärli: Wenn gesagt wird, man müsse den Lärm herabsetzen und der Rat das Postulat 

überweisen will, dann schaut auch bei den Pubs, schaut dort auf den Strassen! Geht mal  
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nachts um 24 Uhr zum Monopol oder an die Haldenstrasse. Der Lärm dort ist viel grösser wie 

bei den Autos.  

Und noch etwas: Wenn die Geschwindigkeit so weit herabgesetzt wird, dass die Velos bzw. 

die E-Bikes den Autos davonfahren, will man das? Dann machen wir doch die Strassen einfach 

zu. Nachts überhaupt kein Verkehr mehr, nur noch Leute auf der Strasse, die einen Riesen-

lärm machen.   

 

Rieska Dommann ist überrascht, dass man jetzt mit der Lärmschutzverordnung argumentiert 

und sagt, man hat einen gesetzlichen Auftrag bis 2018, die Strassen zu beruhigen. Das hat 

den Sprechenden gefuchst und deshalb muss er dazu etwas sagen. 

Tatsächlich die Lärmschutzverordnung hat schon lange vorgeschrieben, dass die öffentliche 

Hand die Strassensanierungen durchführen muss. Der Eigentümer einer Anlage, die Lärm 

verursacht, ist verpflichtet, diese zu sanieren. Auf den meisten Strassen der Stadt Luzern ist 

das schon lange passiert. Der Sprechende ist überzeugt, bei den meisten Kantonsstrassen (z. B. 

Obergrund- und Zürichstrasse) hat man die Projekte schon lange durchgeführt.  

In der Stadt Luzern sind es vor allem Gemeindestrassen, wo die Strassenlärmsanierungspro-

gramme noch durchgeführt werden. Und dabei prüft man selbstverständlich bei jeder Strasse 

auch die Massnahme Tempo 30. Das wird bei Strassenlärmsanierungsprogrammen in jedem 

Fall überprüft. Dafür braucht es dieses Postulat nicht. 

 

Jules Gut probiert, ob man vielleicht von der CVP noch jemand umstimmen könnte. Es ist ja 

auch im Kantonsrat so, dass es prominente CVP-Vertreter gibt, die sich für die Tempo-30-

Geschichte stark engagiert haben. Das ist auch beim Regierungsrat so.  

Vorher haben wir gesagt, wir sind die arme Stadt. Wir haben den grausamen Kanton. Und 

jetzt machen wir wieder genau das, jetzt sagen wir, oh, der Kanton ist so hart mit uns, wir 

können leider nicht…. Ja, stehen wir jetzt zusammen und sagen dem Kanton, prüfen, prüfen, 

prüfen – steter Tropfen höhlt den Stein. Er wartet doch nur darauf, dass er seine Position än-

dern kann. Aber wenn wir das schon nicht wollen, hat er gar keinen Grund sich da irgendwie 

zu bewegen. Es geht wirklich darum, als eine Option die Möglichkeit zu prüfen, Abklärungen 

machen zu können, und es heisst ja nicht, dass das morgen eingeführt werden muss. Und der 

Sprechende bittet wirklich den Liberalen und Offenen kein Denkverbot auszusprechen. Es 

gäbe sehr viele Argumente auch für die Liberale Fraktion, mit gutem Gewissen die Hand zu 

heben.  

 

In der Abstimmung wird die Überweisung des Postulats 310 mit 25 : 19 Stimmen abgelehnt. 
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14. Interpellation 311, Verena Zellweger-Heggli namens der CVP-Fraktion, vom 

20. März 2012:  

Mögliche Auswirkungen für die Stadt Luzern durch ein Atomendlager Wel-

lenberg 

 

Reto Derungs: Nach Rücksprache mit der Verfasserin der Interpellation, Verena Zellweger-

Heggli, möchte man ganz herzlich Danke sagen für die kompetente Beantwortung der Inter-

pellation.   

 

Damit ist die Interpellation 311 erledigt. 

 

Ratspräsidentin Theres Vinatzer hat noch zwei Informationen: Die erste ist, dass die geplante 

Ratssitzung vom 6. Dezember 2012 mangels Traktanden ausfällt. Die nächste Sitzung findet 

am 20. Dezember 2012 statt. 

Die zweite Information ist: Um 17.30 Uhr findet die Überreichung der Ehrennadeln statt, an 

Frau Carla Schwöbel-Braun, Frau Annemarie Käch und Herrn Walter Stierli. Der Grosse Stadt-

rat ist herzlich eingeladen, an der Überreichung der Ehrennadel teilzunehmen. Im Anschluss 

gibt es einen Apéro riche.  

 

 

 

 

 

 

Schluss der Sitzung: 17.00 Uhr 

Luzern, den 21. Dezember 2012 

 

 

 

Die Protokollführerin:                                                            Eingesehen von: 

 

 

 

Brigitte Scherbaum                                                 Toni Göpfert, Stadtschreiber 
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